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Ordnung  

zur Änderung der Prüfungsordnung 

für den Bachelorstudiengang „Soziologie“ 

der Fakultät Sozialwissenschaften 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 25. Oktober 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), hat die 

Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Soziologie der Fakultät 

Sozialwissenschaften an der Technischen Universität Dortmund vom 22. Oktober 2021 

(AM 21/2021, Seite 1 ff.) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 (Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

(1) Mit Absolvierung des Bachelorstudiums wird ein erster berufsqualifizierender 

Abschluss erworben. Mit dem Studiengang wird das Ziel verfolgt, wissenschaftliche 

Grundlagen, Methodenkompetenzen und berufsfeldbezogene Qualifikationen zu 

vermitteln. Im Bachelorstudium Soziologie erwerben die Studierenden unter 

Berücksichtigung der Veränderungen und Anforderungen der Berufswelt fachliche 

Kenntnisse und Fähigkeiten, die sie zum wissenschaftlichen Arbeiten, zur kritischen 

Einordnung wissenschaftlicher Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln 

befähigen. Die Fähigkeit zum kritischen Denken und Diskutieren sollen die 

Studierenden auch in ihre spätere Teilhabe am gesellschaftlichen Leben einbringen. 

Gesellschaftliches Engagement, verantwortliches Handeln und 

Persönlichkeitsentwicklung sowie der Erwerb von Medienkompetenzen finden als 

Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Die Studierenden beschäftigen sich mit 

Fragestellungen sozialwissenschaftlicher Natur. Die dadurch vermittelten 

interkulturellen Fähigkeiten tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Studierenden 

bei. Das Studium vermittelt insbesondere Kenntnisse und Fähigkeiten, die dazu 

dienen, soziologische Theorien und Wissensbestände sowie Methoden der 

empirischen Sozialforschung im beruflichen Kontext anzuwenden und umzusetzen.   

2. § 6a (Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden) Absatz 4 

Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerbenden in 

folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer 

Erkrankung oder mit Pflegeaufwand (Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne 

des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz, Pflege der*des 
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Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners 

oder einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, 

soweit diese*r pflegebedürftig ist). 

3. § 7 (Auslandssemester, Forschungspraktikum) Absätze 1, 2, 3, 4, 5 und 7 werden wie folgt 

geändert: 

(1) Im Rahmen des Bachelorstudiums ist ein Auslandssemester zu absolvieren. Das 

Auslandssemester findet in der Regel im fünften Fachsemester statt. Da die 

Semestereinteilung, die Semesterdauer sowie der Studienumfang im Ausland in der 

Regel von den an der Technischen Universität Dortmund geltenden Bestimmungen 

abweichen, muss das Auslandssemester einen Mindestumfang von einem Semester 

nach Maßgaben der Austauschuniversität umfassen, um die Ausbildungsziele des 

Auslandssemesters zu erreichen. 

(2) Die Studierenden und die*der Erasmusbeauftragte der Fakultät Sozialwissenschaften 

schließen rechtzeitig vor Antritt des Auslandsstudiensemesters eine schriftliche 

Vereinbarung („Learning Agreement“) ab. Das Learning Agreement legt verbindlich die 

während des Auslandsstudiums an der gewählten Hochschule zu studierenden Fächer 

und zu absolvierenden Prüfungen fest. Gegenstand des Learning Agreements können 

alle sozialwissenschaftlichen Fächer sowie sinnvoll ergänzende Fächer sein (z.B. 

Kulturwissenschaften, Lehrangebot für ausländische Studierende). Das Learning 

Agreement muss insgesamt Veranstaltungen im Umfang von mindestens 

30 Leistungspunkten umfassen. Abweichungen vom Learning Agreement sind dem 

Prüfungsausschuss unverzüglich anzuzeigen und von diesem zu genehmigen. 

(3) Die Studierenden müssen bis spätestens vier Wochen nach Beendigung des 

Auslandsstudiensemesters bei der*dem Beauftragten für Internationales der Fakultät 

Sozialwissenschaften einen Bericht über das Auslandssemester einreichen. Bei 

Erasmus-Studierenden kann der Erasmus-Abschlussbericht anerkannt werden. Bei 

Ablehnung des Berichts aus inhaltlicher oder formeller Hinsicht können die 

Studierenden einmal einen überarbeiteten Bericht nachreichen. Die weiteren 

Einzelheiten zum Bericht ergeben sich aus den Modulbeschreibungen des 

Modulhandbuchs. 

(4) Das Auslandssemester wird mit „bestanden“ bewertet, wenn  

1. die im Learning Agreement vereinbarten Studienfächer durch Vorlage eines 

Notenspiegels (Transcript of Records) als bestanden nachgewiesen wurden und 

2. ein schriftlicher Bericht über das Auslandssemester gemäß Absatz 3 vorliegt, der 

durch den*die Beauftragte für Internationales der Fakultät Sozialwissenschaften 

genehmigt wurde. 

(5) In Ausnahmefällen, in denen die Studierenden die im Learning Agreement festgelegten 

mindestens 30 Leistungspunkten nicht vollständig, jedoch mindestens 

15 Leistungspunkte erlangt haben, können Ersatzveranstaltungen in Höhe von 

maximal 15 Leistungspunkte an der Technischen Universität Dortmund besucht 

werden. Die Festlegung geeigneter Veranstaltungen obliegt dem Prüfungsausschuss. 
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Diese Veranstaltungen werden nur mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet 

und gehen damit nicht in die Gesamtnote der Bachelorprüfung ein. 

(7) In begründeten Ausnahmefällen kann auf schriftlichen Antrag über den 

Prüfungsausschuss anstelle des Auslandssemesters ein Forschungspraktikum 

absolviert werden. Die jeweiligen Voraussetzungen zur Durchführung des 

Forschungspraktikums sowie für das Bestehen des Praktikums werden in einer 

schriftlichen Praktikumsvereinbarung zwischen den Studierenden und dem 

Prüfungsausschuss der Fakultät Sozialwissenschaften verbindlich festgelegt. Die 

weiteren Einzelheiten ergeben sich aus den Modulbeschreibungen des 

Modulhandbuchs. 

4. § 20 (Bachelorarbeit (Thesis)) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

(6) Die Bachelorarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt 

jedoch nicht aus, dass das Thema der Bachelorarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe 

bearbeitet wird. Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu 

bewertende Beitrag der*des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich 

unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 2 erfüllt. Der 

Umfang der Seitenzahlen muss bei Gruppenarbeit angepasst werden und über die 

Anforderungen einer Einzelarbeit angemessen hinausgehen. 

5. § 26 (Einsicht in die Prüfungsunterlagen) Absätze 1 und 2 werden wie folgt geändert: 

(1) Nach Bekanntgabe der Klausurergebnisse wird eine Einsicht gewährt. Im Rahmen der 

Einsichtnahme können Kopien oder sonstige originalgetreue Reproduktionen gefertigt 

werden. Die Nutzung von Kopien und sonstigen Reproduktionen der Klausur sind nur 

für den persönlichen Gebrauch zum Zwecke der Klausureinsicht zulässig. 

Insbesondere ist die Veröffentlichung, Vervielfältigung, Verbreitung und jede Art der 

Verwertung sowie die Weitergabe an Dritte nicht gestattet. Bei Verstößen ist mit 

erheblichen rechtlichen Konsequenzen zu rechnen. Zeit und Ort der Einsichtnahme 

werden von den Prüfenden festgelegt und spätestens mit der Bekanntgabe der 

Prüfungsergebnisse in geeigneter Form bekannt gegeben. Die Einsicht in die 

Ergebnisse weiterer schriftlicher Prüfungsleistungen wird den Studierenden auf 

Antrag gewährt. Der Antrag ist binnen eines Monats an die*den Vorsitzende*n des 

Prüfungsausschusses zu stellen.  

(2) Die Einsicht in die auf die jeweiligen Prüfungen bezogenen Gutachten der Prüfenden 

sowie in die Prüfungsprotokolle der mündlichen Prüfungen wird den Studierenden auf 

Antrag gewährt. Der Antrag ist binnen drei Monaten nach Bekanntgabe des 

Prüfungsergebnisses an die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses zu stellen. 

Die*Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der 

Einsichtnahme. 

6. Der Anhang (Modulübersicht) wird wie folgt geändert:  
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Modulübersicht Bachelorstudiengang Soziologie 

Pflichtmodule 

Modul Modulbezeichnung 
Leistungs- 

punkte 

Prüfungs- 

art 

Zulassungs-

voraussetzungen 

für die 

Modulprüfung1 

M1.1 
Grundlagen der Soziologie und 

soziologische Theorien 
8 Modulprüfung2 -- 

M1.2 Grundlagenliteratur 8 
unbenotete 

Modulprüfung 
-- 

M2 Forschungsmethoden: Einführung 8 2 Teilleistungen -- 

M3 
Zentrale Felder gesellschaftlichen 

Wandels: Grundlegungen 
8 2 Teilleistungen -- 

M4 
Vertiefung quantitative Methoden: 

Statistik 
7 Modulprüfung -- 

M6 Forschungswerkstatt (quantitativ) 10 Modulprüfung 
Abschluss M2, 

Belegung M4 

M7 Forschungswerkstatt (qualitativ) 10 Modulprüfung Abschluss M2 

M8 Vertiefung qualitative Methoden 8 2 Teilleistungen 
Abschluss 

M1/M2 

M10.1 Praxismodul I 2 
unbenotete 

Modulprüfung 
-- 

 

                                                             
1 Im Fall von Modulprüfungen sind in den Lehrveranstaltungen zum Modul zudem Studienleistungen 

zu erbringen. Näheres regelt das entsprechende Modulhandbuch. 

2 Die Prüfungen sind benotet, sofern nicht anders angegeben. 
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Wahl-/Wahlpflichtmodule 

Modul Modulbezeichnung 
Leistungs- 

punkte 

Prüfungs- 

art 

Zulassungs-

voraussetzungen 

für die 

Modulprüfung3 

M5 A, 

M5 B 

Zentrale Felder gesellschaftlichen 

Wandels: Grundlagen (2 aus 6) 
9+9 je 1 Modulprüfung 

(Empfehlung: 

Abschluss M3) 

M9 A, 

M9 B 

Zentrale Felder gesellschaftlichen 

Wandels: Vertiefung (2 aus 6) 
10+10 je 2 Teilleistungen 

Belegung des 

entspr. M5 

M10.2 Praxismodul II 8 2 Teilleistungen -- 

M13 

 

 

Studium Fundamentale 

3 -- -- 

 Komplementfach 20 -- -- 

M11 Auslandssemester 30 -- -- 

 

Abschlussarbeit 

Modul Modulbezeichnung 
Leistungs- 

punkte 

Prüfungs- 

art 

Zulassungs-

voraussetzungen 

für die 

Modulprüfung4 

M12 
Bachelorarbeit (inkl. Studienleistung 

im Kolloquium) 
12 (9+3) Modulprüfung Siehe § 20 PO 

Artikel II 

(1) Diese Änderungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft.  

(2) Sie gilt für alle Studierenden, die in den Bachelorstudiengang Soziologie eingeschrieben 

sind.  

(3) Die Änderungen in § 7 Absätze 1, 2, 3, 4, 5 und 7 gelten für alle in dem Bachelorstudiengang 

Soziologie eingeschriebenen Studierenden, soweit ihr Auslandssemester bzw. 

Forschungspraktikum dem Wintersemester 2023/2024 oder einem späteren Semester 

zugeordnet wird. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrates der Sozialwissenschaften vom 

11. Oktober 2023 sowie des Rektorats der Technischen Universität Dortmund vom 

30. August 2023.  

                                                             
3 Im Fall von Modulprüfungen sind in den Lehrveranstaltungen zum Modul zudem Studienleistungen 

zu erbringen. Näheres regelt das entsprechende Modulhandbuch. 

4 Im Fall von Modulprüfungen sind in den Lehrveranstaltungen zum Modul zudem Studienleistungen 

zu erbringen. Näheres regelt das entsprechende Modulhandbuch. 
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Absatz 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-

Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des 

sonstigen autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 25. Oktober 2023 

Der Rektor  

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Prüfungsordnung 

für den Masterstudiengang Manufacturing Technology (MMT) 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 17. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), 

hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 

Inhaltsverzeichnis 

I. Allgemeines ......................................................................................................... 8 

§ 1 Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung ............................................................8 
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§ 3 Zugangsvoraussetzungen ..........................................................................................9 

§ 4 Mastergrad .............................................................................................................. 11 

§ 5 Leistungspunktesystem .......................................................................................... 11 

§ 6 Regelstudienzeit, Studienumfang und Studienstruktur ............................................ 11 

§ 7  Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl  der Teilnehmenden ........... 12 

§ 8 Prüfungen ................................................................................................................ 13 

§ 9  Nachteilsausgleich ................................................................................................. 15 

§ 10  Mutterschutz ........................................................................................................ 16 

§ 11 Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung,  endgültiges 
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§ 12 Prüfungsausschuss ............................................................................................... 17 

§ 13 Prüfende und Beisitzende ...................................................................................... 18 
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§ 16 Zulassung zur Masterprüfung ................................................................................ 19 
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§ 18 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von 

Leistungspunkten, Bildung von Noten ............................................................... 20 

§ 19  Masterarbeit (Thesis) ............................................................................................ 23 
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§ 20 Abgabe und Bewertung der Masterarbeit ............................................................... 24 

§ 21 Zusatzqualifikationen ............................................................................................ 25 

§ 22 Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel ........................................ 25 
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III. Schlussbestimmungen ...................................................................................... 26 

§ 24 Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades ............. 26 

§ 25 Einsicht in die Prüfungsunterlagen ........................................................................ 27 

§ 26 Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung ....................................... 27 

Hinweis ............................................................................................................................. 28 

Modulübersicht des Masterstudiengangs Manufacturing Technology ............................... 29 

 

I. Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 

(1) Diese Masterprüfungsordnung gilt für den Masterstudiengang „Manufacturing 

Technology“ an der Fakultät Maschinenbau der Technischen Universität Dortmund. Sie 

regelt gemäß § 64 Hochschulgesetz NRW (HG) die Strukturen des Masterstudiums. 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs sind die einzelnen Studienelemente, 

die Lehrinhalte und zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. Sie sind nicht Bestandteil 

der Prüfungsordnung. Sie werden durch die zuständigen Fakultätsräte beschlossen und 

sind dem Rektorat anzuzeigen. 

§ 2 

Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 

(1) Die Verbindung aus wissenschaftlichen, theoretischen Lehreinheiten und praktischen 

Studienanteilen lässt die Absolventinnen*Absolventen zu gefragten Spezialisten für 

fertigungstechnische Aufgabenstellungen werden.  

(2) Im ersten Studienjahr werden vertiefende, theoretische Fachkenntnisse der 

Produktionstechnik vermittelt. Durch die Wahlfächer kann dem Studium eine den 

individuellen Neigungen entsprechende Richtung gegeben werden. Im zweiten 

Studienjahr werden im Fachlabor-Modul sowie in der (industriellen) Projektarbeit auch 

praktische Fertigkeiten erworben, wodurch sowohl das Verständnis für die theoretischen 

Inhalte als auch das Vermögen der praktischen Umsetzung gefestigt werden. Die 

Studierenden sollen dadurch auch befähigt werden, die ihnen bisher bekannten, in der 

industriellen Praxis eingesetzten Fertigungsverfahren mit aktuellen Entwicklungen in den 

einzelnen Fachbereichen zu vergleichen. Darüber hinaus lernen die Studierenden, 

Projekte auch mit mehreren Beteiligten zu organisieren und erfolgreich umzusetzen. 

Aufgrund der Internationalität des Studiengangs sammeln die Teilnehmenden zusätzlich 

interkulturelle Erfahrungen. Die außerfachliche Qualifikation in Form von Wahlmodulen 

aus den Bereichen der Sozial-, Geistes- oder Wirtschaftswissenschaften ermöglicht den 
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Studierenden, sich mit Methoden aus anderen Disziplinen der Wissenschaft vertraut zu 

machen. Die in Rhetorik- und Sprachkursen erworbenen Kompetenzen können im 

täglichen Berufsalltag eingesetzt werden und tragen zur persönlichen Weiterentwicklung 

bei. Anhand der abschließenden Masterarbeit zeigen die Studierenden, dass sie in der 

Lage sind, eine komplexere Problemstellung selbstständig zu bearbeiten. Die 

Absolventinnen*Absolventen sind nach Beendigung des Studiums befähigt, bestehende 

Fertigungsprozesse zu analysieren und zu optimieren, Produktionssysteme zu bewerten 

und neue Verfahren zu entwickeln.  

(3) Der konsekutive Masterstudiengang baut auf einem Bachelorstudiengang auf. Mit 

Absolvierung des Masterstudiums wird ein weiterer berufsqualifizierender Abschluss mit 

der Befähigung zum wissenschaftlichen Arbeiten erworben, der in der Regel zur Promotion 

berechtigt. Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums hat die*der Studierende 

bewiesen, dass sie*er vertiefte Kenntnisse im Bereich Fertigungs- und 

Produktionstechnik besitzt.  

§ 3 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang Manufacturing Technology ist  

a) ein Bachelorabschluss in dem Studiengang Maschinenbau der Technischen 

Universität Dortmund oder 

b) ein anderer vergleichbarer Abschluss in einem mindestens dreijährigen 

(sechssemestrigen) vergleichbaren Studiengang an einer staatlichen oder staatlich 

anerkannten Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder an einer 

Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes, sofern der 

Aufnahmeausschuss festgestellt hat, dass keine wesentlichen Unterschiede zu dem 

in Absatz 1 lit. a genannten Abschluss und Studiengang vorliegen.  

(2) Die Vergleichbarkeit des Studiengangs nach Absatz 1 lit. b zum Bachelorabschluss im 

Studiengang Maschinenbau ist in der Regel dann gegeben, wenn der Studiengang folgende 

fachwissenschaftliche Inhalte aufweist:  

a) Leistungen aus dem Bereich Mathematik im Umfang von mindestens 

15 Leistungspunkten (LP),  

b) Leistungen aus dem Bereich Mechanik im Umfang von mindestens 9 Leistungspunkten 

(LP),  

c) Leistungen aus den Bereichen Werkstofftechnik, Fertigungstechnik, 

Konstruktionslehre und/oder Mess- und Regelungstechnik im Umfang von mindestens 

15 Leistungspunkten (LP) und 

d) Leistungen aus den Bereichen a) bis c) in Summe im Umfang von insgesamt mindestens 

50 Leistungspunkten (LP). 

(3) Zuständig für die Prüfung der Zugangsvoraussetzungen ist der Aufnahmeausschuss. 

Maßstab für die Feststellung, ob wesentliche Unterschiede bestehen oder nicht 

bestehen, ist ein Vergleich von Inhalt, Umfang und Anforderungen des erreichten 
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Abschlusses und des Studiengangs mit dem Abschluss und dem Studiengang nach 

Absatz 1 lit. a.  

(4) Wurde der akademische Grad im Ausland erworben, so sind zur Prüfung der Wesentlichkeit 

von Unterschieden die von der Kultusministerkonferenz und der 

Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen, Absprachen im 

Rahmen von Hochschulpartnerschaften sowie die Empfehlungen der Zentralstelle für 

ausländisches Bildungswesen (ZAB) zu beachten. 

(5) Zusätzlich zu den genannten Voraussetzungen gemäß Absatz 1 müssen 

Studienbewerberinnen und Studienbewerber folgende Kriterien erfüllen: 

a) Als Gesamtnote wurde im vorausgesetzten Abschluss gemäß Absatz 1 mindestens die 

Note 2,9 (befriedigend) oder besser oder im Falle eines ausländischen Abschlusses eine 

der Note 2,9 (befriedigend) im jeweils landesüblichen Notensystem mindestens 

gleichwertige Note erzielt.  

b) Da es sich um einen ausschließlich englischsprachigen Studiengang handelt, werden 

ausreichende Kenntnisse der englischen Sprache vorausgesetzt. Ist die Muttersprache 

der*des Studienbewerberin*Studienbewerbers nicht die englische Sprache und wurde 

der akademische Bachelorgrad nicht in einem englischsprachigen Studiengang 

erworben, so sind ausreichende Englischkenntnisse vor der Aufnahme des Studiums 

nachzuweisen. Diese Sprachkenntnisse gelten als nachgewiesen, wenn der*die 

Studienbewerber*in eine Bescheinigung ausreichender Englischkenntnisse vorlegt, 

welche dem Kompetenzniveau B2 des Gemeinsamen europäischen Referenzrahmens 

für Sprachen (GeR) entspricht. Über die Anerkennung der Bescheinigungen entscheidet 

der Aufnahmeausschuss. Deutschkenntnisse sind keine Voraussetzung. 

(6) Für Bewerber*innen wird der Nachweis eines schriftlichen Eignungstests (z.B. GRE-Test, 

Graduate Record Examination) dringend empfohlen. 

(7) Über die Zulassung von Studierenden entscheidet ein Aufnahmeausschuss. Der 

Aufnahmeausschuss besteht aus zwei Hochschullehrenden und einer*einem 

wissenschaftlichen Mitarbeitenden der Fakultät Maschinenbau. Die Mitglieder werden 

vom Fakultätsrat nach Gruppen getrennt für zwei Jahre gewählt. Der 

Aufnahmeausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der 

Hochschullehrenden die*den Vorsitzende*n sowie die*den stellvertretende 

Vorsitzende*n. Für die Mitglieder des Aufnahmeausschusses mit Ausnahme der*des 

Vorsitzenden und dessen*deren Stellvertreter*in werden vom Fakultätsrat 

Vertreter*innen gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Zusammensetzung des 

Aufnahmeausschusses wird von dem*der Dekan*in bekannt gegeben. Wird die Wahl des 

Aufnahmeausschusses oder einzelner Mitglieder nach Amtsantritt für ungültig erklärt, so 

berührt dies nicht die Rechtswirksamkeit der vorher gefassten Beschlüsse und 

Amtshandlungen. Der Aufnahmeausschuss kann die Erledigung bestimmter Aufgaben (z. 

B. Eilentscheidungen) im Rahmen der laufenden Geschäfte auf die*den Vorsitzenden 

übertragen. Dies gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche. Der 

Aufnahmeausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei der Mitglieder aus der Gruppe der 

Hochschullehrenden anwesend sind. Der Aufnahmeausschuss entscheidet mit einfacher 

Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der*des Vorsitzenden. Die 
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Sitzungen des Aufnahmeausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des 

Aufnahmeausschusses, einschließlich ihrer Vertreter*innen, unterliegen der 

Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch 

die*den Vorsitzende*n des Aufnahmeausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(8) Ist ein*e Bewerber*in noch nicht im Besitz des Bachelorzeugnisses, so kann der 

Prüfungsausschuss diesen*diese Bewerber*in zum gewählten Masterstudiengang 

zulassen, wenn diese*dieser den Nachweis erbringt, dass sie*er alle Prüfungen eines 

Bachelorstudiengangs gemäß Absatz 1 erfolgreich abgelegt hat.  

§ 4 

Mastergrad 

Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund durch 

die Fakultät Maschinenbau den akademischen Grad „Master of Science“ („M. Sc.“). 

§ 5 

Leistungspunktesystem 

(1) Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem 

European Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist.  

(2) Jedem Modul wird gemäß seinem Studienaufwand eine Anzahl von Leistungspunkten (LP) 

zugeordnet. Ein LP im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem ECTS-Punkt und 

wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand (workload) von etwa 30 Stunden 

erfordert. Pro Semester sind in der Regel 30 LP zu erwerben.  

(3) LP werden auf der Grundlage erfolgreich und vollständig absolvierter Module vergeben. 

§ 6 

Regelstudienzeit, Studienumfang und Studienstruktur 

(1) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums beträgt vier Semester (zwei Jahre) und schließt 

die Anfertigung der Masterarbeit ein. 

(2) Das Masterstudium umfasst insgesamt 120 LP, die ca. 3.600 studentischen 

Arbeitsstunden entsprechen und sich in Pflicht- und Wahlpflichtbereich aufteilen. Darin 

sind selbstständige Vor- und Nachbereitung der Lehrveranstaltungen bereits enthalten. 

(3) Das Studium gliedert sich in Module, die sich jeweils über maximal zwei aufeinander 

folgende Semester erstrecken. Module sind inhaltlich und zeitlich abgerundete, in sich 

geschlossene Studieneinheiten im Umfang von in der Regel mindestens 5 LP.  

(4) Die Lehrveranstaltungen/Prüfungen werden in englischer Sprache angeboten. Das Modul 

zur außerfachlichen Qualifikation wird in Englisch und, falls verfügbar, in weiteren 

Sprachen angeboten. 

(5) Die Struktur des Masterstudiengangs sowie die Module, einschließlich der zu 

erwerbenden LP und Prüfungsart (Modulprüfung oder Teilleistung/benotet oder 

unbenotet), sind im Anhang dieser Prüfungsordnung dargestellt. 

(6) Das Studium kann nur im Wintersemester aufgenommen werden.  
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§ 7 

 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl  

der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen des Masterstudiengangs Manufacturing Technology können aus 

den in § 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt 

werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Studiendekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte 

Lehrperson mit Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. 

Dabei sind die Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen:  

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt 

angewiesen sind. 

Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut 

den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in 

dem Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen 

ist; zum anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die 

Lehrveranstaltung benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah 

abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene 

Studierende, die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt 

angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß 

§ 52 Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in 

folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer 

Erkrankung oder mit Pflegeaufwand (Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne 

des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz, Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners 

oder einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, 

soweit diese*dieser pflegebedürftig ist). 
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2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber 

dem*der Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, 

dass den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der 

Zahl der Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem 

Semester entsteht. 

§ 8 

Prüfungen  

(1) Module werden in der Regel mit nur einer Prüfung abgeschlossen. Der Modulabschluss 

erfolgt in der Regel durch eine benotete Modulprüfung. Ausnahmsweise kann ein Modul 

auch durch kumulativ erbrachte, benotete Teilleistungen erfolgreich abgeschlossen 

werden. Teilleistungen werden im Rahmen einzelner Lehrveranstaltungen erbracht. 

(2) Die Modulprüfungen und Teilleistungen werden studienbegleitend, in der Regel durch 

schriftliche, mündliche, elektronische Prüfungen oder Prüfungen in elektronischer 

Kommunikation (Klausurarbeiten, Referaten bzw. Seminargestaltung, Hausarbeiten, 

Portfolios Poster- oder Projektpräsentationen mit oder ohne Disputation und 

fachpraktischen Prüfungen, etc.) erbracht. Die jeweils verantwortlichen Prüfenden 

können mit Zustimmung des Prüfungsausschusses andere geeignete Prüfungsformen 

festlegen.  

(3) Art, Form und Umfang der Prüfungen sind in den Modulbeschreibungen festgelegt oder 

werden von den Prüfenden jeweils spätestens zwei Wochen nach Beginn der 

Veranstaltung bekannt gemacht. Auf Antrag über den Prüfungsausschuss kann in 

begründeten Fällen für einen begrenzten Zeitraum von der ursprünglich in den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs vorgesehenen Erbringungsform abgewichen 

werden. Die Termine für schriftliche Prüfungen werden von der*dem Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses festgelegt und sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier 

Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit, bekannt zu geben. Zeiträume für mündliche 

Prüfungen werden mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt 

gegeben. Die individuellen Termine werden eine Woche vor der Prüfung bekannt gegeben. 

(4) Die Anmeldung zu den Prüfungen muss bis spätestens zwei Wochen vor dem Beginn der 

jeweiligen Prüfung bei der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität 

Dortmund erfolgen. Der Anmeldezeitraum muss mindestens zwei Wochen betragen. 

Näheres zur Prüfungsanmeldung wird den Studierenden zu Beginn der Lehrveranstaltung 

von der*dem jeweils verantwortlichen Lehrenden bekannt gegeben. Eine Abmeldung ohne 

Angabe von Gründen ist bei mündlichen Prüfungen bis zu einer Woche vor dem Beginn der 

jeweiligen Prüfung, bei schriftlichen Prüfungen bis zu einem Tag vor dem Beginn der 

jeweiligen Prüfung möglich. Die*Der Studierende gilt dann als nicht zu der Prüfung 

angemeldet. Für Prüfungen, die im Rahmen eines Studiengangs von einer anderen 
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Fakultät durchgeführt werden, können hiervon abweichende Ab- bzw. Anmeldefristen 

gelten. Bei Fachlaboren und allen teilnahmebeschränkten Veranstaltungen gilt als 

Prüfungsbeginn der Zeitpunkt der verbindlichen Erklärung einer Teilnahme gegenüber 

der*dem Prüfenden. 

(5) Der Zugang zu den Lehrveranstaltungen eines Moduls kann von bestimmten 

Voraussetzungen, insbesondere dem erfolgreichen Abschluss anderer Module, abhängig 

gemacht werden. Die einzelnen Zugangsvoraussetzungen der Module ergeben sich aus 

den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 

(6) Die Zulassung zu den einzelnen Modulprüfungen oder Teilleistungen erfordert, dass die in 

den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs/im Anhang zu dieser Prüfungsordnung 

als Voraussetzungen bezeichneten Prüfungen erfolgreich abgelegt worden sind. 

(7) Klausurarbeiten können ganz oder teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt 

werden. Insbesondere bei Anwendung dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die 

Prüfungsaufgaben auf die in den Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen 

vermittelten Inhalte und erforderlichen Kenntnisse abgestellt sind und zuverlässige 

Prüfungsergebnisse ermöglichen. Bei Prüfungsleistungen, die von zwei Prüfenden zu 

bewerten sind, werden die Prüfungsfragen von beiden Prüfenden gemeinsam erarbeitet. 

Bei der Aufstellung von Prüfungsfragen ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend 

anerkannt werden. 

(8) Prüfungsleistungen werden in der Regel von einer*einem Prüfenden bewertet. 

Prüfungsleistungen in schriftlichen oder mündlichen Prüfungen, mit denen ein 

Studiengang abgeschlossen wird, und in Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem 

Nichtbestehen keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind mindestens von zwei 

Prüfenden im Sinne des § 13 zu bewerten. Darüber hinaus sind mündliche Prüfungen stets 

von mehreren Prüfenden oder von einer*einem Prüfenden in Gegenwart einer*eines 

sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung oder Gruppenprüfung abzunehmen. 

(9) Für Modulprüfungen ist bei Klausurarbeiten eine Bearbeitungszeit von minimal einer 

Stunde bis maximal vier Zeitstunden Dauer, für mündliche Prüfungen eine Dauer von 

minimal 15 und maximal 45 Minuten pro Studierender*Studierendem vorzusehen. Für 

Teilleistungen sind minimal 30 Minuten und maximal drei Zeitstunden Dauer für 

Klausurarbeiten und für mündliche Prüfungen eine Dauer von minimal 15 bis maximal 

30 Minuten pro Studierender*Studierendem vorzusehen. In mündlichen 

Gruppenprüfungen darf eine Gesamtdauer von 120 Minuten bei Modulprüfungen und 

90 Minuten bei Teilleistungen nicht überschritten werden. 

(10) Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. 

Eventuell zugelassene Hilfsmittel werden vor der Prüfung von den Prüfenden rechtzeitig 

vor der Prüfung bekannt gegeben. Die Bewertung von schriftlichen Prüfungsleistungen ist 

den Studierenden nach spätestens zwei Monaten in geeigneter Form bekannt zu geben, 

wobei die Anforderungen des Datenschutzes zu beachten sind. 

(11) Bei mündlichen Prüfungen sind die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der 

mündlichen Prüfung in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist 

der*dem Kandidatin*Kandidaten im Anschluss an die Prüfung bekannt zu geben. Wird eine 

mündliche Prüfung vor einer*einem Prüfenden abgelegt, hat diese*r vor der Festsetzung 
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der Note gemäß § 18 Absatz 1 die*den Beisitzenden zu hören. Wird eine mündliche Prüfung 

vor zwei Prüfenden abgelegt, legt jede*r Prüfende eine Einzelnote für die mündliche 

Prüfungsleistung gemäß § 18 Absatz 1 fest. Die Noten der mündlichen Prüfungsleistung 

werden aus dem arithmetischen Mittel der beiden Einzelnoten entsprechend § 18 Absatz 

6 ermittelt. Studierende, die sich zu einem späteren Zeitpunkt der gleichen Prüfung 

unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörer*innen 

zugelassen, es sei denn, die*der zu prüfende Studierende widerspricht. Die Zulassung 

erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Im 

Falle einer Beeinflussung oder Störung der Prüfung können diese Personen von der*dem 

Prüfenden als Zuhörer*in ausgeschlossen werden. 

(12) In Modulen, die mit einer Modulprüfung abschließen, können in den einzelnen 

Lehrveranstaltungen zusätzliche Studienleistungen verlangt werden. Dies können 

insbesondere sein: Referate, Hausarbeiten, testierte Praktikumsversuche, praktische 

Übungen, schriftliche oder mündliche Leistungsüberprüfungen, Vorträge oder Protokolle. 

Die Anforderungen einer Studienleistung liegen in Form und Umfang deutlich unterhalb 

der Anforderungen einer Modulprüfung oder Teilleistung. Soweit die Art der 

Studienleistung nicht in den Modulbeschreibungen definiert ist, wird sie von der*dem 

Lehrenden jeweils zu Beginn der Veranstaltung bekannt gemacht. Studienleistungen 

können benotet oder mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewertet werden. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Modulprüfung ist die erfolgreiche Erbringung aller 

in diesem Modul geforderten Studienleistungen. Eine Teilnahme an diesen 

Studienleistungen kann auch als freiwillig angegeben werden. 

(13)  Die Pflicht zur regelmäßigen Anwesenheit kann bei Lehrveranstaltungen vorgesehen 

werden, deren Lernziel nicht ohne die aktive Beteiligung der Studierenden erreicht werden 

kann. Bei der Regelung von Anwesenheitspflichten ist das verfassungsrechtliche Gebot 

der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Über die Anwesenheitspflicht wird auf der 

Grundlage einer Zwei-Drittel Mehrheit des Fakultätsrates entschieden. Die 

Anwesenheitspflicht ist in der Modulbeschreibung im Modulhandbuch auszuweisen. Die 

genaue Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter Form 

zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. 

(14) Prüfungsverfahren berücksichtigen die Ausfallzeiten durch die Pflege und Erziehung von 

Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetzes, die Pflege 

der*des Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners 

oder eines*einer in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 

§ 9  

Nachteilsausgleich 

(1) Machen Studierende durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger 

andauernder oder ständiger Behinderung oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage 

sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form, Dauer oder 

Frist abzulegen, so legt die*der Vorsitzende des Prüfungsausschusses fest, in welcher 

anderen Form, Dauer oder Frist die Prüfungsleistung erbracht wird. Dies gilt auch für den 

Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung. Weiterhin können Abweichungen im Hinblick auf 

die Benutzung von Hilfsmitteln oder Hilfspersonen sowie auf die Zahl und die 
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Voraussetzungen für die Wiederholung von Prüfungsleistungen vorgesehen werden. Er 

soll sich bei Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung, soweit nicht mit 

einer Änderung des Krankheits- oder Behinderungsbildes zu rechnen ist, auf alle im 

Verlauf des Studiums abzuleistenden Prüfungen erstrecken. Bei Zweifeln wird die 

zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter Studierender (z. B. 

Bereich „Behinderung und Studium“ innerhalb des Zentrums für Hochschulbildung an der 

Technischen Universität Dortmund) beteiligt.  

(2) Der Nachteilsausgleich wird auf Antrag an den Prüfungsausschuss einzelfallbezogen 

gewährt und ist bei der Zentralen Prüfungsverwaltung einzureichen.  

§ 10  

Mutterschutz 

Es gelten die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie die entsprechenden Bestimmungen des 

Mutterschutzgesetzes, vgl. § 64 Absatz 2 Nr. 5 und Absatz 2a HG NRW. 

§ 11 

Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung,  

endgültiges Nichtbestehen 

(1) Die Modulprüfungen und die einzelnen Teilleistungen können, wenn sie nicht bestanden 

sind oder als nicht bestanden gelten, zweimal wiederholt werden. Bei Nichtbestehen einer 

Teilleistung ist nur diese zu wiederholen. Wiederholungsprüfungen müssen aus Gründen 

der Herstellung einer Vergleichbarkeit und Prüfungsgerechtigkeit in der Form 

durchgeführt werden, in der bereits der Erstversuch der Prüfung stattgefunden hat. 

Bestandene Prüfungen können nicht wiederholt werden.  

(2) Ein Wechsel des Wahlpflichtmoduls ist möglich solange noch keine der dem Modul 

zugehörigen Prüfungen endgültig nicht bestanden wurde. Das endgültige Nichtbestehen 

von Wahlpflichtmodulen kann nicht durch andere erfolgreich absolvierte 

Wahlpflichtmodule ausgeglichen werden. 

(3) Innerhalb eines akademischen Jahres sind für die Modulprüfung oder die Teilleistungen 

jeweils zwei Prüfungstermine anzubieten. Der jeweils zweite Prüfungstermin dient 

insbesondere dazu, dass ein*e Kandidat*in, der*die die Prüfung des ersten Termins nicht 

bestanden hat, an der Prüfung des zweiten Termins teilnehmen kann. 

(4) Abweichend von Absatz 1 kann die Masterarbeit nur als Ganzes und dann nur einmal mit 

neuer Themenstellung wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der Masterarbeit 

gemäß § 19 Absatz 8 ist nur zulässig, wenn der*die Kandidat*in bei der Anfertigung der 

nicht erfolgreichen Masterarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.  

(5) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 120 LP aus den Modulprüfungen und 

Teilleistungen sowie für die Masterarbeit erworben wurden.  

(6) Die Masterprüfung ist insgesamt endgültig nicht bestanden, wenn 

a) die Masterarbeit nach Wiederholung wiederum nicht bestanden ist oder als nicht 

bestanden gilt oder 

b) der*die Studierende nicht mehr die erforderliche Mindestanzahl von LP erwerben kann 

oder 
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c) ein Modul endgültig nicht bestanden wurde. 

(7) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfungsleistung als 

endgültig nicht bestanden, so erteilt die*der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

der*dem Studierenden hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Auf Antrag wird der*dem Studierenden eine 

Bescheinigung über die erfolgreich abgelegten Prüfungen ausgestellt; aufgenommen wird 

der Zusatz, dass diese Bescheinigung nicht für die Vorlage an einer anderen Hochschule 

gilt. 

§ 12 

Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 

Aufgaben wird der bestehende Prüfungsausschuss der Fakultät Maschinenbau mit 

entsprechenden Aufgaben betraut.  

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar vier Mitgliedern aus der 

Gruppe der Hochschullehrenden, einem Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftlichen 

Mitarbeitenden und zwei Mitgliedern aus der Gruppe der Studierenden. Die Mitglieder 

werden vom Fakultätsrat nach Gruppen getrennt für zwei Jahre, die Mitglieder aus der 

Gruppe der Studierenden für ein Jahr gewählt. Der Prüfungsausschuss wählt aus seinen 

Mitgliedern aus der Gruppe der Hochschullehrenden die*den Vorsitzende*n sowie 

die*den stellvertretende*n Vorsitzende*n. Für die Mitglieder des Prüfungsausschusses 

mit Ausnahme der*des Vorsitzenden und dessen*deren Stellvertreter*in werden vom 

Fakultätsrat Vertreter*innen gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Zusammensetzung des 

Prüfungsausschusses wird von dem*der Dekan*in bekannt gegeben. Wird die Wahl des 

Prüfungsausschusses oder einzelner Mitglieder nach Amtsantritt für ungültig erklärt, so 

berührt dies nicht die Rechtswirksamkeit der vorher gefassten Beschlüsse und 

Amtshandlungen. 

(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 

eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er 

ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen im 

Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen und für die Abstimmung von 

fakultätsübergreifenden Frage- und Problemstellungen. Darüber hinaus hat der 

Prüfungsausschuss dem Fakultätsrat regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die 

Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur 

Reform der Prüfungsordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann die 

folgenden Aufgaben auf die*den Vorsitzende*n übertragen: Anerkennungsfragen, 

Eilentscheidungen, Beschwerden, Prüferbestellung. Entscheidungen über Widersprüche 

und die Berichtspflicht gegenüber dem Fakultätsrat können nicht auf die*den 

Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses übertragen werden.  

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der*dem Vorsitzenden oder 

der*dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern aus der Gruppe 

der Hochschullehrenden mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend 

sind. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme der*des Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder wirken an 
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pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen nicht mit. Als solche gelten 

insbesondere die Beurteilung, die Anerkennung von Leistungen, die Festlegung von 

Prüfungsaufgaben und die Bestellung der Prüfenden sowie der Beisitzenden. 

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 

beizuwohnen. 

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des 

Prüfungsausschusses, einschließlich ihrer Vertreter*innen, die Prüfenden sowie die 

Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen 

Dienst stehen, sind sie durch die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses zur 

Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(7) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der 

Verwaltungshilfe der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität 

Dortmund. 

§ 13 

Prüfende und Beisitzende 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden gemäß den 

gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der*dem Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses übertragen. Zur*zum Prüfenden dürfen an der Hochschule 

Lehrende der Technischen Universität Dortmund sowie weitere prüfungsberechtigte 

Personen im Sinne des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. Zur*zum Beisitzenden darf 

bestellt werden, wer selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 

vergleichbare Qualifikation erworben hat.  

(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(3) Studierende können für die Masterarbeit (Thesis) Prüfende vorschlagen. Auf die 

Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge begründen 

jedoch keinen Anspruch. 

§ 14 

Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 

Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester 

findet die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle 

Bachelor- und Masterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 

§ 15 

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet, wenn 

der*die Kandidat*in zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder 

wenn sie*er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 

Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 

Bearbeitungszeit erbracht wird. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 

Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 

Krankheit der*des Kandidatin*Kandidaten oder eines von der*dem 
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Kandidatin*Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines 

deutschsprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der*des 

Kandidatin*Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei 

dem nachträglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen 

Attest hervorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für 

die*den Studierende*n aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war und 

vernünftigerweise kein Anlass bestand, die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. 

Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis nicht 

an, wird dies der*dem Kandidatin*Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 

(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 

Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, 

gilt diese Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. Dies 

gilt ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Wird während einer Prüfung ein 

Täuschungsversuch oder eine Täuschung im Sinne von Satz 1 durch die Aufsichtsperson 

festgestellt, protokolliert diese den Täuschungsversuch bzw. die Täuschung. Die 

Entscheidung, ob ein Täuschungsversuch oder eine Täuschungshandlung vorliegt und 

damit die Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet gilt, 

trifft die*der jeweilige Prüfende. Ein*e Kandidat*in, der*die den ordnungsgemäßen Ablauf 

der Prüfung stört, kann von der*dem jeweiligen Prüfenden oder der Aufsichtsperson in der 

Regel nach Ermahnung von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden. In 

diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht 

bestanden“ bewertet. Die jeweiligen Gründe für die Entscheidung sind aktenkundig zu 

machen. In schwerwiegenden Fällen von Täuschung oder Störung kann der 

Prüfungsausschuss die*den Kandidatin*Kandidaten von der Erbringung weiterer 

Prüfungsleistungen ausschließen. 

(4) Der Prüfungsausschuss kann von der*dem Kandidatin*Kandidaten bei Modulprüfungen 

oder Teilleistungen eine schriftliche Erklärung verlangen, dass sie*er die Arbeit – bei einer 

Gruppenarbeit einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig 

verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie 

wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat. § 19 Absatz 10 bleibt unberührt. 

(5) Der*Die Kandidat*in kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, dass 

Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende 

Entscheidungen sind den Studierenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen 

und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung ist den 

Studierenden Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 

II. Masterprüfung 

§ 16 

Zulassung zur Masterprüfung 

(1) Mit der Einschreibung in den Masterstudiengang Manufacturing Technology an der 

Technischen Universität Dortmund oder der Zulassung als Zweithörer*in gemäß § 52 

Absatz 2 HG gilt ein*e Studierende*r als zu den Prüfungen dieses Studiengangs 

zugelassen, es sei denn, die Einschreibung bzw. Zulassung ist gemäß Absatz 2 zu 

versagen. 
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(2) Die Einschreibung bzw. Zulassung ist zu versagen, wenn 

a) der*die Kandidat*in eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche Prüfung in dem 

Masterstudiengang Manufacturing Technology an der Technischen Universität 

Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem Studiengang eine 

erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder  

b) der*dem Kandidatin*Kandidaten nach erbrachter Prüfungsleistung in einem der 

vorgenannten Studiengänge aufgrund einer anschließenden Anfechtung des 

Prüfungsbescheides eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung über das 

endgültige Nichtbestehen noch nicht vorliegt.  

§ 17 

Umfang der Masterprüfung 

(1) Die Masterprüfung setzt sich zusammen aus studienbegleitenden Prüfungen, in denen 

insgesamt 90 LP zu erwerben sind. Weitere 30 LP sind durch die Masterarbeit (Thesis) zu 

erwerben. 

(2) Aus dem Anhang ergeben sich die zu studierenden Module und die ihnen jeweils 

zugeordneten LP. 

§ 18 

Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, 

Erwerb von Leistungspunkten, Bildung von Noten 

(1) Die Noten für die Prüfungen und Teilleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden 

festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 

1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung 

2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 

Anforderungen liegt 

3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

entspricht 

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 

Anforderungen genügt 

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

Anforderungen nicht mehr genügt. 

Zur differenzierten Betrachtung der studienbegleitenden Prüfungen können die Noten um 

0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei 

ausgeschlossen. 

(2) In Absprache mit dem Prüfungsausschuss können bei Prüfungsleistungen, die nicht in der 

Gesamtnote berücksichtigt werden, die Prüfungsleistungen entweder nach dem 

Notenmaßstab gemäß Absatz 1 oder nach folgendem vereinfachten Maßstab bewertet 

werden: 

bestanden  =  eine Leistung, die mindestens den Anforderungen genügt 
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nicht bestanden  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel  

 den Anforderungen nicht mehr genügt. 

(3) Die dem jeweiligen Modul zugeordnete Zahl von LP wird erworben, wenn das Modul mit 

mindestens „ausreichend“ (4,0) oder „bestanden“ bewertet worden ist. Jede Teilleistung  

muss mit mindestens „bestanden“ oder „ausreichend“ (4,0) bewertet worden sein. 

(4) Eine schriftliche Klausurarbeit, welche ausschließlich im Antwort-Wahl-Verfahren 

durchgeführt wurde, gilt als bestanden, wenn 

a) 60 % der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden ist oder 

b) die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22 % die durchschnittliche 

Prüfungsleistung der Kandidatinnen*Kandidaten unterschreitet, die an der Prüfung 

teilgenommen haben. 

(5) Hat der*die Kandidat*in die Mindestpunktzahl gemäß Absatz 3 erreicht und damit die 

Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 

1 = „sehr gut“, falls sie*er mindestens 75 % 

2 = „gut“, falls sie*er mindestens 50 % aber weniger als 75 % 

3 = „befriedigend“, falls sie*er mindestens 25 % aber weniger als 50 % 

4 = „ausreichend“, falls sie*er keine oder weniger als 25 % 

der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht hat. 

(6) Wird eine schriftliche Klausurarbeit nur teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren 

durchgeführt, so werden die Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren nach den Absätzen 4 

und 5 bewertet. Die übrigen Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren 

beurteilt. Aus beiden Bewertungen wird die Note der Prüfungsleistung ermittelt, wobei die 

Anteile der jeweils zu erreichenden Gesamtpunktzahlen berücksichtigt werden.  

(7) Die Absätze 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn die Bewertung der Klausur durch 

Prüfende im Sinne des § 13 erfolgt. 

(8) Wird das Modul durch eine Modulprüfung abgeschlossen, so ist diese Note gleichzeitig die 

Modulnote. Bei Teilleistungen errechnet sich die Modulnote aus dem arithmetischen 

Mittel der mit den entsprechenden LP gewichteten, nicht gerundeten Noten der im 

Rahmen des jeweiligen Moduls abgelegten Teilleistungen.  

Die Modulnoten lauten in Worten: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut 

bei einem Durchschnittswert über 1,5 bis 2,5 = gut 

bei einem Durchschnittswert über 2,5 bis 3,5 = befriedigend 

bei einem Durchschnittswert über 3,5 bis 4,0 = ausreichend 

bei einem Durchschnittswert über 4,0 = nicht ausreichend. 

Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 

berücksichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 
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(9) In einzelnen Modulen kann es vorkommen, dass die Gesamtanzahl der addierten LP der 

einzelnen Teilleistungen höher ist als die im Anhang und in den Modulbeschreibungen des 

Modulhandbuchs angegebene Anzahl der LP des Moduls. In diesem Fall wird die 

Modulnote wie oben beschrieben aus dem arithmetischen Mittel der mit den jeweiligen LP 

gewichten Einzelnoten errechnet. Bei der Berechnung der Gesamtnote wird das Modul mit 

den im Anhang angegebenen LP gewichtet.  

(10) Die Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs können für einzelne Module freiwillige 

Studienleistungen vorsehen. In diesem Fall können auf Antrag der*des Studierenden und 

nach Maßgabe der*des Prüfenden bei der Festsetzung der Modulnote über die 

Modulprüfung hinaus bis zu drei freiwillige semesterbegleitende Studienleistungen 

berücksichtigt werden, wenn das Modul mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bestanden 

wird. Die Berücksichtigung von freiwilligen semesterbegleitenden Studienleistungen darf 

nur zu einer Verbesserung der Modulnote von höchstens 0,7, bestenfalls zur Note 1,0 

führen.  

(11) Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 

gemäß Absatz 6 gebildeten Modulnoten und der Note der Masterarbeit, wobei die 

einzelnen Modulnoten und die Note der Masterarbeit mit der jeweiligen Zahl von LP 

gewichtet werden. Werden mehr Wahlpflichtmodule abgeschlossen als gefordert, so sind 

unter Beachtung der nach dieser Prüfungsordnung festgelegten Mindesterfordernisse die 

Module mit den schlechtesten Noten für die Masterprüfung nicht zu berücksichtigen. Bei 

gleichen Noten sind die später absolvierten Module nicht zu berücksichtigen. Eine andere 

Berücksichtigung ist auf Antrag der*des Kandidatin*Kandidaten möglich. Absatz 6 gilt 

entsprechend.  

(12) Die Gesamtnote wird zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit Transfer 

System (ECTS) ausgewiesen. Darüber hinaus können ECTS-Grade für alle benoteten 

Prüfungsleistungen ausgewiesen werden. Hierzu ist ein entsprechender Beschluss des 

Prüfungsausschusses erforderlich. 

Die Grade nach ECTS werden wie folgt ausgewiesen: 

A =  in der Regel die besten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden; 

B =  in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 

C =  in der Regel die nächsten ca. 30 % der erfolgreichen Studierenden; 

D =  in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 

E =  in der Regel die nächsten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden. 

(13) Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten der 

letzten sechs Semester. Ist diese Gruppe kleiner als 50 Personen, so ist die Bezugsgruppe 

aus den letzten 10 Semestern zu ermitteln. Das aktuelle Semester soll bei der Bildung der 

ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Solange keine statistischen 

Daten zur Berechnung einer relativen Bewertung zur Verfügung stehen, werden keine 

ECTS-Grade ausgewiesen. Aus Gründen der rechtssicheren Vergabe kann durch Beschluss 

des Prüfungsausschusses auf die Ausweisung von ECTS-Graden verzichtet werden. 

Entsprechende Hinweise erscheinen im Abschlussdokument. Bei der Zusammensetzung 

der Vergleichsgruppe ist nach dem Abschluss und dem Studiengang zu differenzieren. 
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Darüber hinaus kann in sachlich begründeten Fällen eine andere Zusammensetzung der 

Vergleichsgruppe erfolgen. Hierzu ist ein entsprechender Beschluss des 

Prüfungsausschusses erforderlich.  

(14) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" wird das Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" 

erteilt, wenn die Masterarbeit mindestens mit 1,3 bewertet und der mit den LP gewichtete 

Durchschnitt aller anderen Noten der Module kleiner als 1,3 ist. 

§ 19  

Masterarbeit (Thesis) 

(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass der*die Kandidat*in in der Lage ist, innerhalb einer 

vorgegebenen Frist eine Aufgabenstellung selbstständig nach wissenschaftlichen 

Methoden zu bearbeiten. 

(2) Die Masterarbeit (Thesis) kann nach dem Erwerb von 70 LP aus abgeschlossenen Modulen 

gemäß § 5 Absatz 3 im Masterstudiengang Manufacturing Technology aufgenommen 

werden. Durch die Masterarbeit werden 30 LP erworben.  

(3) Die Masterarbeit wird in englischer Sprache erbracht.  

(4) Die Masterarbeit kann von jeder*jedem Hochschullehrenden und jeder*jedem 

Habilitierten des Faches, die*der in Forschung und Lehre tätig ist und der Fakultät 

Maschinenbau der Technischen Universität Dortmund, der Fakultät für Maschinenbau der 

Ruhr-Universität Bochum oder der Lehreinheit Maschinenbau der Fakultät für 

Ingenieurwissenschaften der Universität Duisburg-Essen angehört, ausgegeben und 

betreut werden. Soll die Masterarbeit in einer anderen Einrichtung der Hochschule oder in 

einer Einrichtung außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu der 

Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Andere Personen, die 

die Voraussetzungen nach § 65 Absatz 1 HG erfüllen, können mit Zustimmung des 

Prüfungsausschusses die Masterarbeit ausgeben und betreuen. In diesem Fall muss ein*e 

Betreuer*in Hochschullehrende*r in einem dem Thema der Arbeit entsprechenden 

Fachgebiet sein. 

(5) Das Thema der Masterarbeit soll industrienah gewählt werden und muss das 

Themengebiet Fertigungstechnik beinhalten. Die Ausgabe des Themas erfolgt auf Antrag 

der*des Kandidatin*Kandidaten über die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses; 

der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. Der*Die Kandidat*in kann in dem 

Antrag bezüglich der*des Betreuerin*Betreuers und des Themas Vorschläge machen. 

Kann ein*e Kandidat*in keine*n Betreuende*n benennen, sorgt die*der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses dafür, dass der*die Studierende ein Thema für die Masterarbeit und 

eine*n Betreuende*n erhält. 

(6) Die Masterarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt jedoch 

nicht aus, dass das Thema der Masterarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe bearbeitet 

wird. Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu bewertende 

Beitrag der*des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich unterscheidbar und 

bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. Der im Modulhandbuch 

genannte Umfang der Seitenzahlen muss über die Anforderungen einer Einzelarbeit 

angemessen hinausgehen. 
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(7) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt 24 Wochen und beginnt mit der Ausgabe 

des Themas. Das Thema und die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die 

Arbeit innerhalb dieser Frist abgeschlossen werden kann. Auf begründeten Antrag der*des 

Kandidatin*Kandidaten kann die*der Vorsitzende des Prüfungsausschusses im 

Einvernehmen mit dem*der Betreuenden ausnahmsweise eine Verlängerung der 

Bearbeitungszeit um bis zu vier Wochen gewähren. Ein Verlängerungsantrag ist 

spätestens 14 Tage vor Ablauf der Bearbeitungszeit an den Prüfungsausschuss zu stellen. 

Im Falle von Krankheit kann die Frist zur Abgabe um maximal 12 Wochen verlängert 

werden. Dazu ist die Vorlage eines ärztlichen Attests, erforderlich. Die Verlängerung 

entspricht der Krankheitszeit. Überschreitet die Krankheitsdauer die Frist, kann die*der 

Studierende ein neues Thema bearbeiten ohne Anerkennung eines Prüfungsversuches. 

(8) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vier Wochen 

zurückgegeben werden; die Masterarbeit gilt dann als nicht begonnen. 

(9) Der Umfang der Masterarbeit ist dem Modulhandbuch zu entnehmen.  

(10) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat der*die Kandidat*in an Eides statt zu versichern, 

dass sie*er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen 

Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht 

hat. In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Beiträge aufzunehmen. Für die 

eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher Vordruck der Zentralen 

Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund zu verwenden und bei der 

Abgabe der Masterarbeit als fester Bestandteil der Masterarbeit unterschrieben 

einzubinden bzw. entsprechend des digitalen Abgabeverfahrens gemäß § 20 Absatz 1 

zusammen mit der Abschlussarbeit als eine Datei hochzuladen. 

(11) Zur Masterarbeit gehört eine mündliche Prüfung mit Präsentation der durchgeführten 

Arbeiten und erreichten Ergebnisse. Die mündliche Prüfung dauert in der Regel je 

Kandidat*in 30 Minuten. Die mündliche Prüfung wird von zwei Prüfenden bewertet, die in 

der Regel mit den Prüfenden der Masterarbeit identisch sind. Für die Bewertung gilt § 8 

Absatz 8 Satz 3 und Satz 4. Der Termin, an dem die mündliche Prüfung stattfindet, ist der 

Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund rechtzeitig 

mitzuteilen. 

§ 20 

Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 

(1) Für die Abgabe der Masterarbeit gelten die Bestimmungen der Ordnung zur Abgabe von 

Abschlussarbeiten (Bachelor/Master) der Technischen Universität Dortmund in der jeweils 

geltenden Fassung. Sofern das Hochladen von einzelnen Abschlussarbeiten 

beziehungsweise von Teilen der Abschlussarbeiten aus fachlichen Gründen nicht tauglich 

ist und/oder sofern eine vertragliche Vereinbarung mit Dritten besteht, die eine 

Veröffentlichung von Abschlussarbeiten oder von Teilen von Abschlussarbeiten 

ausschließt, findet durch Entscheidung des Prüfungsausschusses das bisherige analoge 

Verfahren zur Abgabe von Abschlussarbeiten gemäß Absatz 2 Anwendung. 

(2) Beim analogen Verfahren ist die Masterarbeit fristgemäß beim Dekanat der Fakultät 

Maschinenbau in zweifacher gebundener Ausfertigung und zusätzlich in einer für ein 

Softwareprodukt zur Plagiatserkennung verwendbaren elektronischen Fassung 
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abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei Postanlieferung gilt das 

Datum des Poststempels. Wird die Masterarbeit nicht fristgemäß abgegeben, gilt sie als 

mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

(3) Die Masterarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu bewerten. Eine*einer der 

Prüfenden soll die*der Betreuende der Arbeit sein (Erstgutachter*in). Die*Der zweite 

Prüfende (Zweitgutachter*in) wird von der*dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 

bestimmt.  

(4) Die einzelne Bewertung ist entsprechend § 18 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. 

Die Note der Masterarbeit gemäß § 18 wird aus dem arithmetischen Mittel der 

Einzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die 

Differenz mehr als 2,0 oder bewertet nur eine*ein Prüfende*Prüfender die Masterarbeit 

mit „ausreichend“ (4,0), so wird vom Prüfungsausschuss eine*ein dritte*r Prüfende*r zur 

Bewertung der Masterarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Masterarbeit aus 

dem arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die Masterarbeit kann 

jedoch nur dann als „ausreichend“ (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens 

zwei Noten „ausreichend“ (4,0) oder besser sind. § 18 Absatz 11 gilt entsprechend.  

(5) Die Bewertung der Masterarbeit ist den Studierenden spätestens sechs Wochen nach der 

Abgabe mitzuteilen. 

(6) Die Gesamtnote für die Masterarbeit setzt sich zusammen aus der Durchschnittsnote der 

Gutachten mit einer Gewichtung von 0,8 und der Note für die mündliche Prüfung mit einer 

Gewichtung von 0,2. 

§ 21 

Zusatzqualifikationen 

(1) Die*Der Studierende kann vor dem Bestehen bzw. dem endgültigen Nichtbestehen der 

Masterprüfung in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen Prüfungsleistungen 

erbringen. Mit diesen Prüfungsleistungen können keine LP erworben werden. Es gelten die 

Prüfungsbedingungen der betroffenen Fakultät. 

(2) Zusatzqualifikationen werden bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

Die Prüfungsleistungen werden auf Antrag der*des Studierenden in das Transcript of 

Records aufgenommen. 

§ 22 

Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 

(1) Hat der*die Kandidat*in die Masterprüfung bestanden, so wird ihm*ihr nach seiner*ihrer 

Mitteilung über das Bestehen der Masterprüfung an die Zentrale Prüfungsverwaltung in 

der Regel innerhalb von 6 Wochen ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis trägt das Datum 

des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. In das Zeugnis sind die 

Gesamtnote der Masterprüfung, einschließlich des ECTS-Grades nach § 16 Absatz 8, das 

Thema und die Note der Masterarbeit, die Module und Modulnoten sowie die Anzahl der in 

den einzelnen Modulen erworbenen LP aufzunehmen. 

(2) Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. Es beschreibt insbesondere die 

wesentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, die 

mit dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. Das 
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Diploma Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. Des Weiteren 

wird dem Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Leistungen beigefügt (Transcript of 

Records). 

(3) Auf dem Transcript of Records werden auf Antrag der*des Kandidatin *Kandidaten 

zusätzliche Leistungen ausgewiesen, die nicht in die Modul- und Gesamtnote eingegangen 

sind.  

(4) Der*Die Kandidat*in kann beantragen, dass auch vor Abschluss der Masterprüfung eine 

Bescheinigung über die bereits erbrachten Prüfungsleistungen (Notenbescheinigung) 

erstellt wird, die eine Aufstellung der erfolgreich absolvierten Module mit den erworbenen 

LP und Prüfungsleistungen und den Noten nach § 16 Absatz 1 enthält.  

(5) Das Zeugnis wird von der*dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und 

mit dem Siegel der Fakultät Maschinenbau versehen. 

(6) Das Zeugnis und die Bescheinigungen werden der*dem Kandidatin*Kandidaten in 

deutscher und in englischer Sprache ausgestellt. 

§ 23 

Masterurkunde 

(1) Der*Dem Kandidatin*Kandidaten wird eine Masterurkunde mit dem Datum des 

Zeugnisses in deutscher und englischer Sprache ausgehändigt. Darin wird die Verleihung 

des akademischen Grades gemäß § 4 beurkundet. Der Studiengang der*des 

Absolventin*Absolventen ist in der Masterurkunde anzugeben.  

(2) Die Masterurkunde wird von dem*der Dekan*in der Fakultät Maschinenbau und von 

der*dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel der 

Fakultät Maschinenbau versehen. 

III. Schlussbestimmungen 

§ 24 

Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 

(1) Hat der*die Kandidat*in bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die 

Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung der*die Kandidat*in 

getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht 

bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 

der*die Kandidat*in hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 

Prüfung geheilt. Hat der*die Kandidat*in die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, 

entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und Absatz 2 ist der*dem Betroffenen Gelegenheit 

zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 

(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige Zeugnis 

einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 
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oder Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Zeugnisses 

ausgeschlossen. 

(5) Der Mastergrad wird aberkannt und die Urkunde ist einzuziehen, wenn sich nachträglich 

herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche 

Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über 

die Aberkennung entscheidet der Fakultätsrat der Fakultät Maschinenbau. 

§ 25 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

(1) Nach Bekanntgabe eines Klausurergebnisses wird eine Einsicht in die Klausur gewährt. 

Zeit und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüfenden festgelegt und spätestens mit 

der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse in geeigneter Form bekannt gegeben. Im 

Rahmen der Einsichtnahme können Kopien oder sonstige originalgetreue Reproduktionen 

gefertigt werden. Die Nutzung von Kopien und sonstigen Reproduktionen der Klausur sind 

nur für den persönlichen Gebrauch zum Zwecke der Klausureinsicht zulässig. 

Insbesondere ist die Veröffentlichung, Vervielfältigung, Verbreitung und jede Art der 

Verwertung sowie die Weitergabe an Dritte nicht gestattet. Bei Verstößen ist mit 

erheblichen rechtlichen Konsequenzen zu rechnen. 

(2) Die Einsicht in die auf die jeweiligen Prüfungen bezogenen Gutachten der Prüfenden sowie 

in die Prüfungsprotokolle der mündlichen Prüfungen wird den Studierenden auf Antrag 

gewährt. Der Antrag ist binnen drei Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 

an die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses zu stellen. Die*Der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 26 

Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 

(1) Diese Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. 

(2) Diese Prüfungsordnung findet auf alle Studierenden Anwendung, die ab dem 

Wintersemester 2023/2024 erstmals in den Masterstudiengang Manufacturing Technology 

an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind. Mit Ausnahme des 

§ 3 Absatz 5 lit a), welcher erst auf alle Studierenden Anwendung findet, die ab dem 

Wintersemester 2024/2025 erstmals in den Masterstudiengang Manufacturing Technology 

an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben werden. 

(3) Studierende, die sich vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Masterstudiengang 

eingeschrieben haben, können beim Prüfungsausschuss beantragen, nach dieser 

Prüfungsordnung geprüft zu werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche und 

Leistungen werden angerechnet.  

(4) Ab dem Wintersemester 2025/2026 gilt diese Prüfungsordnung in ihrer aktuellen Fassung 

für alle in den Masterstudiengang Manufacturing Technology eingeschriebenen 

Studierenden, soweit nicht bereits eine neue Prüfungsordnung für diesen 

Masterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund Geltung erlangt hat.  

(5) Nach Überschreiten der Übergangsfrist werden nach den bisherigen Prüfungsordnungen 

erbrachte Leistungen, einschließlich der Fehlversuche, von Amts wegen angerechnet. In 
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besonderen Härtefällen entscheidet im Einzelfall der zuständige Prüfungsausschuss über 

mögliche Ausnahmen.  

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom  

8. November 2023 und des Rektorates der Technischen Universität Dortmund vom  

8. November 2023.  

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 17. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Modulübersicht des Masterstudiengangs Manufacturing Technology 

Pflichtmodule 

Nr. LP Benotete Modulprüfung/ 

Teilleistungen 

Modulbezeichnung 

MMT-10 5 MP 
Machining Technology I 

Spanende Fertigungstechnik I 

MMT-11 5 MP 
Plastics Technology 

 

Kunststofftechnik 

MMT-12 5 MP 
Bulk Metal Forming 

 

Massivumformung 

MMT-13 5 MP 
Machining Technology II 

 

Spanende Fertigungstechnik II 

MMT-14 5 MP 
Materials Technology  

Werkstofftechnologie 

MMT-15 5 MP Sheet Metal Forming 

 Blechumformung 

MMT-3 6 MP/2 TL Laboratory Work 

Laborarbeit 

MMT-4 9 MP Scientific Project Work 

Projektarbeit 

MMT-2 10 MP/TL Interdisciplinary Qualification 

Außerfachliche Kompetenz 

MMT-1 30 2 TL Master’s Thesis 

Masterarbeit 

Wahlpflichtmodule 

Es müssen Wahlpflichtmodule im Umfang von 35 LP belegt werden. Die Wahlpflichtmodule 

werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs ausgewiesen.  
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Fächerspezifische Bestimmungen  

für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik 

für ein Lehramt an Berufskollegs 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge 

an der Technischen Universität Dortmund  

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b) 

sowie § 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge vom 

1. August 2022 (AM 21/2022, S. 1 ff.), hat die Technische Universität Dortmund die folgenden 

Fächerspezifischen Bestimmungen erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich der Fächerspezifischen Bestimmungen 

Diese Fächerspezifischen Bestimmungen gelten für die berufliche Fachrichtung 

Maschinenbautechnik als Teil des Bachelorstudiengangs für ein Lehramt an Berufskollegs an der 

Technischen Universität Dortmund. Sie regeln auf der Grundlage der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsbachelorstudiengänge in ihrer jeweils geltenden Fassung die Inhalte und 

Anforderungen des Studiums für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik. 

§ 2 Ziele des Studiums 

(1) Das Bachelorstudium soll auf ein Studium des Master of Education für das Lehramt an 

Berufskollegs vorbereiten, als Grundlage für interdisziplinäre Masterstudiengänge dienen 

und gleichzeitig für die Arbeit in unterschiedlichen Beschäftigungssystemen qualifizieren. 

Mit Absolvierung des Bachelorstudiums wird ein erster berufsqualifizierender Abschluss 

erworben. 

(2) Das Studium orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden beruflichen 

Kompetenzen für Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und Diagnostik sowie 

Evaluation und Qualitätssicherung. Dabei wird die Befähigung zum Umgang mit 

Verschiedenheit besonders berücksichtigt. Das Studium ist so gestaltet, dass die 

erworbenen Kompetenzen auch für Berufsfelder befähigen, die dem Beruf von 

Lehrerinnen*Lehrern verwandt sind. 

(3) Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums in der beruflichen Fachrichtung 

Maschinenbautechnik haben die Kandidatinnen*Kandidaten bewiesen, dass sie die 

erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden im Maschinenbau 

erworben haben, die sie zur wissenschaftlichen Arbeit, zur kritischen Einordnung der 

wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln befähigen. Die 
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fachdidaktischen Anteile beziehen sich insbesondere auf die Grundlagen der 

ingenieurdidaktischen Bildung. Dabei erfolgt eine praxisnahe Auseinandersetzung mit 

fachdidaktischen und erziehungswissenschaftlichen Theorien und Methoden als Grundlage 

für pädagogisches und didaktisches Handeln. Die Fähigkeiten, ingenieurdidaktische 

Fragestellungen und Probleme zu interpretieren, zu kommunizieren, auszuwerten sowie 

reflektiert und kritisch anzuwenden, tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der 

Kandidatinnen*Kandidaten bei. Neben der Persönlichkeitsentwicklung finden auch 

gesellschaftliches Engagement sowie verantwortliches Handeln als Querschnittsthemen 

Eingang in das Studium. Die Studierenden können sich mit fachdidaktischen Fragen des 

Lernens und Lehrens in einer zunehmend digitalisierten Welt auseinandersetzen. Sie haben 

Kompetenzen im Bereich geschlechtersensibler Sprache und Bildung, im Umgang mit 

Vielfalt und zur Mitgestaltung bei der Schulentwicklung erworben und sind in der Lage in 

interdisziplinären Teams zu arbeiten. 

§ 3 Studienbeginn  

Das Studium kann nur im Wintersemester aufgenommen werden. 

§ 4 Zugangsvoraussetzungen  

Zugangsvoraussetzung ist das Vorliegen einer Hochschulzugangsberechtigung oder einer 

sonstigen Qualifikation im Sinne des § 49 HG.  

§ 5 Fächerkombinationsmöglichkeiten  

Die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik kann in Kombination mit einem oder einer der 

folgenden beruflichen Fachrichtungen oder Unterrichtsfächer studiert werden: Elektrotechnik, 

Sozialpädagogik, Wirtschaftswissenschaften, Chemie, Deutsch, Englisch, Informatik, Kunst, 

Mathematik, Musik, Physik, Psychologie, Evangelische Religionslehre, Katholische 

Religionslehre, Sport. Die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik kann auch mit dem 

Studium des Förderschwerpunktes körperliche und motorische Entwicklung oder des 

Förderschwerpunktes Sehen verbunden werden, wenn dies in begründeten Ausnahmefällen 

erforderlich ist und das für Schulen zuständige Ministerium zustimmt.  

§ 6 Studienumfang, Studiendauer und Studieninhalte 

(1) Das Bachelorstudium im Unterrichtsfach Maschinenbautechnik umfasst 68 Leistungspunkte 

(LP). Das Bachelorstudium besteht aus folgenden Modulen: 

Modul MB2A: Mathematik I und Technisches Zeichnen (12 LP) (Pflichtmodul) 

Einführung in die zentralen Begriffe der Linearen Algebra sowie Grundlagen zu Folgen und 

Reihen sowie manuelle und rechnergestützte Erstellung technischer Zeichnungen, Lesen 

technischer Zeichnungen und Gestaltung. 
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Modul MB2B: Mathematik II (9 LP) (Pflichtmodul) 

Einführung in die zentralen Begriffe der un- und multivariaten Analysis sowie 

Differentialgleichungen. 

Modul MB2C: Technische Mechanik I (5 LP) (Pflichtmodul) 

Grundlagen der Mechanik sowie die ersten Ansätze wissenschaftlichen Arbeitens, Erlernen 

einer systematischen Vorgehensweise zur Problemformulierung und -lösung im Rahmen der 

Mechanik. 

Modul MB2D: Technische Mechanik II (5 LP) (Pflichtmodul) 

Prinzipien der Mechanik zur Lösung technischer Probleme im Maschinenbau und Einsatz in 

der Praxis. 

Modul MB2E: Fertigungslehre und Werkstofftechnik (8 LP) (Pflichtmodul) 

Umformende und spanende Fertigungsverfahren nach DIN 8580 kennen lernen sowie 

Basiswissen über metallische, anorganische und organische Werkstoffe, ihre Eigenschaften 

und deren Verarbeitung erlangen. 

Modul MB2F: Fachdidaktik Maschinenbautechnik I (12 LP) (Pflichtmodul) 

In Handlungsfeldern werden Vorbereiten, Durchführen und Abschließen von 

Ausbildungssituation in Schule und Beruf behandelt. Zudem werden digitale Lehr- und 

Lernkonzepte sowie das Thema Nachhaltigkeit in Bezug auf technische Arbeitsfelder 

thematisiert.  

Modul MB2G: Maschinenelemente A (8 LP) (Pflichtmodul) 

Gestaltung und Berechnung der elementaren Maschinenelemente Achsen, Wellen und 

Welle-Nabe-Verbindungen. Problemstellungen mittels natur- und 

ingenieurwissenschaftlicher Erkenntnisse bearbeiten und lösen. Zudem Erwerb 

weiterführender Kenntnisse zur Konstruktion von technischen Produkten sowie zu 

Funktionen, Berechnung und Gestaltung der Elemente von Maschinen. 

Modul MB2H: Maschinenelemente B (9 LP) (Pflichtmodul) 

Erwerb weiterführender Kenntnisse zur Konstruktion von technischen Produkten sowie zu 

Funktionen, Berechnung und Gestaltung der Elemente von Maschinen und Konstruktion 

eines anspruchsvollen technischen Produktes. 

(2) Studierende mit der Fächerkombination Maschinenbautechnik und Mathematik ersetzen die 

Module „Mathematik I und Technisches Zeichnen“ und „Mathematik II“ durch die 

Ersatzmodule MB2A-E „Technisches Zeichnen und Wahlpflicht Maschinenbau I“ und 

MB2B-E „Wahlpflicht Maschinenbau II“. 

Modul MB2A-E Technisches Zeichnen und Wahlpflicht Maschinenbau I (12 LP) (Ersatzmodul) 

Lehrinhalte sind die manuelle und rechnergestützte Erstellung technischer Zeichnungen, 

Lesen technischer Zeichnungen und Gestaltung sowie zwei (im Rahmen der Vorgaben des 
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Modulhandbuchs hinsichtlich LP und Prüfung) frei zu wählende (Fach-)Module aus dem 

Modulhandbuch zum Bachelorstudiengang im Fach Maschinenbau.  

Modul MB2B-E Wahlpflicht Maschinenbau II (9 LP) (Ersatzmodul) 

Lehrinhalte sind (im Rahmen der Vorgaben des Modulhandbuchs hinsichtlich LP und 

Prüfung) frei zu wählende (Fach-)Module aus dem Modulhandbuch zum 

Bachelorstudiengang im Fach Maschinenbau.  

(3) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs werden die zu erwerbenden 

Kompetenzen und Inhalte sowie Prüfungen und deren Voraussetzungen näher beschrieben. 

§ 7 Prüfungen  

(1) In der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik sind die folgenden Prüfungen 

abzulegen: 

Name des Moduls Modulprüfung/ 

Teilleistungen 

benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvoraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

MB2A: Mathematik I 

und Technisches 

Zeichnen 

2 Teilleistungen benotet keine 12 

MB2B: Mathematik II Modulprüfung benotet keine 9 

Ersatzmodul 

Fächerkombination 

Maschinenbautechnik 

und Mathematik: 

MB2A-E Technisches 

Zeichnen und 

Wahlpflicht 

Maschinenbau I 

3 Teilleistungen benotet keine 12 

Ersatzmodul 

Fächerkombination 

Maschinenbautechnik 

und Mathematik: 

MB2B-E Wahlpflicht 

Maschinenbau II 

2 Teilleistungen benotet keine 9 

MB2C: Technische 

Mechanik I 

Modulprüfung benotet keine  5 
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Name des Moduls Modulprüfung/ 

Teilleistungen 

benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvoraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

MB2D: Technische 

Mechanik II  

Modulprüfung benotet keine 5 

MB2E: 

Fertigungslehre und 

Werkstofftechnik 

2 Teilleistungen benotet keine 8 

MB2F: Fachdidaktik 

Maschinenbautechnik 

I 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 12 

MB2G: 

Maschinenelemente A 

2 Teilleistungen benotet keine 8 

MB2H 

Maschinenelemente B  

2 Teilleistungen benotet keine 9 

MB2K Bachelorarbeit Modulprüfung benotet keine 8 

(2) Die Prüfungsformen werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs 

ausgewiesen. 

§ 8 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik im 

Lehramtsbachelorstudiengang für ein Lehramt an Berufskollegs können aus den in 

§ 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte Lehrperson mit 

Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. Dabei sind die 

Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen 

sind. 
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Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; zum 

anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die Lehrveranstaltung 

benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene Studierende, 

die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf auf den Besuch 

der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß § 52 

Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer Erkrankung 

oder aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 

Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 

2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber dem*der 

Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, 

dass den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der 

Zahl der Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem 

Semester entsteht. 

§ 9 Bachelorarbeit 

(1) Die Bachelorarbeit (Thesis) kann in der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik nach 

dem Erwerb von 45 Leistungspunkten angemeldet werden. Durch die Bachelorarbeit werden 

weitere 8 Leistungspunkte erworben. Ihr Umfang sollte mit dem*der Themensteller*in 
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abgeklärt werden, jedoch bei normaler Formatierung in der Regel ohne Anhang nicht mehr 

als 30 Seiten betragen. 

(2) Alles Weitere zur Bachelorarbeit regeln § 24 und § 25 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsbachelorstudiengänge. 

§ 10 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Fächerspezifischen Bestimmungen treten mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. 

Sie werden in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

veröffentlicht. 

(2) Sie gelten für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an 

Berufskollegs mit der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben 

worden sind. 

(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Lehramtsbachelorstudiengang 

an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der 

beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben worden sind, können beim 

Prüfungsausschuss beantragen, nach diesen Fächerspezifischen Bestimmungen geprüft zu 

werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden angerechnet.  

(4) Ab dem Wintersemester 2027/2028 gelten diese Fächerspezifischen Bestimmungen in ihrer 

aktuellen Fassung für alle Studierenden, die in den Lehramtsbachelorstudiengang an der 

Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der beruflichen 

Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben sind, soweit nicht bereits neue 

Fächerspezifische Bestimmungen für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge an der Technischen Universität 

Dortmund Geltung erlangt haben. 

(5) Die Regelung des § 8 gilt für alle Studierenden, die in den Lehramtsbachelorstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der 

beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben worden sind. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 6. September 2023 und des 

Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 9. November 2023. 

 

 

 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 37 

   
Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Fächerspezifische Bestimmungen 

für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik 

für ein Lehramt an Berufskollegs 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), 

sowie § 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge vom 

1. August 2022 (AM 21/2022, S. 25 ff.), hat die Technische Universität Dortmund die folgenden 

Fächerspezifischen Bestimmungen erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich der Fächerspezifischen Bestimmungen 

Diese Fächerspezifischen Bestimmungen gelten für die berufliche Fachrichtung 

Maschinenbautechnik als Teil des Masterstudiengangs für ein Lehramt an Berufskollegs an der 

Technischen Universität Dortmund. Sie regeln auf der Grundlage der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge in ihrer jeweils geltenden Fassung die Inhalte und Anforderungen 

des Studiums für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik. 

§ 2 Ziele des Studiums 

(1) Das Masterstudium dient dem Erwerb der wissenschaftlichen Grundlagen für das Lehramt 

an Berufskollegs. Es umfasst am Ausbildungsziel orientierte bildungswissenschaftliche 

bzw. fachwissenschaftliche und fachdidaktische Studien sowie ein Praxissemester. Das 

Studium orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden beruflichen Kompetenzen für 

Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und Diagnostik sowie Schulentwicklung, 

Evaluation und Qualitätssicherung. Das Masterstudium bereitet auf den 

Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Berufskollegs vor. 

(2) Das Masterstudium vermittelt die für einen Übergang in den Vorbereitungsdienst 

notwendigen Kenntnisse, Theorie und Praxis des Maschinenbaus zu verzahnen sowie 

technikdidaktische Fachkenntnisse und methodische Fähigkeiten, die zur wissenschaftlich 

fundierten Aufbereitung von Lernumgebungen und für deren Einsatz im gewerblich-

technischen Unterricht der Berufskollegs befähigen. 

(3) Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums in der beruflichen Fachrichtung 

Maschinenbautechnik haben die Kandidatinnen*Kandidaten bewiesen, dass sie 

grundlegende Kenntnisse über zentrale Fragen, Methoden und theoretische Ansätze des 

technikwissenschaftlichen Unterrichts erworben haben; in der Lage sind, diese hinsichtlich 
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ihrer Bedeutung für den technikwissenschaftlichen Unterricht zu analysieren und zu 

reflektieren sowie begründet auszuwählen; ein Verständnis von Medien und Methoden des 

technikwissenschaftlichen Unterrichts entwickelt haben; sich mit fachdidaktischen Fragen 

des Lernens und Lehrens in einer zunehmend digitalisierten Welt auseinandersetzen 

können; in der Lage sind, die spezifischen Anforderungen des technikwissenschaftlichen 

Unterrichts bei der Unterrichtsplanung; Unterrichtsgestaltung und Unterrichtsevaluation 

reflexiv zu berücksichtigen. Die Fähigkeiten, technikwissenschaftliche Fragestellungen und 

Probleme zu interpretieren, zu kommunizieren, auszuwerten sowie reflektiert und kritisch 

anzuwenden, tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Kandidatinnen*Kandidaten bei. 

Neben der Persönlichkeitsentwicklung finden auch gesellschaftliches Engagement sowie 

verantwortliches Handeln als Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Sie haben 

Kompetenzen im Bereich geschlechtersensibler Sprache und Bildung, im Umgang mit 

Vielfalt und zur Mitgestaltung bei der Schulentwicklung erworben und sind in der Lage, in 

interdisziplinären Teams zu arbeiten. 

§ 3 Studienbeginn  

Das Studium kann im Winter- und Sommersemester aufgenommen werden. 

§ 4 Zugangsvoraussetzungen  

Zugangsvoraussetzung für die Aufnahme des Masterstudiums ist der erfolgreiche Abschluss 

eines Lehramtsbachelorstudiums an der Technischen Universität Dortmund oder ein anderer 

vergleichbarer Abschluss in einem mindestens dreijährigen (sechssemestrigen) vergleichbaren 

Studiengang. Das Nähere regelt § 3 der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge. 

§ 5 Fächerkombinationsmöglichkeiten  

Im Masterstudium können nur die Unterrichtsfächer, beruflichen Fachrichtungen und 

sonderpädagogischen Fachrichtungen fortgeführt werden, in denen bereits ein Abschluss in 

einem vorhergehenden Studium gem. § 4 erworben wurde. 

§ 6 Studienumfang, Studiendauer und Studieninhalte 

(1) Das Masterstudium in der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik umfasst 

32 Leistungspunkte (LP). Es besteht aus folgenden Modulen: 

Modul MB2M Fachdidaktik Maschinenbautechnik II (8 LP) (Pflichtmodul) 

Organisationsformen des Technikunterrichts, Medien und Arbeitsmittel im 

Technikunterricht, computerunterstütztes Lernen sowie Lern- und Leistungskontrolle, 

Bearbeitung eines technischen Projektes unter Berücksichtigung technikdidaktischer 

Aspekte. Weiterhin werden fachbezogene Kenntnisse und Fertigkeiten sowie motivationale 

und sozial-emotionale Lernvoraussetzungen diagnostiziert. Fachdidaktische Fragen werden 

projektorientiert bearbeitet. 
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Modul MB2P Theorie-Praxis Maschinenbautechnik (3 LP aus der beruflichen Fachrichtung + 

4 LP aus dem Praxissemester) (Pflichtmodul) 

Bezug zwischen der Fachdidaktik Maschinenbautechnik und Situationen und Prozessen 

schulischer Praxis unter Berücksichtigung fachdidaktischer und 

erziehungswissenschaftlicher Theorien und Methoden für pädagogische und didaktische 

Entscheidungen herstellen. 

Modul MB2R Praxisprojekt (6 LP) (Pflichtmodul) 

Kennenlernen des didaktischen Prinzips des forschenden Lernens sowie der 

Projektmethode als Lehr- und Lernkonzept. 

Modul MB2U Vertiefung Maschinenbau I (5 LP) (Wahlpflichtmodul) 

Individuelle Vertiefung aus dem Bereich Maschinen- oder Produktionstechnik, 

Werkstofftechnik, technische Betriebsführung, Modellierung und Simulation. 

Modul MB2V Vertiefung Maschinenbau II (5 LP) (Wahlpflichtmodul) 

Individuelle Vertiefung aus dem Bereich Maschinen- oder Produktionstechnik, 

Werkstofftechnik, technische Betriebsführung, Modellierung und Simulation. 

Modul MB2W Vertiefung Maschinenbau III (5 LP) (Wahlpflichtmodul) 

Individuelle Vertiefung aus dem Bereich Maschinen- oder Produktionstechnik, 

Werkstofftechnik, technische Betriebsführung, Modellierung und Simulation. 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs werden die zu erwerbenden 

Kompetenzen und Inhalte sowie Prüfungen und deren Voraussetzungen näher beschrieben. 

§ 7 Prüfungen 

(1) In der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik sind die folgenden Prüfungen 

abzulegen: 

Name des 

Moduls 

Modulprüfung Benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvoraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

MB2M 

Fachdidaktik 

Maschinenbau-

technik II 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 8 

MB2P Theorie-

Praxis 

Maschinenbau-

technik 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 

 

7 
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Name des 

Moduls 

Modulprüfung Benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvoraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

MB2R 

Praxisprojekt 

Modulprüfung benotet keine 6 

MB2U 

Vertiefung 

Maschinenbau I 

Modulprüfung benotet keine 5 

MB2V 

Vertiefung 

Maschinenbau II 

Modulprüfung benotet keine 5 

MB2W 

Vertiefung 

Maschinenbau 

III 

Modulprüfung benotet keine 5 

MB2T 

Masterarbeit 

Modulprüfung benotet keine 20 

Die Note des Moduls MB2P Theorie-Praxis Maschinenbautechnik fließt mit 

3 Leistungspunkten gewichtet in die Fachnote ein. 

(2) Die Prüfungsformen werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs 

ausgewiesen. 

§ 8 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik im 

Lehramtsmasterstudiengang für ein Lehramt an Berufskollegs können aus den in 

§ 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte Lehrperson mit 

Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. Dabei sind die 

Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen 

sind. 
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Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; zum 

anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die Lehrveranstaltung 

benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene Studierende, 

die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf auf den Besuch 

der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß § 52 

Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer Erkrankung 

oder aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 

Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 

2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber dem*der 

Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, 

dass den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der 

Zahl der Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem 

Semester entsteht. 

§ 9 Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit (Thesis) kann in der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik nach 

dem Erwerb von 12 Leistungspunkten und dem Nachweis einer fachpraktischen Tätigkeit 

von 26 Wochen angemeldet werden. Durch die Masterarbeit werden weitere 
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20 Leistungspunkte erworben. Der Umfang der Masterarbeit sollte mit dem*der 

Themensteller*in abgeklärt werden, jedoch bei normaler Formatierung in der Regel ohne 

Anhang nicht mehr als 60 Seiten betragen. 

(2) Alles Weitere zur Masterarbeit regeln § 24 und § 25 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge. 

§ 10 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Fächerspezifischen Bestimmungen treten mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. 

Sie werden in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

veröffentlicht. 

(2) Sie gelten für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an 

Berufskollegs mit der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben 

worden sind. 

(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Lehramtsmasterstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der beruflichen 

Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben worden sind, können beim 

Prüfungsausschuss beantragen, nach diesen Fächerspezifischen Bestimmungen geprüft zu 

werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden angerechnet.  

(4) Ab dem Wintersemester 2026/2027 gelten diese Fächerspezifischen Bestimmungen in ihrer 

aktuellen Fassung für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an der 

Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der beruflichen 

Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben sind, soweit nicht bereits neue 

Fächerspezifische Bestimmungen für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge an der Technischen Universität 

Dortmund Geltung erlangt haben. 

(5) Die Regelung des § 8 gilt für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der beruflichen 

Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben worden sind. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 6. September 2023 und des 

Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 9. November 2023. 
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Fächerspezifische Bestimmungen  

für die große berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik 

kombiniert mit einer der kleinen beruflichen Fachrichtungen Fertigungstechnik, 

Fahrzeugtechnik, Versorgungstechnik, Technische Informatik, Informationstechnik oder  

Automatisierungstechnik  

für ein Lehramt an Berufskollegs 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), 

sowie § 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge vom 

1. August 2022 (AM 21/2022, S. 25 ff.), hat die Technische Universität Dortmund die folgenden 

Fächerspezifischen Bestimmungen erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich der Fächerspezifischen Bestimmungen 

Diese Fächerspezifischen Bestimmungen gelten für die große berufliche Fachrichtung 

Maschinenbautechnik kombiniert mit einer der kleinen beruflichen Fachrichtungen 

Fertigungstechnik, Fahrzeugtechnik, Versorgungstechnik, Technische Informatik, 

Informationstechnik oder Automatisierungstechnik als Teil des Masterstudiengangs für ein 

Lehramt an Berufskollegs gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 LZV an der Technischen Universität Dortmund. 

Sie regeln auf der Grundlage der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge in ihrer 

jeweils geltenden Fassung die Inhalte und Anforderungen des Studiums für die große berufliche 

Fachrichtung Maschinenbautechnik kombiniert mit einer der kleinen beruflichen Fachrichtungen 

Fahrzeugtechnik, Fertigungstechnik, Versorgungstechnik, Technische Informatik, 

Informationstechnik oder Automatisierungstechnik. 

§ 2 Ziele des Studiums 

(1) Das Masterstudium dient dem Erwerb der wissenschaftlichen Grundlagen für das Lehramt 

an Berufskollegs. Es umfasst am Ausbildungsziel orientierte bildungswissenschaftliche 

bzw. fachwissenschaftliche und fachdidaktische Studien sowie ein Praxissemester. Das 

Studium orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden beruflichen Kompetenzen für 

Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und Diagnostik sowie Schulentwicklung, 

Evaluation und Qualitätssicherung. Das Masterstudium bereitet auf den 

Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Berufskollegs vor. 

(2) Das Masterstudium vermittelt die für einen Übergang in den Vorbereitungsdienst 

notwendigen Kenntnisse, Theorie und Praxis des Maschinenbaus zu verzahnen sowie 
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technikdidaktische Fachkenntnisse und methodische Fähigkeiten, die zur wissenschaftlich 

fundierten Aufbereitung von Lernumgebungen und für deren Einsatz im gewerblich-

technischen Unterricht der Berufskollegs befähigen. 

(3) Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums in der beruflichen Fachrichtung 

Maschinenbautechnik haben die Kandidatinnen*Kandidaten bewiesen, dass sie 

grundlegende Kenntnisse über zentrale Fragen, Methoden und theoretische Ansätze des 

technikwissenschaftlichen Unterrichts erworben haben; in der Lage sind, diese hinsichtlich 

ihrer Bedeutung für den technikwissenschaftlichen Unterricht zu analysieren und zu 

reflektieren sowie begründet auszuwählen; ein Verständnis von Medien und Methoden des 

technikwissenschaftlichen Unterrichts entwickelt haben; sich mit fachdidaktischen Fragen 

des Lernens und Lehrens in einer zunehmend digitalisierten Welt auseinandersetzen 

können; in der Lage sind, die spezifischen Anforderungen des technikwissenschaftlichen 

Unterrichts bei der Unterrichtsplanung, Unterrichtsgestaltung und Unterrichtsevaluation 

reflexiv zu berücksichtigen. Die Fähigkeiten, technikwissenschaftliche Fragestellungen und 

Probleme zu interpretieren, zu kommunizieren, auszuwerten sowie reflektiert und kritisch 

anzuwenden, tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Kandidatinnen*Kandidaten bei. 

Neben der Persönlichkeitsentwicklung finden auch gesellschaftliches Engagement sowie 

verantwortliches Handeln als Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Sie haben 

Kompetenzen im Bereich geschlechtersensibler Sprache und Bildung, im Umgang mit 

Vielfalt und zur Mitgestaltung bei der Schulentwicklung erworben und sind in der Lage, in 

interdisziplinären Teams zu arbeiten. 

§ 3 Studienbeginn  

Das Studium kann im Winter- und Sommersemester aufgenommen werden. 

§ 4 Zugangsvoraussetzungen  

Zugangsvoraussetzung für die Aufnahme des Masterstudiums für ein Lehramt an Berufskollegs 

für die große berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik kombiniert mit einer der kleinen 

beruflichen Fachrichtungen Fertigungstechnik, Fahrzeugtechnik, Versorgungstechnik, 

Technische Informatik, Informationstechnik oder Automatisierungstechnik ist grundsätzlich der 

Nachweis eines Bachelorabschlusses im Fach Maschinenbau mit fachwissenschaftlichen 

Anteilen im Bereich Maschinenbautechnik von mindestens 115 Leistungspunkten (LP) und im 

Bereich der angestrebten kleinen beruflichen Fachrichtung Fertigungstechnik, Fahrzeugtechnik, 

Versorgungstechnik, Technische Informatik, Informationstechnik oder Automatisierungstechnik 

von mindestens 57 Leistungspunkten (LP). Das Nähere regelt § 3 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge. 

§ 5 Fächerkombinationsmöglichkeiten  

Das Masterstudium für ein Lehramt an Berufskollegs für die große berufliche Fachrichtung 

Maschinenbautechnik kann kombiniert werden mit den kleinen beruflichen Fachrichtungen 

Fahrzeugtechnik, Fertigungstechnik, Versorgungstechnik, Technische Informatik, 
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Informationstechnik oder Automatisierungstechnik. Die Wahl der kleinen beruflichen 

Fachrichtung ist abhängig von der inhaltlichen Ausrichtung des Bachelorstudiengangs gemäß 

§ 4. 

§ 6 Studienumfang, Studiendauer und Studieninhalte 

(1) Das Masterstudium umfasst 28 Leistungspunkte (LP). Es besteht aus folgenden Modulen: 

Modul MF2F Fachdidaktik Maschinenbautechnik B-I (8 LP) (Pflichtmodul) 

In Handlungsfeldern werden Vorbereiten, Durchführen und Abschließen von 

Ausbildungssituation in Schule und Beruf behandelt. Zudem werden digitale Lehr- und 

Lernkonzepte sowie das Thema Nachhaltigkeit in Bezug auf technische Arbeitsfelder 

thematisiert. 

Modul MF2M Fachdidaktik Maschinenbautechnik B-II (6 LP) (Pflichtmodul) 

Artikulationsschemata von Technikunterricht (Organisation des Unterrichtsablaufes). 

Lernfeldorientierung, ganzheitliche Berufsbildung, prozess- und kundenorientierte 

Ausbildung, ganzheitliche Lernplanung und Lernorganisation, ganzheitliche Entwicklungs- 

und Förderbeurteilung, Organisationsformen sowie Medien und Arbeitsmittel im gewerblich-

technischen Unterricht, computerunterstütztes Lernen sowie Lern- und Leistungskontrolle. 

Modul MF2P Theorie-Praxis Maschinenbautechnik (3 LP aus der beruflichen Fachrichtung + 

4 LP aus dem Praxissemester) (Pflichtmodul) 

Der Einfluss von Technik auf eine nachhaltige Entwicklung wird in verschiedenen 

Handlungsfeldern wie Produktentwicklung und -herstellung, Energieversorgung oder Abfall- 

und Kreislaufwirtschaft analysiert und kritisch reflektiert. Zudem ist eine individuelle 

Vertiefung aus dem Bereich Maschinen- oder Produktionstechnik, Werkstofftechnik, 

technische Betriebsführung, Modellierung und Simulation zu wählen. 

Modul MF2R Fachpraxis III (6 LP) (Pflichtmodul) 

Es werden fachbezogene Kenntnisse und Fertigkeiten sowie motivationale und sozial-

emotionale Lernvoraussetzungen diagnostiziert. Fachdidaktische Fragen werden 

projektorientiert bearbeitet und es erfolgt ein Kennenlernen des didaktischen Prinzips des 

forschenden Lernens. 

Modul MF2U Vertiefung Maschinenbau (5 LP + 4 LP aus dem Praxissemester (kleine 

berufliche Fachrichtung)) (Wahlpflichtmodul) 

Das Thema Nachhaltigkeit wird in Bezug auf technische Arbeitsfelder dargestellt. Zudem 

sind Lehrinhalte (im Rahmen der Vorgaben des Modulhandbuchs hinsichtlich LP und 

Prüfung) ein frei zu wählendes (Fach-)Module aus dem Modulhandbuch zum Bachelor- oder 

Masterstudiengang im Fach Maschinenbau. 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs werden die zu erwerbenden 

Kompetenzen und Inhalte sowie Prüfungen und deren Voraussetzungen näher beschrieben. 
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§ 7 Prüfungen  

(1) In der beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik sind die folgenden Prüfungen 

abzulegen: 

Name des 

Moduls 

Modulprüfung Benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvoraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

MF2F 

Fachdidaktik 

Maschinenbau-

technik B-I 

Modulprüfung benotet keine 8 

MF2M 

Fachdidaktik 

Maschinenbau-

technik B-II 

Modulprüfung benotet keine 6 

MF2P Theorie-

Praxis 

Maschinenbaut

echnik 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 3 

(+4

) 

MF2R 

Fachpraxis III 

Modulprüfung benotet keine 6 

MF2U 

Vertiefung 

Maschinenbau 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 5 

(+4

) 

MF2T 

Masterarbeit 

Modulprüfung benotet keine 20 

Die Note des Moduls MF2P Theorie-Praxis Maschinenbautechnik fließt mit drei 

Leistungspunkten gewichtet in die Fachnote ein. Die Note des Moduls MF2U Vertiefung 

Maschinenbau fließt mit fünf Leistungspunkten gewichtet in die Fachnote ein. 

(2) Die Prüfungsformen werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs 

ausgewiesen. 

§ 8 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen für die große berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik 

kombiniert mit einer der kleinen beruflichen Fachrichtungen Fertigungstechnik, 

Fahrzeugtechnik, Versorgungstechnik, Technische Informatik, Informationstechnik oder 

Automatisierungstechnik im Lehramtsmasterstudiengang für ein Lehramt an Berufskollegs 
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können aus den in § 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der 

Teilnehmenden begrenzt werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte Lehrperson mit 

Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. Dabei sind die 

Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt 

angewiesen sind. 

Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut 

den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; 

zum anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die 

Lehrveranstaltung benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah 

abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene 

Studierende, die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf 

auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß § 52 

Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer 

Erkrankung oder aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 

Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 

2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 
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3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber dem*der 

Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, 

dass den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der 

Zahl der Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem 

Semester entsteht. 

§ 9 Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit (Thesis) kann in der großen beruflichen Fachrichtung 

Maschinenbautechnik nach dem Erwerb von 16 Leistungspunkten und dem Nachweis einer 

fachpraktischen Tätigkeit von 26 Wochen angemeldet werden. Durch die Masterarbeit 

werden weitere 20 Leistungspunkte erworben. Der Umfang der Masterarbeit sollte mit 

dem*der Themensteller*in abgeklärt werden, jedoch bei normaler Formatierung in der Regel 

ohne Anhang nicht mehr als 60 Seiten betragen. 

(2) Alles Weitere zur Masterarbeit regeln § 24 und § 25 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge.  

§ 10 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Fächerspezifischen Bestimmungen treten mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. 

Sie werden in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

veröffentlicht. 

(2) Sie gelten für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an 

Berufskollegs mit der großen beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik kombiniert mit 

einer der kleinen beruflichen Fachrichtungen eingeschrieben worden sind. 

(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Lehramtsmasterstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der großen 

beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik kombiniert mit einer der kleinen beruflichen 

Fachrichtungen eingeschrieben worden sind, können beim Prüfungsausschuss beantragen, 

nach diesen Fächerspezifischen Bestimmungen geprüft zu werden. Der Antrag ist 

unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden angerechnet.  

(4) Ab dem Wintersemester 2026/2027 gelten diese Fächerspezifischen Bestimmungen in ihrer 

aktuellen Fassung für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an der 

Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der beruflichen 

Fachrichtung Maschinenbautechnik eingeschrieben sind, soweit nicht bereits neue 

Fächerspezifische Bestimmungen für die berufliche Fachrichtung Maschinenbautechnik 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge an der Technischen Universität 
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Dortmund Geltung erlangt haben. 

(5) Die Regelungen des § 8 gelten für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang 

an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Berufskollegs mit der großen 

beruflichen Fachrichtung Maschinenbautechnik kombiniert mit einer der kleinen 

beruflichen Fachrichtungen eingeschrieben worden sind. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 6. September 2023 und des 

Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 9. November 2023.  

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Fächerspezifische Bestimmungen 

für das Unterrichtsfach 

Technik 

für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 

Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b) 

sowie § 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge vom 1. August 

2022 (AM 21/2022, S. 1 ff.), hat die Technische Universität Dortmund die folgenden 

Fächerspezifischen Bestimmungen erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich der Fächerspezifischen Bestimmungen 

Diese Fächerspezifischen Bestimmungen gelten für das Unterrichtsfach Technik als Teil des 

Bachelorstudiengangs für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen an der 

Technischen Universität Dortmund. Sie regeln auf der Grundlage der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsbachelorstudiengänge in ihrer jeweils geltenden Fassung die Inhalte und Anforderungen 

des Studiums im Unterrichtsfach Technik. 

§ 2 Ziele des Studiums 

(1) Das Bachelorstudium soll auf ein Studium des Master of Education für das Lehramt an 

Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen vorbereiten, als Grundlage für interdisziplinäre 

Masterstudiengänge dienen und gleichzeitig für die Arbeit in unterschiedlichen 

Beschäftigungssystemen qualifizieren. Mit Absolvierung des Bachelorstudiums wird ein 

erster berufsqualifizierender Abschluss erworben. 

(2) Das Studium orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden beruflichen Kompetenzen 

für Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und Diagnostik sowie Evaluation und 

Qualitätssicherung. Dabei wird die Befähigung zum Umgang mit Verschiedenheit besonders 

berücksichtigt. Das Studium ist so gestaltet, dass die erworbenen Kompetenzen auch für 

Berufsfelder befähigen, die dem Beruf von Lehrerinnen*Lehrern verwandt sind.  

(3) Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums im Unterrichtsfach Technik haben die 

Kandidatinnen*Kandidaten bewiesen, dass sie ausreichende Grundkenntnisse in Technik 

besitzen, die sie dazu befähigen, technische Systeme und Verfahren zu verstehen und zu 

vermitteln. Die Fähigkeiten, Fragestellungen und Probleme im Zusammenhang mit 

innovativer Technik zu interpretieren, zu kommunizieren, auszuwerten sowie reflektiert und 
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kritisch anzuwenden, tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Kandidatinnen*Kandidaten 

bei. Neben der Persönlichkeitsentwicklung finden auch gesellschaftliches Engagement sowie 

verantwortliches Handeln als Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Die Studierenden 

können sich mit fachdidaktischen Fragen des Lernens und Lehrens in einer zunehmend 

digitalisierten Welt auseinandersetzen. Sie haben Kompetenzen im Bereich 

geschlechtersensibler Sprache und Bildung, im Umgang mit Vielfalt und zur Mitgestaltung bei 

der Schulentwicklung erworben und sind in der Lage, in interdisziplinären Teams zu arbeiten. 

§ 3 Studienbeginn  

Das Studium kann nur im Wintersemester aufgenommen werden. 

§ 4 Zugangsvoraussetzungen  

Zugangsvoraussetzung ist das Vorliegen einer Hochschulzugangsberechtigung oder einer 

sonstigen Qualifikation im Sinne des § 49 HG.  

§ 5 Fächerkombinationsmöglichkeiten 

Das Unterrichtsfach Technik kann in Kombination mit einem der folgenden Unterrichtsfächer 

studiert werden: Chemie, Deutsch, Englisch, Mathematik, Evangelische Religionslehre, 

Katholische Religionslehre, Praktische Philosophie, Wirtschaft-Politik. 

§ 6 Studienumfang, Studiendauer und Studieninhalte 

(1) Das Bachelorstudium im Unterrichtsfach Technik umfasst 53 Leistungspunkte (LP). Das 

Bachelorstudium besteht aus den folgenden Modulen:  

Modul TH2A Ingenieurwissenschaftliche Grundlagen (11 LP) (Pflichtmodul) 

Grundbegriffe der Technischen Kommunikation sowie exemplarisch technische Systeme und 

Konzepte verstehen, Grundlagen der Werkstofftechnik und Werkstoffeigenschaften sowie 

grundlegende spanende und umformende Fertigungsverfahren und -technologien 

Modul TH2C-Energie- und Informationsumsatz (9 LP) (Pflichtmodul) 

Grundlagen der Maker-Education, sowie technische Systeme und Verfahren in der Energie- 

und Informationstechnik kennen lernen und in einem Projekt umsetzen 

Modul TH2D Fachpraxis I (11 LP) (Pflichtmodul) 

Praktische Übungen und Laborversuche aus verschiedenen Themenbereichen der Technik 

selbständig durchführen, Wechselwirkungen zwischen Technik und Gesellschaft, 

Nachhaltigkeit in Bezug auf technische Arbeitsfelder 

Modul TH2E Vertiefung Energie- und Informationsumsatz (6 LP) (Pflichtmodul) 

Es werden exemplarisch Systeme und technische Verfahren aus den Bereichen 

Energieversorgung im fossilen und regenerativen Sektor sowie informationsverarbeitende 

Systeme unter verschiedenen Aspekten analysiert und projektorientiert bearbeitet. 
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Modul TH2F Fachdidaktik Technik I (8 LP) (Pflichtmodul)  

Vorbereiten, Durchführen und Abschließen von Ausbildungssituation in Schule und Beruf, 

kennenlernen und konzipieren digitaler Lehr- und Lernkonzepte 

Modul TH2G Fachpraxis II (8 LP) (Pflichtmodul) 

Praktische Übungen und Laborversuche aus verschiedenen Themenfeldern der Technik 

selbständig durchführen, Kennenlernen des didaktischen Prinzips des forschenden Lernens 

sowie der Projektmethode als Lehr- und Lernkonzept. 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs werden die zu erwerbenden Kompetenzen 

und Inhalte sowie Prüfungen und deren Voraussetzungen näher beschrieben. 

(3) Der Zugang zu den Lehrveranstaltungen eines Moduls kann von bestimmten Voraussetzungen, 

insbesondere dem erfolgreichen Abschluss anderer Module abhängig gemacht werden. Die 

einzelnen Zugangsvoraussetzungen ergeben sich aus den Modulbeschreibungen des 

Modulhandbuchs.  

§ 7 Prüfungen  

(1) Im Unterrichtsfach Technik sind die folgenden Prüfungen abzulegen:  

Name des Moduls Modulprüfung Benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvor-

aussetzung 

Modulprüfung 

Zulassungsvor-

aussetzungen 

Modul 

LP 

TH2A: 

Ingenieurwissen-

schaftliche Grund-

lagen 

3 Teilleistungen benotet keine keine 11 

Modul TH2C: 

Energie- und 

Informations-

umsatz 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung keine 9 

TH2D: Fachpraxis I Modulprüfung benotet 1 Studienleistung keine 11 

TH2E: Vertiefung 

Energie- und 

Informationsum-

satz 

Modulprüfung benotet keine Erfolgreicher 

Abschluss des 

Moduls TH2C: 

Energie- und 

Informations-

umsatz 

6 
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Name des Moduls Modulprüfung Benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvor-

aussetzung 

Modulprüfung 

Zulassungsvor-

aussetzungen 

Modul 

LP 

TH2F: Fachdidaktik 

Technik I 

Modulprüfung benotet keine keine 8 

TH2G: Fachpraxis II Modulprüfung benotet 1 Studienleistung Für die 

Studienleistung 

ist der erfolg-

reiche Ab-

schluss der 

Studienleistung 

TH2D1: 

Technisches 

Praktikum I 

Voraussetzung 

8 

TH2K: 

Bachelorarbeit 

Modulprüfung benotet keine 30 ECTS im Fach 

Technik 

8 

(2) Die Prüfungsformen werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs 

ausgewiesen. 

§ 8 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen für das Unterrichtsfach Technik im Lehramtsbachelorstudiengang 

für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen können aus den in 

§ 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte Lehrperson mit 

Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. Dabei sind die 

Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen 

sind. 

Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; zum 
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anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die Lehrveranstaltung 

benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene Studierende, 

die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf auf den Besuch 

der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß § 52 

Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer 

Erkrankung oder aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 

Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 

2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 Nummer 

1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber dem*der 

Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, dass 

den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der Zahl der 

Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem Semester entsteht. 

§ 9 Bachelorarbeit 

(1) Die Bachelorarbeit (Thesis) kann im Unterrichtsfach Technik nach dem Erwerb von 30 

Leistungspunkten angemeldet werden. Durch die Bachelorarbeit werden weitere 

8 Leistungspunkte erworben. Ihr Umfang sollte mit dem*der Themensteller*in abgeklärt 

werden, jedoch bei normaler Formatierung in der Regel ohne Anhang nicht mehr als 30 Seiten 

betragen 
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(2) Alles Weitere zur Bachelorarbeit regeln § 24 und § 25 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsbachelorstudiengänge. 

§ 10 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Fächerspezifischen Bestimmungen treten mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. Sie 

werden in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund veröffentlicht. 

(2) Sie gelten für alle ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an 

Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik 

eingeschriebenen Studierenden. 

(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Lehramtsbachelorstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 

Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden sind, können beim 

Prüfungsausschuss beantragen, nach diesen Fächerspezifischen Bestimmungen geprüft zu 

werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden angerechnet.  

(4) Ab dem Wintersemester 2027/2028 gelten diese Fächerspezifischen Bestimmungen in ihrer 

aktuellen Fassung für alle Studierenden, die in den Lehramtsbachelorstudiengang an der 

Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 

Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben sind, soweit nicht bereits 

neue Fächerspezifische Bestimmungen für das Unterrichtsfach Technik zur 

Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge an der Technischen Universität 

Dortmund Geltung erlangt haben. 

(5) Die Regelung des § 8 gilt für alle Studierenden, die in den Lehramtsbachelorstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 

Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden sind. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 6. September 2023 und des 

Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 9. November 2023.  
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Fächerspezifische Bestimmungen  

für das Unterrichtsfach 

Technik  

für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge  

an der Technischen Universität Dortmund  

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), 

sowie § 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge vom 

1. August 2022 (AM 21/2022, S. 25 ff.), hat die Technische Universität Dortmund die folgenden 

Fächerspezifischen Bestimmungen erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich der Fächerspezifischen Bestimmungen 

Diese Fächerspezifischen Bestimmungen gelten für das Unterrichtsfach Technik als Teil des 

Masterstudiengangs für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen an der 

Technischen Universität Dortmund. Sie regeln auf der Grundlage der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge in ihrer jeweils geltenden Fassung die Inhalte und Anforderungen 

des Studiums im Unterrichtsfach Technik.  

§ 2 Ziele des Studiums 

(1) Das Masterstudium dient dem Erwerb der wissenschaftlichen Grundlagen für das Lehramt 

an Haupt-, Real- und Gesamtschulen. Es umfasst am Ausbildungsziel orientierte 

bildungswissenschaftliche bzw. fachwissenschaftliche und fachdidaktische Studien sowie 

ein Praxissemester. Das Studium orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden 

beruflichen Kompetenzen für Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und 

Diagnostik sowie Schulentwicklung, Evaluation und Qualitätssicherung. Das Masterstudium 

bereitet auf den Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 

Gesamtschulen vor. 

(2) Das Masterstudium vermittelt die für einen Übergang in den Vorbereitungsdienst 

notwendigen Kenntnisse, Theorie und Praxis der Technik zu verzahnen sowie 

technikdidaktische Fachkenntnisse und methodische Fähigkeiten, die zur wissenschaftlich 

fundierten Aufbereitung von Lernumgebungen und für deren Einsatz im Technikunterricht 

befähigen. 

(3) Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums im Unterrichtsfach Technik haben die 

Kandidatinnen*Kandidaten bewiesen, dass sie grundlegende Kenntnisse über zentrale 

Fragen, Methoden und theoretische Ansätze des technikwissenschaftlichen Unterrichts 

erworben haben; in der Lage sind, diese hinsichtlich ihrer Bedeutung für den 
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technikwissenschaftlichen Unterricht zu analysieren und zu reflektieren sowie begründet 

auszuwählen; ein Verständnis von Medien und Methoden des technikwissenschaftlichen 

Unterrichts entwickelt haben; sich mit fachdidaktischen Fragen des Lernens und Lehrens in 

einer zunehmend digitalisierten Welt auseinandersetzen können; in der Lage sind, die 

spezifischen Anforderungen des technikwissenschaftlichen Unterrichts bei der 

Unterrichtsplanung, Unterrichtsgestaltung und Unterrichtsevaluation reflexiv zu 

berücksichtigen. Die Fähigkeiten, technikwissenschaftliche Fragestellungen und Probleme 

zu interpretieren, zu kommunizieren, auszuwerten sowie reflektiert und kritisch 

anzuwenden, tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Kandidatinnen*Kandidaten bei. 

Neben der Persönlichkeitsentwicklung finden auch gesellschaftliches Engagement sowie 

verantwortliches Handeln als Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Sie haben 

Kompetenzen im Bereich geschlechtersensibler Sprache und Bildung, im Umgang mit 

Vielfalt und zur Mitgestaltung bei der Schulentwicklung erworben und sind in der Lage, in 

interdisziplinären Teams zu arbeiten. 

§ 3 Studienbeginn  

Das Studium kann im Winter- und Sommersemester aufgenommen werden. 

§ 4 Zugangsvoraussetzungen  

Zugangsvoraussetzung für die Aufnahme des Masterstudiums ist der erfolgreiche Abschluss 

eines Lehramtsbachelorstudiums an der Technischen Universität Dortmund oder ein anderer 

vergleichbarer Abschluss in einem mindestens dreijährigen (sechssemestrigen) vergleichbaren 

Studiengang. Das Nähere regelt § 3 der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge. 

§ 5 Fächerkombinationsmöglichkeiten 

Im Masterstudium können nur die Unterrichtsfächer fortgeführt werden, in denen bereits ein 

Abschluss in einem vorhergehenden Studium gemäß § 4 erworben wurde. Das vertiefte Studium 

ist in demselben Unterrichtsfach oder Lernbereich zu wählen wie im Bachelorstudiengang. 

§ 6 Studienumfang, Studiendauer und Studieninhalte 

(1) Das Masterstudium im Unterrichtsfach Technik umfasst 27 Leistungspunkte (LP). Das 

Masterstudium besteht aus folgenden Modulen: 

Modul TH2M Fachdidaktik II (9 LP) (Pflichtmodul) 

Organisationsformen des Technikunterrichts, Medien und Arbeitsmittel im 

Technikunterricht, computerunterstütztes Lernen sowie Lern- und Leistungskontrolle, 

Bearbeitung eines technischen Projektes unter Berücksichtigung technikdidaktischer 

Aspekte. Fachbezogene Kenntnisse und Fertigkeiten sowie motivationale und sozial-

emotionale Lernvoraussetzungen diagnostizieren, fachwissenschaftliche Fragen unter 

fachdidaktischen Aspekten forschungsorientiert bearbeiten. 
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Modul TH2P Theorie-Praxis Technik (3 LP aus dem Unterrichtsfach + 4 LP aus dem 

Praxissemester) (Pflichtmodul) 

Bezug zwischen der Fachdidaktik Technik und Situationen und Prozessen schulischer Praxis 

unter Berücksichtigung fachdidaktischer und erziehungswissenschaftlicher Theorien und 

Methoden für pädagogische und didaktische Entscheidungen herstellen. 

Modul TH2R Fachdidaktik Technik III (9 LP) (Pflichtmodul) 

Fachdidaktische Settings für diagnostisch Zwecke, inklusive Lerngruppen und 

sprachsensiblen Unterrichts entwickeln und kritisch bewerten, kennenlernen des 

didaktischen Prinzips des forschenden Lernens sowie der Projektmethode als Lehr- und 

Lernkonzept. 

Modul TH2S Fachpraxis Technik III (6 LP) (Pflichtmodul) 

Es werden Systeme und technische Verfahren aus den Bereichen Werkstoffkunde und 

Werkstoffprüfung, Energieversorgung im fossilen und regenerativen Sektor sowie 

informationsverarbeitende Systeme unter verschiedenen Aspekten analysiert und 

projektorientiert bearbeitet. 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs werden die zu erwerbenden 

Kompetenzen und Inhalte sowie Prüfungen und deren Voraussetzungen näher beschrieben. 

§ 7 Prüfungen 

(1) Im Unterrichtsfach Technik sind folgende Prüfungen abzulegen 

Name des 

Moduls 

Modulprüfung benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvoraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

TH2M 

Fachdidaktik 

Technik II 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 9 

TH2P Theorie-

Praxis Technik 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 7 

TH2R 

Fachdidaktik III 

Modulprüfung benotet keine 9 

TH2S 

Fachpraxis 

Technik III 

Modulprüfung benotet keine 6 

TH2T 

Masterarbeit 

Modulprüfung benotet keine 20 
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Die Note des Moduls TH2P Theorie-Praxis Technik fließt mit 3 Leistungspunkten gewichtet in die 

Fachnote ein. 

(2) Die Prüfungsformen werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs 

ausgewiesen. 

§ 8 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen für das Unterrichtsfach Technik im Lehramtsmasterstudiengang 

für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen können aus den in 

§ 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte Lehrperson mit 

Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. Dabei sind die 

Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen 

sind. 

Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; zum 

anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die Lehrveranstaltung 

benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene Studierende, 

die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf auf den Besuch 

der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß § 52 

Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer Erkrankung 

oder aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 
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Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 

2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber dem*der 

Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, 

dass den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der 

Zahl der Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem Semester 

entsteht. 

§ 9 Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit (Thesis) kann im Unterrichtsfach Technik nach dem Erwerb von 

18 Leistungspunkten angemeldet werden. Durch die Masterarbeit werden weitere 

20 Leistungspunkte erworben. Der Umfang der Masterarbeit sollte mit dem*der 

Themensteller*in abgeklärt werden, jedoch bei normaler Formatierung in der Regel ohne 

Anhang nicht mehr als 60 Seiten betragen. 

(2) Alles Weitere zur Masterarbeit regeln § 24 und § 25 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge. 

§ 10 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Fächerspezifischen Bestimmungen treten mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. 

Sie werden in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

veröffentlicht. 

(2) Sie gelten für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an 

Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik 

eingeschrieben worden sind. 

(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Lehramtsmasterstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 

Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden sind, können beim 

Prüfungsausschuss beantragen, nach diesen Fächerspezifischen Bestimmungen geprüft zu 

werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden angerechnet. 

(4) Ab dem Wintersemester 2026/2027 gelten diese Fächerspezifischen Bestimmungen in ihrer 
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aktuellen Fassung für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an der 

Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 

Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben sind, soweit nicht bereits 

neue Fächerspezifische Bestimmungen für das Unterrichtsfach Technik zur 

Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge an der Technischen Universität 

Dortmund Geltung erlangt haben. 

(5) Die Regelung des § 8 gilt für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 

Gesamtschulen mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden sind. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 6. September 2023 und des 

Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 9. November 2023. 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Fächerspezifische Bestimmungen  

für das Unterrichtsfach  

Technik 

für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge 

an der Technischen Universität Dortmund  

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 

Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b) 

sowie § 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für die Lehramtsbachelorstudiengänge vom 

1. August 2022 (AM 21/2022, S. 1 ff.), hat die Technische Universität Dortmund die folgenden 

Fächerspezifischen Bestimmungen erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich der Fächerspezifischen Bestimmungen 

Diese Fächerspezifischen Bestimmungen gelten für das Unterrichtsfach Technik als Teil des 

Bachelorstudiengangs für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung an der Technischen 

Universität Dortmund. Sie regeln auf der Grundlage der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsbachelorstudiengänge in ihrer jeweils geltenden Fassung die Inhalte und Anforderungen 

des Studiums im Unterrichtsfach Technik.  

§ 2 Ziele des Studiums 

(1) Das Bachelorstudium soll auf ein Studium des Master of Education für das Lehramt für 

sonderpädagogische Förderung vorbereiten, als Grundlage für interdisziplinäre 

Masterstudiengänge dienen und gleichzeitig für die Arbeit in unterschiedlichen 

Beschäftigungssystemen qualifizieren. Mit Absolvierung des Bachelorstudiums wird ein 

erster berufsqualifizierender Abschluss erworben. 

(2) Das Studium orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden beruflichen Kompetenzen 

für Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und Diagnostik sowie Evaluation und 

Qualitätssicherung. Dabei wird die Befähigung zum Umgang mit Verschiedenheit besonders 

berücksichtigt. Das Studium ist so gestaltet, dass die erworbenen Kompetenzen auch für 

Berufsfelder befähigen, die dem Beruf von Lehrerinnen*Lehrern verwandt sind. 

(3) Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums im Unterrichtsfach Technik haben die 

Kandidatinnen*Kandidaten bewiesen, dass sie ausreichende Grundkenntnisse in Technik 

besitzen, die sie dazu befähigen, technische Systeme und Verfahren zu verstehen und zu 

vermitteln. Die Fähigkeiten, Fragestellungen und Probleme im Zusammenhang mit 

innovativer Technik zu interpretieren, zu kommunizieren, auszuwerten sowie reflektiert und 

kritisch anzuwenden, tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Kandidatinnen*Kandidaten 

bei. Neben der Persönlichkeitsentwicklung finden auch gesellschaftliches Engagement sowie 
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verantwortliches Handeln als Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Die Studierenden 

können sich mit fachdidaktischen Fragen des Lernens und Lehrens in einer zunehmend 

digitalisierten Welt auseinandersetzen. Sie haben Kompetenzen im Bereich 

geschlechtersensibler Sprache und Bildung, im Umgang mit Vielfalt und zur Mitgestaltung bei 

der Schulentwicklung erworben und sind in der Lage, in interdisziplinären Teams zu arbeiten. 

§ 3 Studienbeginn  

Das Studium kann nur im Wintersemester aufgenommen werden. 

§ 4 Zugangsvoraussetzungen  

Zugangsvoraussetzung ist das Vorliegen einer Hochschulzugangsberechtigung oder einer 

sonstigen Qualifikation im Sinne des § 49 HG.  

§ 5 Fächerkombinationsmöglichkeiten 

(1) Das Unterrichtsfach Technik ist mit zwei sonderpädagogischen Fachrichtungen und einem 

weiteren Unterrichtsfach/Lernbereich zu kombinieren.  

(2) Als erste sonderpädagogische Fachrichtung ist der Förderschwerpunkt Lernen, der 

Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung oder der Förderschwerpunkt Sehen 

zu wählen. Als zweite sonderpädagogische Fachrichtung kann der jeweils andere 

Förderschwerpunkt oder einer der folgenden Förderschwerpunkte gewählt werden: 

Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, Förderschwerpunkt körperliche und motorische 

Entwicklung, Förderschwerpunkt Sehen oder Förderschwerpunkt Sprache. Wird der 

Förderschwerpunkt Sehen als erste sonderpädagogische Fachrichtung belegt, darf 

abweichend von Satz 2 als zweite sonderpädagogische Fachrichtung nur der 

Förderschwerpunkt geistige Entwicklung oder der Förderschwerpunkt körperliche und 

motorische Entwicklung gewählt werden. 

(3) Das Unterrichtsfach Technik kann mit einem der folgenden Unterrichtsfächer/Lernbereiche 

kombiniert werden: Mathematische Grundbildung, Sprachliche Grundbildung, Deutsch, 

Mathematik. 

§ 6 Studienumfang, Studiendauer und Studieninhalte 

(1) Das Bachelorstudium im Unterrichtsfach Technik umfasst 38 Leistungspunkte (LP). Das 

Bachelorstudium besteht aus folgenden Modulen: 

Modul TS2A Zeichnen und Werkstofftechnik (8 LP) (Pflichtmodul) 

Grundbegriffe der Technischen Kommunikation, Grundlagen der Werkstofftechnik und 

Werkstoffeigenschaften 
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Modul TS2C- Fertigungslehre, Energie- und Informationsumsatz (9 LP) (Pflichtmodul) 

Fertigungsverfahren und Grundzüge der Produktionstechnik, technische Systeme und 

Verfahren in der Energie- und Informationstechnik und im Rahmen einer vollständigen 

Handlung ein Projekt durchführen 

Modul TS2D-Fachpraxis I (9 LP) (Pflichtmodul) 

 Praktische Übungen und Laborversuche aus verschiedenen Themenbereichen der Technik 

selbständig durchführen, Wechselwirkungen zwischen Technik und Gesellschaft  

Modul TS2F Fachdidaktik Technik I (12 LP) (Pflichtmodul) 

Vorbereiten, Durchführen und Abschließen von Ausbildungssituation in Schule und Beruf, 

kennenlernen und konzipieren digitaler Lehr- und Lernkonzepte, fachbezogene Kenntnisse 

und Fertigkeiten sowie motivationale und sozial-emotionale Lernvoraussetzungen 

diagnostizieren, fachwissenschaftliche Fragen unter fachdidaktischen Aspekten 

forschungsorientiert bearbeiten 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs werden die zu erwerbenden Kompetenzen 

und Inhalte sowie Prüfungen und deren Voraussetzungen näher beschrieben. 

§ 7 Prüfungen 

(1) Im Unterrichtsfach Technik sind folgende Prüfungen abzulegen 

Name des Moduls Modulprüfung benotet/ 

unbenotet 

Zulassungsvorausset

zung Modulprüfung 

LP 

TS2A Zeichnen und 

Werkstofftechnik 

2 Teilleistungen benotet keine  8 

TS2C Fertigungslehre, 

Energie- und 

Informationsumsatz 

2 Teilleistungen benotet keine  9 

TS2D Fachpraxis I Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 9 

TS2F Fachdidaktik 

Technik I 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 12 

TS2K Bachelorarbeit Modulprüfung benotet keine 8 

(2) Die Prüfungsformen werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs ausgewiesen. 
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§ 8 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen für das Unterrichtsfach Technik im Lehramtsbachelorstudiengang 

für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung können aus den in § 59 Absatz 2 Satz 1 HG 

genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte Lehrperson mit 

Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. Dabei sind die 

Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen 

sind. 

Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; zum 

anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die Lehrveranstaltung 

benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene Studierende, 

die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf auf den Besuch 

der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß § 52 

Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer Erkrankung 

oder aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 

Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 
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2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber dem*der 

Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, dass 

den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der Zahl der 

Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem Semester entsteht. 

§ 9 Bachelorarbeit 

(1) Die Bachelorarbeit (Thesis) kann im Unterrichtsfach Technik nach dem Erwerb von 

26 Leistungspunkten angemeldet werden. Durch die Bachelorarbeit werden weitere 

8 Leistungspunkte erworben. Ihr Umfang sollte mit dem*der Themensteller*in abgeklärt 

werden, jedoch bei normaler Formatierung in der Regel ohne Anhang nicht mehr als 30 Seiten 

betragen. 

(2) Alles Weitere zur Bachelorarbeit regeln § 24 und § 25 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsbachelorstudiengänge. 

§ 10 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Fächerspezifischen Bestimmungen treten mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. Sie 

werden in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund veröffentlicht. 

(2) Sie gelten für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt für 

sonderpädagogische Förderung mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden 

sind. 

(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Lehramtsbachelorstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung mit 

dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden sind, können beim Prüfungsausschuss 

beantragen, nach diesen Fächerspezifischen Bestimmungen geprüft zu werden. Der Antrag 

ist unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden angerechnet. 

(4) Ab dem Wintersemester 2027/2028 gelten diese Fächerspezifischen Bestimmungen in ihrer 

aktuellen Fassung für alle Studierenden, die in den Lehramtsbachelorstudiengang an der 

Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung mit 

dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben sind, soweit nicht bereits neue 

Fächerspezifische Bestimmungen für das Unterrichtsfach Technik zur Prüfungsordnung für 

die Lehramtsbachelorstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Geltung 

erlangt haben. 
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(5) Die Regelung des § 8 der Fächerspezifischen Bestimmungen gilt für alle Studierenden, die in 

den Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt 

für sonderpädagogische Förderung mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden 

sind.  

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 6. September 2023 und des 

Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 9. November 2023. 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Fächerspezifische Bestimmungen  

für das Unterrichtsfach 

Technik 

für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung 

zur Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes betreffend die Mitgliedschaft der 

Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), 

sowie § 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge vom 

1. August 2022 (AM 21/2022, S. 25 ff.), hat die Technische Universität Dortmund die folgenden 

Fächerspezifischen Bestimmungen erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich der Fächerspezifischen Bestimmungen 

Diese Fächerspezifischen Bestimmungen gelten für das Unterrichtsfach Technik als Teil des 

Masterstudiengangs für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung an der Technischen 

Universität Dortmund. Sie regeln auf der Grundlage der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge in ihrer jeweils geltenden Fassung die Inhalte und Anforderungen 

des Studiums im Unterrichtsfach Technik.  

§ 2 Ziele des Studiums 

(1) Das Masterstudium dient dem Erwerb der wissenschaftlichen Grundlagen für das Lehramt 

für sonderpädagogische Förderung. Es umfasst am Ausbildungsziel orientierte 

bildungswissenschaftliche bzw. fachwissenschaftliche und fachdidaktische Studien sowie 

ein Praxissemester. Das Studium orientiert sich an der Entwicklung der grundlegenden 

beruflichen Kompetenzen für Unterricht und Erziehung, Beurteilung, Beratung und 

Diagnostik sowie Schulentwicklung, Evaluation und Qualitätssicherung. Das Masterstudium 

bereitet auf den Vorbereitungsdienst für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung 

vor. 

(2) Das Masterstudium vermittelt die für einen Übergang in den Vorbereitungsdienst 

notwendigen Kenntnisse, Theorie und Praxis der Technik zu verzahnen sowie 

technikdidaktische Fachkenntnisse und methodische Fähigkeiten, die zur wissenschaftlich 

fundierten Aufbereitung von Lernumgebungen und für deren Einsatz im Technikunterricht 

befähigen. 
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(3) Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums im Unterrichtsfach Technik haben die 

Kandidatinnen*Kandidaten bewiesen, dass sie grundlegende Kenntnisse über zentrale 

Fragen, Methoden und theoretische Ansätze des technikwissenschaftlichen Unterrichts 

erworben haben; in der Lage sind, diese hinsichtlich ihrer Bedeutung für den 

technikwissenschaftlichen Unterricht zu analysieren und zu reflektieren sowie begründet 

auszuwählen; ein Verständnis von Medien und Methoden des technikwissenschaftlichen 

Unterrichts entwickelt haben; sich mit fachdidaktischen Fragen des Lernens und Lehrens in 

einer zunehmend digitalisierten Welt auseinandersetzen können; in der Lage sind, die 

spezifischen Anforderungen des technikwissenschaftlichen Unterrichts bei der 

Unterrichtsplanung, Unterrichtsgestaltung und Unterrichtsevaluation reflexiv zu 

berücksichtigen. Die Fähigkeiten, technikwissenschaftliche Fragestellungen und Probleme 

zu interpretieren, zu kommunizieren, auszuwerten sowie reflektiert und kritisch 

anzuwenden, tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Kandidatinnen*Kandidaten bei. 

Neben der Persönlichkeitsentwicklung finden auch gesellschaftliches Engagement sowie 

verantwortliches Handeln als Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Sie haben 

Kompetenzen im Bereich geschlechtersensibler Sprache und Bildung, im Umgang mit 

Vielfalt und zur Mitgestaltung bei der Schulentwicklung erworben und sind in der Lage, in 

interdisziplinären Teams zu arbeiten. 

§ 3 Studienbeginn  

Das Studium kann im Winter- und Sommersemester aufgenommen werden. 

§ 4 Zugangsvoraussetzungen  

Zugangsvoraussetzung für die Aufnahme des Masterstudiums ist der erfolgreiche Abschluss 

eines Lehramtsbachelorstudiums an der Technischen Universität Dortmund oder ein anderer 

vergleichbarer Abschluss in einem mindestens dreijährigen (sechssemestrigen) vergleichbaren 

Studiengang. Das Nähere regelt § 3 der Prüfungsordnung für die Lehramtsmasterstudiengänge. 

§ 5 Fächerkombinationsmöglichkeiten 

Im Masterstudium können nur die Unterrichtsfächer, Lernbereiche und sonderpädagogischen 

Fachrichtungen fortgeführt werden, in denen bereits ein Abschluss in einem vorhergehenden 

Studium gemäß § 4 erworben wurde.  

§ 6 Studienumfang, Studiendauer und Studieninhalte 

(1) Das Masterstudium im Unterrichtsfach Technik umfasst 17 Leistungspunkte (LP). Das 

Masterstudium besteht aus den folgenden Modulen: 

Modul TS2M Fachdidaktik Technik II (5 LP) (Pflichtmodul) 

Bedeutung technischer Konzepte und Prinzipien sowie technischer 

Untersuchungsmethoden für den Unterricht einschätzen; Technikunterricht unter 

fachdidaktischer und fachwissenschaftlicher Perspektive gendersensibel konzipieren, 

entwickeln, erproben und beurteilen; zentrale fachdidaktische Fragestellungen, Methoden 
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und Forschungsansätze vor dem Hintergrund pädagogischer Problemlagen kritisch zu 

reflektieren 

Modul TS2R Fachpraxis II (9 LP) (Pflichtmodul) 

im Rahmen fachpraktischer Tätigkeiten selbstständig kriteriengeleitet und reflektiert 

Entscheidungen treffen und Bewertungen vornehmen; individuelle Lernstände und 

Lernvoraussetzungen im Rahmen fachbezogener schulischer Förderung analysieren und 

reflektieren; aus einer praktischen, auf Lern- und Entwicklungsförderung im Unterrichtsfach 

ausgerichteten Problemstellung heraus spezifische diagnostische Fragestellungen 

entwickeln, angepasste informelle diagnostische Verfahren erarbeiten, erhobenen 

Ergebnisse dokumentieren und interpretieren, Prinzip des forschenden Lernens als Lehr- 

und Lernkonzept im technischen Unterricht einordnen und auf aktuelle technische 

Themenbereiche übertragen 

Wenn das Modul TS2P (Theorie-Praxis Technik) gewählt wurde: 

Modul TS2P Theorie-Praxis Technik (3 LP aus dem Unterrichtsfach + 4 LP aus dem 

Praxissemester) (Pflichtmodul) 

Bezug zwischen der Fachdidaktik Technik und Situationen und Prozessen schulischer Praxis 

unter Berücksichtigung fachdidaktischer und erziehungswissenschaftlicher Theorien und 

Methoden für pädagogische und didaktische Entscheidungen herstellen. 

Wenn das Modul TS2P (Theorie-Praxis Technik) nicht gewählt wurde: 

Modul TS2N Fachdidaktik Technik III (3 LP) (Pflichtmodul) 

Projektmethode als Lehr- und Lernkonzept für den technischen Unterricht einordnen und 

auf aktuelle technische Themenbereiche übertragen 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs werden die zu erwerbenden 

Kompetenzen und Inhalte sowie Prüfungen und deren Voraussetzungen näher beschrieben.
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§ 7 Prüfungen 

(1) Im Unterrichtsfach Technik sind die folgenden Prüfungen abzulegen:  

Name des Moduls Modulprüfung benotet / 

unbenotet 

Zulassungs-

voraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

TS2M 

Fachdidaktik 

Technik II 

Modulprüfung benotet keine 5 

TS2R Fachpraxis II Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 9 

TS2S 

Masterarbeit 

Modulprüfung benotet Keine 20 

Wenn das TS2P-Modul in Technik gewählt wird:  

Name des Moduls Modulprüfung benotet / 

unbenotet 

Zulassungs-

voraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

TS2P Theorie-

Praxis-Technik 

Modulprüfung benotet 1 Studienleistung 7 

Die Note des Theorie-Praxis-Moduls fließt mit drei Leistungspunkten gewichtet in die 

Fachnote ein. 

Wenn das TS2P-Modul nicht in Technik gewählt wird: 

Name des Moduls Modulprüfung benotet / 

unbenotet 

Zulassungs-

voraussetzung 

Modulprüfung 

LP 

TS2N Fachdidaktik 

Technik III 

Modulprüfung benotet keine 3 

(2) Die Prüfungsformen werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs 

ausgewiesen. 

§ 8 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen für das Unterrichtsfach Technik im Lehramtsmasterstudiengang 

für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung können aus den in 

§ 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt werden.  
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(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Maschinenbau und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerber*innen die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine von ihm*ihr beauftragte Lehrperson mit 

Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. Dabei sind die 

Bewerber*innen in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt 

angewiesen sind. 

Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut 

den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; 

zum anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die 

Lehrveranstaltung benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah 

abzuschließen. 

2. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*in zugelassene 

Studierende, die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf 

auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß § 52 

Absatz 1 HG zugelassen sind. 

4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerber*innen in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer 

Erkrankung oder aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 

Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*dieser pflegebedürftig ist. 

2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 
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(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerberinnen*Bewerbern selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber dem*der 

Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, 

dass den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der 

Zahl der Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem 

Semester entsteht. 

§ 9 Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit (Thesis) kann im Unterrichtsfach Technik nach dem Erwerb von 

6 Leistungspunkten angemeldet werden. Durch die Masterarbeit werden weitere 

20 Leistungspunkte erworben. Der Umfang der Masterarbeit sollte mit dem*der 

Themensteller*in abgeklärt werden, jedoch bei normaler Formatierung in der Regel ohne 

Anhang nicht mehr als 60 Seiten betragen. 

(2) Alles Weitere zur Masterarbeit regeln § 24 und § 25 der Prüfungsordnung für die 

Lehramtsmasterstudiengänge. 

§ 10 Inkrafttreten, Veröffentlichung und Anwendungsbereich 

(1) Diese Fächerspezifischen Bestimmungen treten mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft. 

Sie werden in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

veröffentlicht. 

(2) Sie gelten für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Lehramtsmasterstudiengang an der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt für 

sonderpädagogische Förderung mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden 

sind. 

(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Lehramtsmasterstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung 

mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden sind, können beim 

Prüfungsausschuss beantragen, nach diesen Fächerspezifischen Bestimmungen geprüft zu 

werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden angerechnet. 

(4) Ab dem Wintersemester 2026/2027 gelten diese Fächerspezifischen Bestimmungen in ihrer 

aktuellen Fassung für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an der 

Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung mit 

dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben sind, soweit nicht bereits neue 

Fächerspezifische Bestimmungen für das Unterrichtsfach Technik zur Prüfungsordnung für 

die Lehramtsmasterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Geltung erlangt 

haben. 
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(5) Die Regelung des § 8 gilt für alle Studierenden, die in den Lehramtsmasterstudiengang an 

der Technischen Universität Dortmund für ein Lehramt für sonderpädagogische Förderung 

mit dem Unterrichtsfach Technik eingeschrieben worden sind. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorates vom 6. September 2023 und des 

Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 9. November 2023. 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Ordnung  

zur Änderung der Prüfungsordnung 

für den Masterstudiengang „Angewandte Literatur- und Kulturwissenschaften“ 

der Fakultät Kulturwissenschaften 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), hat die Technische 

Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Angewandte Literatur- und 

Kulturwissenschaften der Fakultät Kulturwissenschaften an der Technischen Universität 

Dortmund vom 2. Februar 2022 (AM 3/2022, Seite 28 ff.) wird wie folgt geändert: 

1. § 17 (Umfang der Masterarbeit) Absatz 3 wird neu eingefügt und erhält folgende Fassung: 

(3) Eine Lehrveranstaltung kann nicht als Bestandteil verschiedener Module gewählt 

werden. Lehrveranstaltungen, für die einer*einem Studierenden Leistungspunkte im 

Rahmen einer Bachelorprüfung angerechnet wurden, können für diese*n 

Studierende*n nicht Bestandteil eines Moduls des Masterstudiengangs sein. 

Artikel II 

(1) Diese Änderungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen 

Universität veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft.  

(2) Sie gilt für alle in den Masterstudiengang Angewandte Literatur- und 

Kulturwissenschaften eingeschriebenen Studierenden. 

(3) Für Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Masterstudiengang 

Angewandte Sprachwissenschaften eingeschrieben worden sind, entscheidet in 

besonderen Härtefällen im Einzelfall der zuständige Prüfungsausschuss. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrates der Fakultät Kulturwissenschaften 

vom 22.11.2023 sowie des Rektorats der Technischen Universität Dortmund vom 16.08.2023. 
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Absatz 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor  

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Ordnung  

zur Änderung der Prüfungsordnung 

für den Masterstudiengang „Angewandte Sprachwissenschaften“ 

der Fakultät Kulturwissenschaften 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 

S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2022 (GV. NRW. S. 780b), hat die Technische 

Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Angewandte Sprachwissenschaften der 

Fakultät Kulturwissenschaften an der Technischen Universität Dortmund vom 2. Februar 2022 

(AM 3/2022, Seite 77 ff.) wird wie folgt geändert: 

1. § 17 (Umfang der Masterarbeit) Absatz 3 wird neu eingefügt und erhält folgende Fassung: 

(3) Eine Lehrveranstaltung kann nicht als Bestandteil verschiedener Module gewählt 

werden. Lehrveranstaltungen, für die einer*einem Studierenden Leistungspunkte im 

Rahmen einer Bachelorprüfung angerechnet wurden, können für diese*n 

Studierende*n nicht Bestandteil eines Moduls des Masterstudiengangs sein. 

Artikel II 

(1) Diese Änderungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen 

Universität veröffentlicht und tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 in Kraft.  

(2) Sie gilt für alle in den Masterstudiengang Angewandte Sprachwissenschaften 

eingeschriebenen Studierenden. 

(3) Für Studierende, die vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Masterstudiengang 

Angewandte Sprachwissenschaften eingeschrieben worden sind, entscheidet in 

besonderen Härtefällen im Einzelfall der zuständige Prüfungsausschuss. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrates der Fakultät Kulturwissenschaften 

vom 22.11.2023 sowie des Rektorats der Technischen Universität Dortmund vom 16.08.2023. 
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Absatz 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-

Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des 

sonstigen autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewiesen 

worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor  

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Prüfungsordnung 

für den Masterstudiengang 

Physics 

der Fakultät Physik 

an der Technischen Universität Dortmund 

vom 30. November 2023 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die 

Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 

16. September 2014 (GV NRW S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur 

weiteren Änderung des Hochschulgesetzes und des Kunsthochschulgesetzes vom 

25. November 2021 (GV. NRW. S. 1209a), hat die Technische Universität Dortmund die 

folgende Ordnung erlassen: 
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I. Allgemeines 

§ 1  

Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 

(1) Diese Masterprüfungsordnung gilt für den englischsprachigen Masterstudiengang 

„Physics“ an der Fakultät Physik der Technischen Universität Dortmund. Sie regelt 

gemäß § 64 Hochschulgesetz NRW (HG) die Strukturen des Masterstudiums. 

(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs sind die einzelnen 

Studienelemente, die Lehrinhalte und zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. Sie 

sind nicht Bestandteil dieser Prüfungsordnung. Sie werden durch den zuständigen 

Fakultätsrat beschlossen und sind dem Rektorat anzuzeigen. 

§ 2  

Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 

(1) Das Studium soll den Studierenden eine Spezialausbildung im Fach Physics auf hohem 

wissenschaftlichem Niveau vermitteln. Dazu werden fortgeschrittene fachliche 

Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden gelehrt, die zu wissenschaftlicher Arbeit und zu 

wissenschaftlich orientierter beruflicher Tätigkeit erforderlich sind und die dazu 

befähigen, neue wissenschaftliche Erkenntnisse kritisch einzuordnen und in der 

beruflichen Praxis zu nutzen. Die Fähigkeit zum kritischen Denken und Diskutieren sollen 

die Studierenden auch in ihre spätere Teilhabe am gesellschaftlichen Leben einbringen. 

Gesellschaftliches Engagement, verantwortliches Handeln und 

Persönlichkeitsentwicklung finden als Querschnittsthemen Eingang in das Studium. Die 

Studierenden beschäftigen sich mit Fragestellungen sowohl der Grundlagen moderner 

physikalischer Forschungsgebiete wie der Festkörperphysik und der 

Elementarteilchenphysik als auch mit Aspekten aktueller Forschung der modernen 

Physik. In diesem Zusammenhang werden auch gesellschaftlich relevante 

Fragestellungen sowie ethische Aspekte in den Blick genommen. Die dadurch 

vermittelten Fähigkeiten tragen zur Persönlichkeitsentwicklung der Studierenden bei. 

Die Spezialisierung soll in mehreren Teilgebieten erfolgen, um fachliche Breite zu 

gewährleisten, und soll die Studierenden schließlich in einem dieser Teilgebiete bis an 

den aktuellen Stand der Forschung heranführen. Als englischsprachiger Studiengang 

bereitet er auf eine berufliche Orientierung im internationalen Umfeld besonders gut vor. 

Gerade in der Physik ist diese Unterrichtssprache sehr vorteilhaft, da die aktuelle 

Forschung durch internationale Kooperationen geprägt ist und Literatur zu aktuellen 

Forschungsergebnissen fast durchgängig in Englisch vorliegt. 

(2) Durch den erfolgreichen Abschluss des Masterstudiums wird ein weiterer 

berufsqualifizierender Abschluss erworben. Die Studierenden haben die für den 

Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse zur 

interdisziplinären Analyse von gesellschaftlich relevanten Fragestellungen erworben, 

können die Zusammenhänge ihres Faches überblicken sowie differenzierte 

Lösungsansätze physikalischer Themenfelder entwickeln. Sie besitzen die Fähigkeit, 

wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse selbstständig anzuwenden. 
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§ 3  

Zugangsvoraussetzungen 

Zugang zu dem Masterstudiengang Physics erhält, wer die Anforderungen der 

Zugangsordnung für den Masterstudiengang Physics der Technischen Universität Dortmund 

erfüllt. 

§ 4  

Mastergrad 

Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund 

durch die Fakultät Physik den akademischen Grad Master of Science (abgekürzt: “M. Sc.”). 

§ 5  

Leistungspunktesystem 

(1) Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem 

European Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. 

(2) Jedem Modul wird gemäß seinem Studienaufwand eine Anzahl von Leistungspunkten 

zugeordnet. Ein Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem 

ECTS-Punkt und wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand (workload) 

von etwa 30 Stunden erfordert. Pro Semester sind in der Regel 30 Leistungspunkte zu 

erwerben. 

(3) Leistungspunkte werden auf der Grundlage erfolgreich und vollständig absolvierter 

Module vergeben. 

§ 6  

Regelstudienzeit, Studienumfang und Studienstruktur 

(1) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums beträgt vier Semester (zwei Jahre) und 

schließt die Anfertigung der Masterarbeit (master thesis) ein. 

(2) Insgesamt umfasst das Masterstudium 120 Leistungspunkte, die ca. 3.600 

studentischen Arbeitsstunden entsprechen. Es gliedert sich gemäß § 17 in einen 

Pflichtbereich und einen Wahlpflichtbereich (elective modules) mit 

Vertiefungsgebieten. 

(3) Das Masterstudium gliedert sich in Module, die sich jeweils über maximal zwei 

aufeinander folgende Semester erstrecken. Diese Module sind inhaltlich und zeitlich 

abgerundete, in sich geschlossene Studieneinheiten mit einem Umfang von in der Regel 

mindestens 5 Leistungspunkten. 

(4) Das Studium kann im Sommer- oder im Wintersemester aufgenommen werden. 

(5) Die Lehrveranstaltungen und die jeweiligen Prüfungen werden in englischer Sprache 

angeboten. 

(6) Als Studienschwerpunkt wird in der Regel eines der an der Fakultät Physik der 

Technischen Universität Dortmund vertretenen physikalischen Forschungsgebiete 

gewählt. In diesem Gebiet sollen das Spezialisierungsmodul (specialization module), das 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 86 

     

physikalische Vertiefungsgebiet (physics specialization) und die Masterarbeit (master 

thesis) absolviert werden. 

§ 7 

Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmenden 

(1) Die Lehrveranstaltungen des Masterstudiengangs Physics können aus den in § 59 

Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmenden begrenzt werden.  

(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmenden sowie einer Höchstzahl der 

Teilnehmenden für die jeweiligen Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der 

Fakultät Physik und wird in geeigneter Weise bekannt gegeben. 

(3) Übersteigt die Zahl der Bewerbenden die Aufnahmefähigkeit, regelt auf Antrag der*des 

jeweiligen Lehrenden der*die Dekan*in oder eine*r von ihr*ihm beauftragte*r 

Lehrende*r mit Beteiligung der Fakultätskommission für Lehre und Studium den Zugang. 

Dabei sind die Bewerbenden in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt 

angewiesen sind.  

2. Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan in dem 

Fachsemester, in welchem die Lehrveranstaltung angeboten wird, vorgesehen ist; 

zum anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres Studiums laut 

Regelstudienzeit oder in einem späteren Semester befinden und die 

Lehrveranstaltung benötigen, um ihr Studium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah 

abzuschließen. 

3. Studierende, die im Rahmen des von ihnen gewählten Studiengangs nach ihrem 

Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt nicht 

angewiesen sind oder nach § 52 Absatz 2 HG als Zweithörer*innen zugelassene 

Studierende, die in dem von ihnen gewählten Studiengang nach ihrem Studienverlauf 

auf den Besuch der Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind.  

4. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörer*innen gemäß  

§ 52 Absatz 1 HG zugelassen sind. 

5. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 

(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerbenden in folgender 

Reihenfolge zu berücksichtigen: 

1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger Behinderung, chronischer 

Erkrankung oder mit Pflegeaufwand (Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des 

§ 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz, Pflege der*des 

Ehegattin*Ehegatten, der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder 

einer*eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit 

diese*r pflegebedürftig ist). 
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2. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 

Lehrveranstaltung zu wiederholen. 

3. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 

(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 

Nummer 1 und Nummer 2 ist von den Bewerbenden selbst im Laufe des 

Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber 

dem*der Dekan*in geltend zu machen. 

(6) Die Fakultät Physik stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, dass 

den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der Zahl 

der Teilnehmenden in der Regel kein oder höchstens ein Zeitverlust von einem Semester 

entsteht. 

§ 8   

Prüfungen  

(1) Jedes Modul wird in der Regel mit nur einer Prüfung abgeschlossen. In besonders 

begründeten Fällen können auch mehrere Module mit einer gemeinsamen Prüfung 

abgeschlossen werden. Der Modulabschluss erfolgt in der Regel durch eine benotete 

Modulprüfung. Ausnahmsweise kann ein Modul auch durch kumulativ erbrachte 

benotete Teilleistungen erfolgreich abgeschlossen werden. Teilleistungen werden im 

Rahmen einzelner Lehrveranstaltungen erbracht. Die jeweiligen Prüfungsarten 

(Modulprüfung oder Teilleistungen/benotet oder unbenotet) ergeben sich aus § 17. Alle 

Prüfungsleistungen sollen spätestens sechs Wochen nach dem Ende jenes Semesters 

abgelegt werden, in dem die letzte zum Prüfungsumfang gehörende Lehrveranstaltung 

besucht wurde. 

(2) Modulprüfungen oder Teilleistungen werden studienbegleitend in der Regel durch 

schriftliche, mündliche, elektronische Prüfungen oder in elektronischer Kommunikation 

(Klausuren, Referate, Seminargestaltungen, Hausarbeiten, Portfolios, Poster- oder 

Projektpräsentationen, etc.) erbracht. Die jeweils verantwortlichen Prüfenden können 

mit Zustimmung des Prüfungsausschusses andere geeignete Prüfungsformen festlegen. 

(3) Art, Form und Umfang der Modulprüfungen und Teilleistungen sowie deren 

Zulassungsvoraussetzungen sind in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs 

festgelegt oder werden von den Prüfenden jeweils spätestens zwei Wochen nach Beginn 

der Veranstaltung bekannt gegeben. Für jede Prüfung werden den Studierenden 

spätestens vier Wochen vor der Prüfung bekannt gegeben: 

das Anmeldeverfahren; 

Dauer der zu erbringenden Prüfungsleistungen; 

erlaubte Hilfsmittel; 

das Verfahren, mit dem die Note ermittelt bzw. der Erfolg festgestellt wird. 

Die Modulprüfungen des Pflichtbereichs Praktikum Physics (advanced laboratory course) 

erfolgen gemäß den Praktikumsrichtlinien. 
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(4) Die Zulassung zu den einzelnen Modulprüfungen erfordert, dass die in den 

Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs als Voraussetzungen bezeichneten 

Prüfungen erfolgreich abgelegt worden sind.  

(5) Der Zugang zu den Lehrveranstaltungen eines Moduls kann von bestimmten 

Voraussetzungen, insbesondere dem erfolgreichen Abschluss anderer Module, abhängig 

gemacht werden. Die einzelnen Zugangsvoraussetzungen der Module ergeben sich aus 

den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 

(6) Der Zeitraum für die Prüfungsanmeldung beträgt bei von der Fakultät Physik 

ausgerichteten Prüfungen wenigstens eine Woche und endet in der Regel eine Woche vor 

der Prüfung. Näheres zur Prüfungsanmeldung wird den Studierenden zu Beginn der 

Lehrveranstaltung von der*dem jeweils verantwortlichen Lehrenden bekannt gegeben. 

Eine Abmeldung ohne Angabe von Gründen ist bei mündlichen Prüfungen bis zu einer 

Woche vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung, bei schriftlichen Prüfungen bis zu einem 

Tag vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung möglich. Die Termine für schriftliche 

Prüfungen werden von der*dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses festgelegt und 

sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier Wochen vor dem Ende der 

Vorlesungszeit, bekannt zu geben. Zeiträume für mündliche Prüfungen werden 

mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt gegeben. Die 

individuellen Termine werden mindestens eine Woche vor der Prüfung bekannt gegeben. 

(7) Klausuren werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. Die Bewertung 

von schriftlichen Prüfungsleistungen ist den Studierenden nach spätestens acht 

Wochen, aber mindestens vier Wochen vor einer zugehörigen Wiederholungsprüfung, 

bekannt zu geben, wobei die Anforderungen des Datenschutzes zu beachten sind. 

(8) Klausurarbeiten können ganz oder teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt 

werden. Insbesondere bei Anwendung dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die 

Prüfungsaufgaben auf die in den Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen 

vermittelten Inhalte und erforderlichen Kenntnisse abgestellt sind und zuverlässige 

Prüfungsergebnisse ermöglichen. Bei Prüfungsleistungen, die von zwei Prüfenden zu 

bewerten sind, werden die Prüfungsfragen von beiden Prüfenden gemeinsam erarbeitet. 

Bei der Aufstellung von Prüfungsfragen ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend 

anerkannt werden. 

(9) Für Modulprüfungen ist bei schriftlichen Prüfungen eine Bearbeitungszeit von minimal 

einer und maximal drei Zeitstunden Dauer, für mündliche Prüfungen eine Dauer von 

minimal 20 und maximal 40 Minuten pro Studierender*Studierendem vorzusehen. Für 

Teilleistungen sind minimal eine und maximal zwei Zeitstunden Dauer für schriftliche 

Prüfungen und für mündliche Prüfungen eine Dauer von 15 bis 30 Minuten pro 

Studierender*Studierendem vorzusehen. In mündlichen Gruppenprüfungen darf eine 

Gesamtdauer von 120 Minuten bei Modulprüfungen und 90 Minuten bei Teilleistungen 

nicht überschritten werden. 

(10) Prüfungsleistungen in schriftlichen oder mündlichen Prüfungen, mit denen ein 

Studiengang abgeschlossen wird, und in Wiederholungsprüfungen, bei deren 

endgültigem Nichtbestehen keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind 

mindestens von zwei Prüfenden im Sinne des § 13 zu bewerten. Darüber hinaus sind 
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mündliche Prüfungen stets von mehreren Prüfenden oder einer*einem Prüfenden in 

Gegenwart einer*eines sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung oder 

Gruppenprüfung mit höchstens vier Studierenden abzunehmen. 

(11) Wird eine mündliche Prüfung vor einer*einem Prüfenden abgelegt, hat diese*r vor der 

Festsetzung der Note gemäß § 18 Absatz 1 die*den Beisitzende*n zu hören. Wird eine 

mündliche Prüfung vor zwei Prüfenden abgelegt, legt jede*r Prüfende eine Einzelnote für 

die mündliche Prüfungsleistung gemäß § 18 Absatz 1 fest. Die Note der mündlichen 

Prüfungsleistung wird aus dem arithmetischen Mittel der beiden Einzelnoten 

entsprechend § 18 Absatz 8 ermittelt.  

(12) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung sind in einem 

Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist der*dem Kandidatin*Kandidaten im 

Anschluss an die Prüfung bekannt zu geben. Studierende, die sich in einem späteren 

Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der 

räumlichen Verhältnisse als Zuhörer*innen zugelassen, es sei denn, der*die Kandidat*in 

widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des 

Prüfungsergebnisses. Im Falle einer Beeinflussung oder Störung der Prüfung können 

diese Personen von der*dem Prüfenden als Zuhörer*in ausgeschlossen werden. 

(13) In Modulen, die mit einer Modulprüfung abschließen, können in den einzelnen 

Lehrveranstaltungen zusätzliche Studienleistungen verlangt werden. Dies können 

insbesondere sein: Referate, Hausarbeiten, testierte Praktikumsversuche, praktische 

Übungen, schriftliche oder mündliche Leistungsüberprüfungen, Vorträge oder Protokolle. 

Studienleistungen können benotet oder mit „bestanden“ beziehungsweise „nicht 

bestanden“ bewertet werden. § 18 Absatz 4 lit. b findet keine Anwendung. Voraussetzung 

für die Teilnahme an der Modulprüfung ist die erfolgreiche Erbringung aller in diesem 

Modul geforderten Studienleistungen. 

(14) Die Anforderungen einer Studienleistung liegen in Form und Inhalt deutlich unterhalb der 

Anforderungen einer Modulprüfung oder Teilleistung. Soweit die Form, in der eine 

Studienleistung für ein Modul zu erbringen ist, nicht in den Modulbeschreibungen des 

Modulhandbuchs definiert ist, wird sie von der Lehrenden oder dem Lehrenden jeweils zu 

Beginn der Veranstaltung bekannt gemacht. 

(15) Die zur Prüfungsanmeldung nachzuweisenden Studienleistungen müssen in dem 

aktuellen oder im Laufe der zwei vorangehenden Semester erbracht worden sein. 

Notwendige Nachweise über erbrachte Studienleistungen werden bis spätestens 14 Tage 

vor der Prüfung von der*dem Prüfenden an die Zentrale Prüfungsverwaltung übermittelt.  

(16) Sowohl schriftliche als auch mündliche Prüfungsleistungen werden grundsätzlich in 

englischer Sprache erbracht. Einvernehmlich mit den Studierenden und den Prüfenden 

können Prüfungen auch in deutscher Sprache durchgeführt werden. 

(17) Die Pflicht zur regelmäßigen Anwesenheit kann bei Lehrveranstaltungen vorgesehen 

werden, deren Lernziel nicht ohne die aktive Beteiligung der Studierenden erreicht 

werden kann. Bei der Regelung von Anwesenheitspflichten ist das verfassungsrechtliche 

Gebot der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Über die Anwesenheitspflicht wird entweder 

auf der Grundlage eines diesbezüglichen Votums des Studienbeirates oder auf der 
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Grundlage einer Zwei-Drittel Mehrheit des Fakultätsrates entschieden. Die 

Anwesenheitspflicht ist in der Modulbeschreibung im Modulhandbuch auszuweisen. Die 

genaue Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter 

Form zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. 

(18) Prüfungsverfahren berücksichtigen die Ausfallzeiten durch die Pflege im Haushalt 

lebender, überwiegend zu betreuender Kinder, die Pflege der*des Ehegattin*Ehegatten, 

der*des eingetragenen Lebenspartnerin*Lebenspartners oder einer*eines in gerader 

Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit diese*r oder dieser 

pflegebedürftig ist. 

§ 9  

Nachteilsausgleich 

(1) Macht die*der Studierende durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie*er wegen länger 

andauernder oder ständiger Behinderung oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage 

ist, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form, Dauer oder Frist 

zu erbringen, so legt die*der Vorsitzende des Prüfungsausschusses fest, in welcher 

anderen Form, Dauer oder Frist die Prüfungsleistung erbracht wird. Dies gilt auch für den 

Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung. Weiterhin können Abweichungen im Hinblick auf 

die Benutzung von Hilfsmitteln oder Hilfspersonen sowie auf die Zahl und die 

Voraussetzungen für die Wiederholung von Prüfungsleistungen vorgesehen werden. Er 

soll sich bei Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung, soweit nicht mit 

einer Änderung des Krankheits- oder Behinderungsbildes zu rechnen ist, auf alle im 

Verlauf des Studiums abzuleistenden Prüfungen erstrecken. Bei Zweifeln wird die 

zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter Studierender (z. B. 

Bereich „Behinderung und Studium“ innerhalb des Zentrums für HochschulBildung an 

der Technischen Universität Dortmund) beteiligt.  

(2) Der Nachteilsausgleich wird auf Antrag an den Prüfungsausschuss einzelfallbezogen 

gewährt und ist bei der Zentralen Prüfungsverwaltung einzureichen.  

§ 10  

Mutterschutz 

Es gelten die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie die entsprechenden Bestimmungen des 

Mutterschutzgesetzes, vgl. § 64 Absatz 2 Nr. 5 und Absatz 2a HG NRW. 

§ 11  

Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung, endgültiges Nichtbestehen 

(1) Die Modulprüfungen oder die einzelnen Teilleistungen können, wenn sie nicht bestanden 

sind oder als nicht bestanden gelten, zweimal wiederholt werden. Bei Nichtbestehen 

einer Teilleistung ist nur diese zu wiederholen. Wiederholungsprüfungen müssen aus 

Gründen der Herstellung einer Vergleichbarkeit und Prüfungsgerechtigkeit in der Form 

durchgeführt werden, in der bereits der Erstversuch der Prüfung stattgefunden hat. 

Bestandene Prüfungen können nicht wiederholt werden. Auf Antrag an die Zentrale 

Prüfungsverwaltung innerhalb von drei Monaten ab Bekanntgabe der Bewertung des 

zweiten Wiederholungsversuchs wird der*dem Studierenden eine zusätzliche 

Wiederholung einer einzigen Prüfungsleistung, die sie*er nach Satz 1 und/oder 2 nicht 
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mehr wiederholen kann, gestattet. Erfolgt kein Antrag innerhalb der Antragsfrist, ist die 

Masterprüfung endgültig nicht bestanden. 

(2) In Pflichtmodulen soll die Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung zum 

nächsten möglichen Zeitpunkt erfolgen, an dem diese Prüfung turnusmäßig abgehalten 

wird. 

(3) In Pflichtmodulen soll die Wiederholung einer mündlichen Teilleistung spätestens zwei 

Semester nach dem ersten Prüfungsversuch erfolgen. Die Wiederholung einer 

schriftlichen Teilleistung soll in Pflichtmodulen zum nächsten möglichen Zeitpunkt 

erfolgen, an dem diese Prüfung turnusmäßig abgehalten wird. 

(4) Abweichend von Absatz 1 kann die Masterarbeit nur als Ganzes und dann nur einmal mit 

neuer Themenstellung wiederholt werden. Der Antrag auf Zulassung und Themenstellung 

für die Wiederholung der Masterarbeit soll spätestens drei Monate, nachdem der*die 

Kandidat*in die Bewertung der nicht bestandenen Masterarbeit mitgeteilt wurde, 

gestellt werden. Die einmalige Rückgabe des Themas der Masterarbeit gemäß § 19 

Absatz 6 ist nur zulässig, wenn der*die Kandidat*in bei der Anfertigung der nicht 

erfolgreichen Masterarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. 

(5) Endgültig nicht bestandene Wahlpflichtmodule können durch andere erfolgreich 

absolvierte Wahlpflichtmodule ausgeglichen werden. 

(6) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 120 Leistungspunkte aus den 

studienbegleitenden Prüfungen und für die Masterarbeit erworben wurden. 

(7) Die Masterprüfung ist insgesamt endgültig nicht bestanden, wenn 

a) eines der in § 17 Absatz 1 genannten Pflichtmodule endgültig nicht bestanden wurde 

oder 

b) ein*e Kandidat*in nicht mehr die erforderliche Mindestanzahl von Leistungspunkten 

erwerben kann oder 

c) die Masterarbeit nach Wiederholung wiederum nicht bestanden ist oder als nicht 

bestanden gilt. 

(8) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfung als endgültig 

nicht bestanden, so erteilt die*der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der*dem 

Kandidatin*Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Auf Antrag wird der*dem Kandidatin*Kandidaten 

eine Bescheinigung über die bestandenen Prüfungen ausgestellt; aufgenommen wird der 

Zusatz, dass die Bescheinigung nicht für die Vorlage an einer anderen Hochschule gilt. 

§ 12  

Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 

Aufgaben bildet die Fakultät Physik der Technischen Universität Dortmund einen 

Prüfungsausschuss. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar vier Mitgliedern aus 

der Gruppe der Hochschullehrenden der Fakultät Physik, einem Mitglied aus der Gruppe 
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der wissenschaftlichen Mitarbeitenden der Fakultät Physik und zwei Mitgliedern aus der 

Gruppe der Studierenden der Physikstudiengänge an der Technischen Universität 

Dortmund. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat nach Gruppen getrennt für zwei 

Jahre, die Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden für ein Jahr gewählt. Der 

Prüfungsausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der 

Hochschullehrenden die*den Vorsitzende*n sowie die*den stellvertretende 

Vorsitzende*n. Für die Mitglieder des Prüfungsausschusses mit Ausnahme der*des 

Vorsitzenden und deren*dessen Stellvertreter*in werden vom Fakultätsrat 

Vertreter*innen gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Zusammensetzung des 

Prüfungsausschusses wird von dem*der Dekan*in bekannt gegeben. Wird die Wahl des 

Prüfungsausschusses oder einzelner Mitglieder nach Amtsantritt für ungültig erklärt, so 

berührt dies nicht die Rechtswirksamkeit der vorher gefassten Beschlüsse und 

Amtshandlungen. 

(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 

eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er 

ist insbesondere zuständig für die Anerkennung von Leistungen und für die Entscheidung 

über Widersprüche gegen im Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Darüber 

hinaus berichtet der Prüfungsausschuss dem Fakultätsrat der Fakultät Physik 

regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen und 

Studienzeiten, sowie über die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten. Er gibt 

Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung und der Studienpläne. Der 

Prüfungsausschuss kann die Erledigung folgender Aufgaben im Rahmen der laufenden 

Geschäfte auf die*den Vorsitzende*n übertragen: Anerkennungsfragen, 

Eilentscheidungen, Beschwerden, Prüferbestellung. Entscheidungen über Widersprüche 

und die Berichtspflicht gegenüber dem Fakultätsrat können nicht auf die*den 

Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses übertragen werden. 

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der*dem Vorsitzenden oder 

der*dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern aus der Gruppe 

der Hochschullehrenden mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder 

anwesend sind. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der*des Vorsitzenden. Die studentischen 

Mitglieder wirken an pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen nicht mit. Als 

solche gelten insbesondere die Beurteilung, die Anerkennung von Leistungen, die 

Festlegung von Prüfungsaufgaben und die Bestellung der Prüfenden sowie der 

Beisitzenden. 

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungen 

beizuwohnen. 

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des 

Prüfungsausschusses, einschließlich ihrer Vertreter*innen, die Prüfenden und die 

Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen 

Dienst stehen, sind sie durch die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses zur 

Verschwiegenheit zu verpflichten. 
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(7) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der 

Verwaltungshilfe der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität 

Dortmund.  

§ 13  

Prüfende, Beisitzende 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden gemäß den 

gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der*dem Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses übertragen. Zu Prüfenden dürfen an der Hochschule Lehrende der 

Technischen Universität Dortmund sowie weitere prüfungsberechtigte Personen im Sinne 

des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. Zu Beisitzenden darf bestellt werden, wer selbst 

mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine vergleichbare Qualifikation 

erworben hat.  

(2) Für Prüfungen in physikalischen Modulen darf neben den Voraussetzungen nach 

Absatz 1 nur bestellt werden, wer in dem Modul, auf das sich die Prüfung bezieht, eine 

eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Sofern zwingende Gründe 

es erfordern, kann der Prüfungsausschuss eine Abweichung davon genehmigen. 

(3) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(4) Der*Die Kandidat*in kann für die Masterarbeit Prüfende vorschlagen. Auf die Vorschläge 

der*des Kandidatin*Kandidaten soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die 

Vorschläge begründen jedoch keinen Rechtsanspruch. 

§ 14  

Anerkennung von Prüfungsleistungen; Einstufung in höhere Fachsemester 

Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester 

findet die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle 

Bachelor- und Masterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 

§ 15  

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet, 

wenn der*die Kandidat*in zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint 

oder wenn er*sie nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung 

zurücktritt oder wenn er*sie eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der 

vorgegebenen Bearbeitungszeit erbringt. 

(2) Die für das Versäumnis oder für den Rücktritt geltend gemachten Gründe müssen dem 

Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 

Bei Krankheit der*des Kandidatin*Kandidaten oder eines von der*dem 

Kandidatin*Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines 

deutschsprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der*des 

Kandidatin*Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei 

dem nachträglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen 

Attest hervorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für 

die*den Studierende*n aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war und 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 94 

     

vernünftigerweise kein Anlass bestand die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. 

Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis nicht 

an, wird dies der*dem Kandidatin*Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 

(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 

Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, 

gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ 

bewertet. Dies gilt ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein 

Täuschungsversuch oder eine Täuschungshandlung vorliegt, treffen die jeweiligen 

Prüfenden. Wird während einer Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine Täuschung im 

Sinne von Satz 1 durch die*den Aufsichtsführende*n festgestellt, protokolliert 

diese*dieser den Täuschungsversuch bzw. die Täuschung. Die*Der jeweilige Prüfende 

entscheidet, ob die Prüfung mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ 

bewertet wird. Ein*Eine Kandidat*in, der*die den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung 

stört, kann von der*dem jeweiligen Prüfenden oder der*dem Aufsichtführenden in der 

Regel nach Ermahnung von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden. In 

diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht 

bestanden“ bewertet. Die jeweiligen Gründe für die Entscheidungen sind aktenkundig zu 

machen. In schwerwiegenden Fällen von Täuschung oder Störung kann der 

Prüfungsausschuss die*den Kandidatin*Kandidaten von der Erbringung weiterer 

Prüfungsleistungen ausschließen. 

(4) Der Prüfungsausschuss kann von Kandidatinnen*Kandidaten bei Modulprüfungen oder 

Teilleistungen eine schriftliche Erklärung verlangen, dass sie*er die Arbeit – bei einer 

Gruppenarbeit einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig 

verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie 

wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat. § 19 Absatz 11 bleibt unberührt. 

(5) Der*Die Kandidat*in kann innerhalb einer Frist von vier Wochen verlangen, dass die 

Entscheidung nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft wird. Belastende 

Entscheidungen sind der*dem Kandidatin*Kandidaten unverzüglich schriftlich 

mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der 

Entscheidung ist der*dem Kandidatin*Kandidaten Gelegenheit zu rechtlichem Gehör zu 

geben. 

II. Masterprüfung 

§ 16  

Zulassung zur Masterprüfung 

(1) Mit der Einschreibung in den Masterstudiengang Physics an der Technischen Universität 

Dortmund oder der Zulassung als Zweithörer*in gemäß § 52 Absatz 2 HG gelten 

Studierende als zu den Prüfungen dieses Studiengangs zugelassen, es sei denn, die 

Einschreibung ist gemäß Absatz 2 zu versagen. 

(2) Die Einschreibung bzw. Zulassung ist zu versagen, wenn 

a) der*die Kandidat*in eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche Prüfung in dem 

Masterstudiengang Physik bzw. Physics an der Technischen Universität Dortmund 
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oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem Studiengang eine erhebliche 

inhaltliche Nähe aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder 

b) der*dem Kandidatin*Kandidaten nach abgelegter Prüfung in einem der vorgenannten 

Studiengänge aufgrund einer anschließenden Anfechtung des Prüfungsbescheides 

eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung über das endgültige Nichtbestehen 

noch nicht vorliegt. 
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§ 17  

Umfang der Masterprüfung 

(1) Die Masterprüfung setzt sich zusammen aus studienbegleitenden Prüfungen, in denen 

insgesamt 90 Leistungspunkte zu erwerben sind und der Masterarbeit (master thesis), 

durch die weitere 30 Leistungspunkte zu erwerben sind. Der Erwerb der Leistungspunkte 

erfolgt nach näherer Bestimmung durch die Absätze 2 bis 7 wie folgt:  



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 97 

     

 

(2) Die Module fassen in der Regel mehrere Lehrveranstaltungen zusammen, die in einem 

Semester oder in zwei aufeinander folgenden Semestern stattfinden. Module werden mit 

festgelegten oder mit wählbaren Veranstaltungen angeboten. Als Spezialisierungsmodul 

(specialization module) im Masterstudium können die jeweils einsemestrigen 

Veranstaltungen „Einführung in die Theoretische Festkörperphysik“ oder „Einführung in 

die Theoretische Elementarteilchenphysik'' gewählt werden. Das Modul Praktikum 1 

Modul Leistungs-

punkte 

Prüfungen 

Pflichtbereich Physics (compulsory modules in physics) 

Spezialisierungsmodul 

(specialization module) 

12 1 oder mehrere benotete 

Modulprüfungen oder 

Teilleistungen 

Pflichtbereich Praktikum Physics (compulsory laboratory courses) 

Praktikum 1 (advanced laboratory 

course) 

6 1 benotete Modulprüfung 

Wahlpflichtbereich (elective modules) 

Physikalisches Vertiefungsgebiet 

(physics specialization) 

10-14 1 oder mehrere benotete 

Modulprüfungen oder 

Teilleistungen 

Allgemeines Vertiefungsgebiet 

(general area of specialization) 

20-24 1 oder mehrere benotete 

Modulprüfungen oder 

Teilleistungen 

Physikalisches Hauptseminar 

(physics main seminar) 

6 1 oder mehrere benotete 

Modulprüfungen oder 

Teilleistungen 

Forschungsphase (research phase) 

Methoden und Projektplanung 

(methods and project planning) 

15 1 benotete Modulprüfung 

Forschungspraktikum mit Bericht 

(research internship) 

15 1 benotete Modulprüfung 

Masterarbeit (master thesis) 30 1 benotete Modulprüfung 

Gesamt 120 8 oder mehr 
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(advanced laboratory course) besteht in der Regel aus Versuchen des Zentralen 

Physikalischen Praktikums. In Absprache mit der*dem zuständigen Hochschullehrenden 

können Versuche auch in den Arbeitsgruppen der Fakultät durchgeführt werden. Für 

jeden Versuch wird aufgrund des Aufwands eine Wertigkeit festgesetzt. Als Grundlage für 

die Modulprüfung muss eine bestimmte Gesamtwertigkeit erreicht werden. Die Einzel- 

und Gesamtwertigkeiten werden durch Aushang bekannt gegeben.  

(3) Für das physikalische Vertiefungsgebiet (physics specialization) bietet die Fakultät 

Physik der Technischen Universität Dortmund regelmäßig Spezialvorlesungen und 

Seminare aus den Gebieten Experimentelle und Theoretische Festkörperphysik, 

Experimentelle und Theoretische Elementarteilchenphysik, Beschleunigerphysik, 

Medizinphysik und Computational Physics an. Das jeweils aktuelle Angebot an solchen 

Modulen sowie für Physikalische Hauptseminare (physics main seminar) wird den 

Studierenden rechtzeitig bekannt gegeben. Das physikalische Vertiefungsgebiet (physics 

specialization) ist Teil des Forschungsschwerpunkts, in dem die*der Studierende die 

Masterarbeit absolviert. Das physikalische Vertiefungsgebiet (physics specialization) hat 

eine Wertigkeit von 10 bis 14 Leistungspunkten. Die Angaben der Leistungspunkte sind 

Mindest- und Höchstgrenzen: Durch die erfolgreiche Ablegung der studienbegleitenden 

Prüfungen müssen mindestens 10 Leistungspunkte erreicht werden; es können 

höchstens 14 Leistungspunkten auf die Masterprüfung angerechnet werden. Näheres 

regeln die Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 

(4) Als allgemeines Vertiefungsgebiet (general area of specialization) kann ein Gebiet der 

Physik gewählt werden, zu dem die Fakultät Physik der Technischen Universität 

Dortmund oder die Fakultät für Physik und Astronomie der Ruhr-Universität Bochum 

geeignete Lehrveranstaltungen anbieten. Das allgemeine Vertiefungsgebiet (general area 

of specialization) umfasst insgesamt 20 bis 24 Leistungspunkte, wobei zusammen mit 

dem physikalischen Vertiefungsgebiet (physics specialization) insgesamt 36 

Leistungspunkte erreicht werden müssen. Im allgemeinen Vertiefungsgebiet (general 

area of specialization) können bis zu einem Umfang von 12 Leistungspunkten geeignete 

Veranstaltungen folgender Fakultäten eingebracht werden: 

- Bauwesen 

- Bio- und Chemieingenieurwesen 

- Chemie und Chemische Biologie 

- Elektrotechnik und Informationstechnik 

- Informatik 

- Maschinenbau 

- Mathematik 

- Philosophie 

- Raumplanung 

- Statistik 
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- Wirtschaftswissenschaften 

- Maximal 5 Leistungspunkte können in einem wissenschaftsbezogenen Sprachkurs 

Englisch wie z.B. Scientific Writing (Niveau mindestens C1) erbracht werden. Für 

Studierende mit Muttersprache Englisch können alternativ 5 Leistungspunkte im 

Bereich Deutsch als Fremdsprache eingebracht werden. 

(5) In begründeten Ausnahmefällen kann der Prüfungsausschuss auf Antrag der*des 

Kandidatin*Kandidaten als allgemeines Vertiefungsgebiet (general area of 

specialization) ein anderes an der Technischen Universität Dortmund oder der Ruhr-

Universität Bochum vertretenes Fach zulassen, das mit der Physik in einem sinnvollen 

Zusammenhang steht. Das allgemeine Vertiefungsgebiet (general area of specialization) 

kann aus einem oder mehreren Modulen bestehen. 

(6) Module im Bereich des Wahlpflichtangebots im Praktikumsbereich („Praktikum 2“, 

specialized laboratory course) können sowohl als Bestandteil des allgemeinen oder des 

physikalischen Vertiefungsgebietes gewählt werden. Es können maximal zwei Module 

aus dem Bereich „Praktikum 2“ belegt werden. 

(7) Eine Lehrveranstaltung kann nicht als Bestandteil verschiedener Module gewählt 

werden. Lehrveranstaltungen, für die einer*einem Studierenden Leistungspunkte im 

Rahmen einer Bachelorprüfung angerechnet wurden, können für diese*n Studierende*n 

nicht Bestandteil eines Moduls des Masterstudiengangs sein. 

(8) Das zweite Studienjahr („Forschungsphase“ (research phase)) ist als thematische 

Einheit zu sehen und enthält Module zum spezialisierten Wissenserwerb sowie die 

Masterarbeit nach § 19. Innerhalb des Moduls Methoden und Projektplanung (methods 

and project planning) findet auch eine Unterweisung in den Regeln Guter 

Wissenschaftlicher Praxis statt. Die Module, die im zweiten Studienjahr gewählt werden, 

sollen in engem Zusammenhang miteinander und mit der Masterarbeit stehen. Alle 

Module des zweiten Studienjahres, einschließlich der Masterarbeit, sind innerhalb von 

12 Monaten zu absolvieren. Der Beginn dieser Frist kann vom Beginn eines Semesters 

abweichen, um eine koordinierte Durchführung der notwendigen Forschungsarbeiten zu 

ermöglichen. Vor Anmeldung der Forschungsphase (research phase) muss der*die 

Kandidat*in 40 Leistungspunkte erworben haben. 

§ 18  

Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von Leistungspunkten, 

Bildung von Noten 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden 

festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden:  

1 = sehr gut    = eine hervorragende Leistung;  

2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt;  

3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht;  
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4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 

Anforderungen genügt;  

5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 

den Anforderungen nicht mehr genügt. 

Durch Erniedrigen und Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können zur differenzierten 

Bewertung Zwischenwerte gebildet werden. Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 sowie 5,3 sind dabei 

ausgeschlossen. 

(2) In Absprache mit dem Prüfungsausschuss können bei Prüfungsleistungen, die nicht in 

der Gesamtnote berücksichtigt werden, die Prüfungsleistungen entweder nach dem 

Notenmaßstab gemäß Absatz 1 oder nach folgendem vereinfachten Maßstab bewertet 

werden: 

bestanden = eine Leistung, die mindestens den 

Anforderungen genügt; 

nicht bestanden = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 

den Anforderungen nicht mehr genügt. 

(3) Die dem jeweiligen Modul zugeordnete Zahl von Leistungspunkten wird erworben, wenn 

das Modul mit mindestens „ausreichend“ (4,0) oder „bestanden“ bewertet worden ist. 

(4) Eine Klausurarbeit, welche ausschließlich im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt 

wurde, gilt als bestanden, wenn 

a) 60 % der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden ist oder 

b) mindestens 50 % der maximal zu erreichenden Punktzahl erzielt wurden und die 

erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22 % die durchschnittliche Prüfungsleistung der 

Kandidatinnen*Kandidaten unterschreitet, die an der Prüfung teilgenommen haben. 

(5) Hat der*die Kandidat*in die Mindestpunktzahl gemäß Absatz 4 erreicht und damit die 

Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 

1 = „sehr gut“, falls sie bzw. er mindestens 75 % 

2 = „gut“, falls sie bzw. er mindestens 50 % aber weniger als 75 % 

3 = „befriedigend“, falls sie bzw. er mindestens 25 % aber weniger als 50 % 

4 = „ausreichend“, falls sie bzw. er keine oder weniger als 25 % 

der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht hat. 

(6) Wird eine Klausurarbeit nur teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt, so 

werden die Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren nach den Absätzen 4 und 5 bewertet. 

Die übrigen Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren beurteilt. Aus beiden 

Bewertungen wird die Note der Prüfungsleistung ermittelt, wobei die Anteile der jeweils 

zu erreichenden Gesamtpunktzahlen berücksichtigt werden. Absatz 8 gilt entsprechend. 

(7) Wird das Modul durch eine Modulprüfung abgeschlossen, so ist diese Note gleichzeitig 

die Modulnote. Bei Teilleistungen errechnet sich die Modulnote aus dem arithmetischen 

Mittel der nicht gerundeten Noten der im Rahmen des jeweiligen Moduls abgelegten 
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benoteten Teilleistungen, gewichtet mit der jeweiligen Zahl der entsprechenden 

Leistungspunkte. 

(8) Die Modulnoten lauten dann in Worten bei einem Mittelwert 

bis 1,5  = sehr gut 

über 1,5 bis 2,5 = gut 

über 2,5 bis 3,5 = befriedigend 

über 3,5 bis 4,0 = ausreichend 

über 4,0  = nicht ausreichend. 

Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 

berücksichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(9) Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 

gemäß Absatz 8 gebildeten Noten aller benoteten Module, einschließlich der 

Masterarbeit, wobei die einzelnen Noten mit der jeweiligen Zahl der zu diesem Modul 

gehörenden Leistungspunkte gewichtet werden mit Ausnahme der Masterarbeit, die mit 

dem Doppelten der vergebenen Leistungspunkte gewichtet wird. Absatz 8 gilt 

entsprechend. 

(10) Die Gesamtnote einer bestandenen Masterprüfung wird auf eine Nachkommastelle 

genau angegeben. Alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(11) Anstelle der Gesamtnote „sehr gut“ wird das Prädikat „mit Auszeichnung“ erteilt, wenn 

die Masterarbeit von beiden Gutachterinnen*Gutachtern mit der Note 1,0 bewertet 

wurde und die Gesamtnote 1,0 ist. 

(12) Die Gesamtnote wird zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit Transfer 

System (ECTS) ausgewiesen. Darüber hinaus können ECTS-Grade für alle benoteten 

Prüfungsleistungen ausgewiesen werden. Hierzu ist ein entsprechender Beschluss des 

Prüfungsausschusses erforderlich. Die Grade nach ECTS werden wie folgt ausgewiesen: 

A =  in der Regel die besten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden; 

B =  in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 

C =  in der Regel die nächsten ca. 30 % der erfolgreichen Studierenden; 

D =  in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 

E =  in der Regel die nächsten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden. 

(13) Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten der 

letzten sechs Semester. Ist diese Gruppe kleiner als 50 Personen, so ist die 

Bezugsgruppe aus den letzten 10 Semestern zu ermitteln. Das aktuelle Semester soll bei 

der Bildung der ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Solange keine 

statistischen Daten zur Berechnung einer relativen Bewertung zur Verfügung stehen, 

werden keine ECTS-Grade ausgewiesen. Aus Gründen der rechtssicheren Vergabe kann 

durch Beschluss des Prüfungsausschusses auf die Ausweisung von ECTS-Graden 
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verzichtet werden. Entsprechende Hinweise erscheinen im Abschlussdokument. Bei der 

Zusammensetzung der Vergleichsgruppe ist nach dem Abschluss und dem Studiengang 

zu differenzieren. Darüber hinaus kann in sachlich begründeten Fällen eine andere 

Zusammensetzung der Vergleichsgruppe erfolgen. Hierzu ist ein entsprechender 

Beschluss des Prüfungsausschusses erforderlich. 

§ 19  

Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit ist die wissenschaftliche Abschlussarbeit des Masterstudiengangs. Mit 

dieser Arbeit soll der*die Kandidat*in nachweisen, dass er*sie in der Lage ist, innerhalb 

einer vorgegebenen Frist ein physikalisches Thema nach wissenschaftlichen Methoden 

zu bearbeiten und angemessen darzustellen. 

(2) Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchung werden in der Regel in einem 

hochschulöffentlichen Vortrag präsentiert. Der Vortrag kann vor der Abgabe der 

Masterarbeit stattfinden und wird nicht benotet. 

(3) Die Masterarbeit kann von jeder*jedem Hochschullehrenden oder einem habilitierten 

Mitglied der Fakultät Physik der Technischen Universität Dortmund ausgegeben und 

betreut werden. Andere Wissenschaftler*innen, die die Voraussetzungen nach § 65 

Absatz 1 HG erfüllen, können mit Zustimmung des Prüfungsausschusses die 

Masterarbeit ausgeben und betreuen.  

(4) Die Ausgabe der Masterarbeit erfolgt auf Antrag der*des Kandidatin*Kandidaten über 

die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses. Vor Anmeldung der Masterarbeit muss 

der*die Kandidat*in das Modul „Methoden und Projektplanung“ (methods and project 

planning) erfolgreich abgeschlossen haben. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig 

zu machen. Der*Die Kandidat*in kann in dem Antrag bezüglich der*des 

Betreuerin*Betreuers und des Themas Vorschläge machen.  

(5) Der Antrag muss eine schriftliche Einwilligung der*des Betreuerin*Betreuers enthalten. 

Verzichtet der*die Kandidat*in auf das Vorschlagsrecht, so vermittelt die*der 

Vorsitzende des Prüfungsausschusses ein Thema und einen*eine Betreuer*in für die 

Masterarbeit.  

(6) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb von vier Wochen ab der 

Ausgabe zurückgegeben werden; die Masterarbeit gilt dann als nicht begonnen. 

(7) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt sechs Monate. Thema und 

Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Masterarbeit innerhalb dieser 

Frist abgeschlossen werden kann.  

(8) In eng begrenzten Ausnahmefällen kann der Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit 

dem*der Betreuer*in auf begründeten Antrag der*des Kandidatin*Kandidaten hin und 

lediglich einmalig eine Nachfrist von bis zu vier Wochen gewähren. Ein 

Verlängerungsantrag ist spätestens vierzehn Tage vor Ablauf der Bearbeitungszeit an 

den Prüfungsausschuss zu stellen. Im Falle von Krankheit kann die Frist zur Abgabe um 

maximal die Hälfte der Bearbeitungszeit verlängert werden. Dazu ist die Vorlage eines 

ärztlichen Attests erforderlich. Die Verlängerung entspricht der Krankheitszeit. 
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Überschreitet die Krankheitsdauer die Hälfte der Bearbeitungszeit, wird der*dem 

Kandidatin*Kandidaten ein neues Thema ohne Anerkennung eines Prüfungsversuchs 

gestellt. 

(9) Der Umfang der Masterarbeit soll 60 Seiten nicht überschreiten. Die Masterarbeit wird in 

englischer Sprache verfasst. 

(10) Die Masterarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt 

jedoch nicht aus, dass das Thema der Masterarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe 

bearbeitet wird. Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu 

bewertende Beitrag der*des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich unterscheidbar 

und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 

(11) Bei Abgabe der Masterarbeit hat der*die Kandidat*in an Eides statt zu versichern, dass 

er*sie die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen 

und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat. In 

das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Beiträge aufzunehmen. Für die 

eidesstattliche Versicherung ist ein einheitliches Formular des Dekanats der Fakultät 

Physik zu verwenden und bei Abgabe der Masterarbeit als fester Bestandteil der 

Masterarbeit unterschrieben einzubinden bzw. entsprechend des digitalen 

Abgabeverfahrens gemäß § 20 Absatz 1 zusammen mit der Abschlussarbeit als eine Datei 

hochzuladen.  

§ 20  

Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 

(1) Für die Abgabe der Masterarbeit gelten die Bestimmungen der Ordnung zur Abgabe von 

Abschlussarbeiten (Bachelor/Master) der Technischen Universität Dortmund in der 

jeweils geltenden Fassung. Sofern das Hochladen von einzelnen Abschlussarbeiten 

beziehungsweise von Teilen der Abschlussarbeiten aus fachlichen Gründen nicht 

tauglich ist und/oder sofern eine vertragliche Vereinbarung mit Dritten besteht, die eine 

Veröffentlichung von Abschlussarbeiten oder von Teilen von Abschlussarbeiten 

ausschließt, findet durch Entscheidung des Prüfungsausschusses das bisherige analoge 

Verfahren zur Abgabe von Abschlussarbeiten gemäß Absatz 2 Anwendung. 

(2) Beim analogen Verfahren ist die Masterarbeit fristgemäß beim Dekanat der Fakultät 

Physik der Technischen Universität Dortmund in dreifacher gebundener Ausfertigung und 

zusätzlich in einer für ein Softwareprodukt zur Plagiatserkennung verwendbaren 

elektronischen Fassung abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 

Bei Postanlieferung gilt das Datum des Poststempels. Wird die Masterarbeit nicht 

fristgemäß abgegeben, so gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

(3) Die Masterarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu bewerten. Eine*r der 

Prüfenden soll die*der Betreuende der Arbeit sein (Erstgutachter*in). Die*Den zweite*n 

Prüfende*n (Zweitgutachter*in) bestimmt die*der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses. 

(4) Die Bewertung ist entsprechend § 18 Absatz 1 vorzunehmen und schriftlich zu 

begründen. Die Note der Masterarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der beiden 

Einzelnoten gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die 
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Differenz mehr als 2,0 oder bewertet nur eine*r der Prüfenden die Masterarbeit mit 

mindestens „ausreichend“ (4,0), so wird vom Prüfungsausschuss eine*ein dritte*r 

Prüfende*r zur Bewertung der Masterarbeit bestimmt. Die Note der Masterarbeit ist 

dann das auf eine Nachkommastelle gerundete arithmetische Mittel der beiden besseren 

Noten. Die Masterarbeit kann jedoch nur dann als „ausreichend“ (4,0) oder besser 

bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten „ausreichend“ (4,0) oder besser sind. 

§ 18 Absatz 8 gilt entsprechend. 

(5) Die Bewertung der Masterarbeit muss der*dem Kandidatin*Kandidaten spätestens acht 

Wochen nach der Abgabe mitgeteilt werden, im Fall der Heranziehung einer*eines dritten 

Prüfenden spätestens nach zehn Wochen. 

§ 21  

Zusatzqualifikationen 

(1) Die*Der Studierende kann vor dem Bestehen bzw. dem endgültigen Nichtbestehen in 

weiteren als den vorgeschriebenen Modulen Prüfungsleistungen ablegen. Mit diesen 

Prüfungsleistungen können keine Leistungspunkte erworben werden. 

(2) Das Ergebnis der Prüfungen wird auf Antrag der*des Studierenden in das Transcript of 

Records aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit 

einbezogen. 

§ 22  

Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 

(1) Über die bestandene Masterprüfung erhält der*die Kandidat*in in der Regel spätestens 

vier Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis. Das Zeugnis 

trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde und die 

Unterschrift der*des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. In das Zeugnis sind die 

Gesamtnote der Masterprüfung, einschließlich des ECTS-Grades nach § 18 Absatz 12, 

das Thema und die Note der Masterarbeit aufzunehmen. 

(2) Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. Es beschreibt die wesentlichen, 

dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, die mit dem 

Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. Das Diploma 

Supplement wird in deutscher und in englischer Sprache ausgestellt. Des Weiteren wird 

dem Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Leistungen in den Modulprüfungen 

beigefügt (Transcript of Records). 

(3) Auf dem Transcript of Records werden auf Antrag der Kandidaten zusätzliche Leistungen 

und Studienleistungen ausgewiesen, die nicht in die Modul- und Gesamtnote 

eingegangen sind. Darüber hinaus können im Rahmen des Studiums absolvierte 

freiwillige Praktika, die auf Antrag über den Prüfungsausschuss genehmigt wurden und 

die einen inhaltlichen und fachlichen Zusammenhang zu dem gewählten Studiengang 

aufweisen, mit aufgenommen werden. Das Transcript of Records wird in deutscher und 

englischer Sprache ausgestellt. 

(4) Auf Antrag der*des Kandidatin*Kandidaten wird auch vor Abschluss der Masterprüfung 

eine Bescheinigung über die bereits erbrachten Prüfungsleistungen 
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(Notenbescheinigung) erstellt, die eine Aufstellung der erfolgreich absolvierten Module 

mit den erworbenen Leistungspunkten und Prüfungsleistungen und den Noten nach § 18 

Absatz 1 enthält.  

(5) Das Zeugnis wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 

unterschrieben und mit dem Siegel der Fakultät Physik versehen. 

§ 23  

Masterurkunde 

(1) Der*Dem Kandidatin*Kandidaten wird eine Masterurkunde mit dem Datum des 

Zeugnisses in deutscher und englischer Sprache ausgehändigt. Darin wird die Verleihung 

des Mastergrades gemäß § 4 beurkundet. Der Studiengang der*des 

Absolventin*Absolventen ist in der Masterurkunde anzugeben. 

(2) Die Masterurkunde wird von dem*der Dekan*in der Fakultät Physik der Technischen 

Universität Dortmund und von der*dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses der 

Fakultät Physik unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät Physik versehen. 

III. Schlussbestimmungen 

§ 24  

Ungültigkeit der Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 

(1) Hat der*die Kandidat*in bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich die 

Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung der*die Kandidat*in 

getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht 

bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 

der*die Kandidat*in hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 

Prüfung geheilt. Hat der*die Kandidat*in die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so 

entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die 

Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und 2 ist der*dem Betroffenen Gelegenheit zur 

mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 

(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige 

Prüfungszeugnis einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine 

Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren 

nach Ausstellung des Zeugnisses ausgeschlossen. 

(5) Der Mastergrad wird aberkannt und die Urkunde ist einzuziehen, wenn sich nachträglich 

herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder, wenn wesentliche 

Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über 

die Aberkennung entscheidet der Fakultätsrat der Fakultät Physik. 
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§ 25  

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

(1) Nach Bekanntgabe eines Klausurergebnisses wird eine Einsicht gewährt. Im Rahmen der 

Einsichtnahme können Kopien oder sonstige originalgetreue Reproduktionen gefertigt 

werden. Die Nutzung von Kopien und sonstigen Reproduktionen der Klausur sind nur für 

den persönlichen Gebrauch zum Zwecke der Klausureinsicht zulässig. Insbesondere ist 

die Veröffentlichung, Vervielfältigung, Verbreitung und jede Art der Verwertung sowie die 

Weitergabe an Dritte nicht gestattet. Bei Verstößen ist mit erheblichen rechtlichen 

Konsequenzen zu rechnen. Zeit und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüfenden 

festgelegt und spätestens mit der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse in geeigneter 

Form bekannt gegeben. Die Einsicht in die Ergebnisse weiterer schriftlicher 

Prüfungsleistungen wird den Studierenden auf Antrag gewährt. Der Antrag ist binnen 

eines Monats an die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses zu stellen. 

(2) Die Einsicht in die auf die jeweiligen Prüfungen bezogenen Gutachten der Prüfenden 

sowie in die Prüfungsprotokolle der mündlichen Prüfungen wird den Studierenden auf 

Antrag gewährt. Der Antrag ist binnen drei Monaten nach Bekanntgabe des 

Prüfungsergebnisses an die*den Vorsitzende*n des Prüfungsausschusses zu stellen. 

Die*Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der 

Einsichtnahme. 

§ 26  

Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 

(1) Diese Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2023 in Kraft. 

(2) Sie gilt für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2023/2024 erstmalig in den 

Masterstudiengang Physics an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben 

worden sind. 

(3) Studierende, die bereits vor dem Wintersemester 2023/2024 in den Masterstudiengang 

Physik eingeschrieben worden sind, können beim Prüfungsausschuss beantragen, nach 

dieser Prüfungsordnung geprüft zu werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche 

und Leistungen werden angerechnet. 

(4) Ab dem Wintersemester 2025/2026 gilt diese Prüfungsordnung in ihrer aktuellen Fassung 

für alle Studierenden, die in den Masterstudiengang Physik an der Technischen 

Universität Dortmund eingeschrieben worden sind, soweit nicht bereits eine neue 

Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Physics an der Technischen Universität 

Dortmund Geltung erlangt hat.  

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrates der Fakultät Physik vom 08.11.2023 

und des Rektorates der Technischen Universität Dortmund vom 08.11.2023. 
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen 

autonomen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht 

hingewiesen worden. 

Dortmund, den 30. November 2023 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Professor Dr. Manfred Bayer 
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Fakultätsordnung der Fakultät für Mathematik der Technischen 

Universität Dortmund vom 5. Dezember 2023 

 

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-

Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 29. August 2023 (GV. NRW. S. 1072), hat die Fakultät für 

Mathematik der Technischen Universität Dortmund die folgende Ordnung beschlossen: 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

Die Fakultätsordnung regelt die Organisation und Binnengliederung der Fakultät für 

Mathematik der TU Dortmund. 

 

§ 2 Bezeichnung und Gliederung 

 

(1) Die Fakultät trägt die Bezeichnung Fakultät für Mathematik. 

 

(2) 1Die Fakultät wird gemäß § 11 Abs. 3 GO von einem Dekanat geleitet, das sämtliche 

gesetzliche Aufgaben und Befugnisse der*des Dekanin*Dekans wahrnimmt. 2Das 

Dekanat besteht aus dem*der Dekan*in und zwei Prodekan*innen. 3Der*Die Dekan*in 

vertritt die Fakultät innerhalb der Universität. 4Ein*e Prodekan*in nimmt die Funktion 

der*des Studiendekanin*Studiendekans wahr. 5Der*Die Dekan*in und der*die 

Prodekan*in, die*der den*die Dekan*in vertritt, müssen dem Kreis der 

Professor*innen innerhalb der Gruppe der Hochschullehrer*innen angehören. 6Die 

Mitglieder des Dekanats werden vom Fakultätsrat mit der Mehrheit seiner 

stimmberechtigten Mitglieder für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt; die Wahl bzw. 

Nachwahl der*des Dekanin*Dekans bedarf der Bestätigung durch den*die Rektor*in. 
7Die Prodekan*innen werden in der Regel von dem*der designierten Dekan*in 

vorgeschlagen. 8Wird ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden zum*zur 

Prodekan*in gewählt, beträgt ihre*seine Amtszeit ein Jahr; wird als Nachfolger*in 

einer*eines studentischen Prodekanin*Prodekans ein*e Prodekan*in gewählt, die*der 

nicht Mitglied der Gruppe der Studierenden ist, so endet deren*dessen Amtszeit mit 

der Amtszeit der übrigen Dekanatsmitglieder. 9Scheidet der*die Dekan*in oder ein*e 

Prodekan*in aus ihrem*seinem Amt aus, so findet eine Nachwahl für den Rest der 

Amtszeit, im Fall des Satz 8 Halbsatz 2 eine Wahl für eine mit der Amtszeit der übrigen 

Dekanatsmitglieder endende Amtszeit statt; wird ein*e Prodekan*in aus der Gruppe 

der Studierenden nachgewählt, so erfolgt diese Nachwahl für den Zeitraum eines 

Jahres, wenn die restliche Amtszeit nicht zuvor endet. 10Wiederwahl ist zulässig. 

 

(3) 1Der*Die Dekan*in wird mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen des 

Fakultätsrates abgewählt, wenn zugleich mit der Mehrheit der Stimmen des 

Fakultätsrates ein*e neue*r Dekan*in gewählt und der*die Gewählte durch den*die 

Rektor*in bestätigt wird. 2Der Antrag auf Abwahl ist von mindestens drei 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 109 

    
 

stimmberechtigten Mitgliedern des Fakultätsrates zu unterzeichnen. 3Nach Eingang 

des Antrages steht dem*der Dekan*in eine Frist von zehn Werktagen zur Anfertigung 

einer Stellungnahme zur Verfügung. 4Nach Ablauf der Frist wird unverzüglich zu einer 

Sondersitzung des Fakultätsrates eingeladen. 5Die Ladungsfrist beträgt mindestens 

zehn Werktage. 6Für die Abwahl ist nur ein Wahlgang vorgesehen. 7Die Wahl wird von 

einem*einer Wahlleiter*in, die*der aus der Mitte des Fakultätsrates zu wählen ist, 

geleitet. 

 

§ 3 Wahl der Gleichstellungsbeauftragten 

 

(1) 1Die Wahl zur Gleichstellungsbeauftragten der Fakultät und ihrer Stellvertreterinnen 

erfolgt als Mehrheitswahl. 2Die Amtszeit beträgt zwei Jahre; eine Wiederwahl ist 

möglich. 

 

(2) 1Wahlberechtigt sind alle Mitglieder der Fakultät. 2Die Wahlberechtigten haben eine 

Stimme. 

 

(3) 1Wählbar für die Funktion der Gleichstellungsbeauftragten ist jedes weibliche Mitglied 

der Fakultät. 2Die fachliche Qualifikation der Gleichstellungsbeauftragten soll den 

umfassenden Anforderungen ihrer Aufgaben gerecht werden; dies setzt entweder ein 

abgeschlossenes Hochschulstudium oder eine im Einzelfall nachgewiesene andere 

fachliche Qualifikation voraus. 

 

(4) 1Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält; bei Stimmengleichheit entscheidet das 

von dem*der Dekan*in zu ziehende Los. 2Als Stellvertreterinnen gewählt sind die 

Kandidatinnen mit den nächstmeisten Stimmen in der Reihenfolge der auf sie 

entfallenden Stimmenzahlen. 3Sofern bei der Wahl nur eine Kandidatin zur Wahl steht, 

wird über diese Kandidatin mit Ja oder Nein abgestimmt. 4Die Kandidatin ist gewählt, 

wenn sie mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen erhält; im Übrigen ist die Wahl 

gescheitert. 

 

(5) 1Scheidet die Gleichstellungsbeauftragte oder eine ihrer Stellvertreterinnen vor Ablauf 

der Amtszeit aus ihrem Amt aus, kann eine Nachwahl durch den Fakultätsrat für den 

Rest der Amtszeit erfolgen. 2Gewählt ist, wer die Mehrheit der stimmberechtigten 

Mitglieder des Fakultätsrats auf sich vereinigt, wobei die Wahl nicht gegen die 

Mehrheit der weiblichen Mitglieder des Fakultätsrats erfolgen darf. 3Die Erfassung der 

Stimmen der weiblichen Mitglieder wird durch Verwendung verschiedenfarbiger 

Stimmzettel sichergestellt. 

 

§ 4 Qualitätsverbesserungskommission 

 

(1) Der Qualitätsverbesserungskommission gehören zwei stimmberechtigte Mitglieder 

aus der Gruppe der Hochschullehrer*innen, ein stimmberechtigtes Mitglied aus der 
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Gruppe der akademischen Mitarbeiter*innen sowie vier stimmberechtigte Mitglieder 

aus der Gruppe der Studierenden an.  

 

(2) 1Die Mitglieder der Qualitätsverbesserungskommission werden von den dem 

Fakultätsrat angehörenden Vertreter*innen der Gruppen nach § 11 Abs. 1 HG nach 

Gruppen getrennt gewählt. 2Eine Wiederwahl ist zulässig.  

 

(3) 1Ohne Stimmrecht gehört der Kommission der*die Studiendekan*in an. 2Die 

Kommission wählt aus ihrer Mitte eine*n Vorsitzende*n und eine*n stellvertretende*n 

Vorsitzende*n.  

 

(4) Die Amtszeit der Vertreter*innen der Gruppen gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 HG 

beträgt zwei Jahre, die Amtszeit der Vertreter*innen der Gruppe der Studierenden 

beträgt ein Jahr. 

 

§ 5 Studienbeirat 

 

(1) 1Zur Beratung des Fakultätsrats sowie der*des Dekanin*Dekans in Angelegenheiten 

der Lehre und des Studiums, insbesondere in Angelegenheiten der Studienreform, der 

Evaluation von Studium und Lehre sowie hinsichtlich des Erlasses oder der Änderung 

von Prüfungsordnungen, wird vom Fakultätsrat ein Studienbeirat eingerichtet. 2Der 

Beirat kann in Selbstbefassung tätig werden.  

 

(2) Dem Studienbeirat gehören an: 

a) als Mitglieder, die Lehraufgaben wahrnehmen 

i. der*die Studiendekan*in als Vorsitzende*r  

ii. ein Mitglied aus der Gruppe der Hochschullehrer*innen  

iii. ein Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiter*innen 

b) drei Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden. 

 

(3) 1Die Mitglieder des Studienbeirates nach Abs. 2 lit. a) ii, iii und lit. b) werden von den 

dem Fakultätsrat angehörenden Vertreter*innen der Gruppen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 

Nrn. 1, 2 und 4 HG nach Gruppen getrennt gewählt. 2Eine Wiederwahl ist zulässig. 

 

(4) Die Amtszeit der Vertreter*innen der Gruppen gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 HG 

beträgt zwei Jahre, die Amtszeit der Vertreter*innen der Gruppe der Studierenden 

beträgt ein Jahr. 

 

§ 6 Ausschüsse, Kommissionen und Beauftragte 

 

(1) 1Die Fakultät für Mathematik verfügt über die in der Grundordnung und anderen 

Ordnungen der Universität vorgesehenen Ausschüsse, Kommissionen und 

Beauftragten. 2Der Fakultätsrat kann beschließen, weitere Ausschüsse, 

Kommissionen oder Beauftragte einzusetzen. 3Aus dem Beschluss müssen die 
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Zwecksetzung der Einsetzung und die Aufgaben des Ausschusses, der Kommission 

oder der*des Beauftragten hervorgehen; bei einem Ausschuss oder einer Kommission 

muss zudem die Zusammensetzung geregelt werden. 4Weiterhin muss der Beschluss 

festlegen, ob die Einsetzung auf unbestimmte oder bestimmte Dauer erfolgt; im Falle 

einer unbestimmten Dauer muss eine Amtszeit festgelegt werden. 

 

(2) 1Die Mitglieder eines Ausschusses mit Ausnahme von Prüfungsausschüssen (§ 14 

Abs. 1 GO) müssen zugleich Mitglieder des Fakultätsrats sein. 2In Ausschüssen mit 

Ausnahme von Prüfungsausschüssen (§ 14 Abs. 1 GO) müssen alle Gruppen vertreten 

sein. 3In Kommissionen sollen alle Gruppen vertreten sein. 

 

(3) 1Ausschüsse und Kommissionen regeln ihre Arbeitsweise selbst. 2Im Übrigen gilt die 

Geschäftsordnung entsprechend. 3Die Vorsitzenden der Ausschüsse und 

Kommissionen sowie die Beauftragten sind zudem dem Fakultätsrat gegenüber 

auskunftspflichtig. 

 

§ 7 Geschäftsordnung 

 
1Sofern die Fakultät für Mathematik keine eigene Geschäftsordnung für den Fakultätsrat 

erlassen hat, wird die Geschäftsordnung des Senats auf Fakultätsebene entsprechend 

angewendet. 2Dabei sind folgende Ausnahmen zu beachten: 

 

1. 1Die Einladung zu Sitzungen des Fakultätsrats und zu anderen Gremiensitzungen 

erfolgt mit einer Frist von einer Woche. 2Bei Dringlichkeitssitzungen beträgt die 

Einladungsfrist mindestens 48 Stunden. 

2. 1Der Protokollentwurf soll unverzüglich nach der Sitzung vorab an die Mitglieder und 

stellvertretenden Mitglieder des Fakultätsrats verschickt werden. 2§ 16 Absatz 3 der 

Geschäftsordnung des Senats findet keine Anwendung. 

 

§ 8 Änderung von Ordnungen 

 

Die Fakultätsordnung wird mit Zweidrittelmehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des 

Fakultätsrats beschlossen.  

 

§ 9 Inkrafttreten 

 

Diese Ordnung tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen 

der Technischen Universität Dortmund in Kraft. Gleichzeitig tritt die Fakultätsordnung der 

Fakultät für Mathematik vom 06.10.2017 (AM Nr. 14/2017, S. 1) außer Kraft. 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrats der Fakultät für Mathematik 

vom 25.10.2023.  
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 

der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher 

beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des 

Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

 

Dortmund, den 5. Dezember 2023 

 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Universitätsprofessor 

Dr. Manfred Bayer 
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Verfahrensordnung der Fakultät für Mathematik zur Verleihung der 

Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

vom 1. Dezember 2023 
 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die 

Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 

16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. August 2023 

(GV. NRW. S. 1072), hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 

erlassen: 

 

Abschnitt 1: Geltungsbereich 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät für Mathematik durchgeführten Verfahren zur 

Verleihung der Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / “außerplanmäßiger Professor“. 

 

Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 

 

§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 Abs. 2 

HG von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der Fakultät 

vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptberufliche 

Professor*innen hervorragende Leistungen 

1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und Methoden oder 

2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 

Kunstausübung 

erbringen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. 2Die Frist kann bei Vorliegen 

außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 

 

(3) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten. 

 

§ 3 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf 

der Schriftform und ist zu begründen. 4Dem Antrag sind ein aktueller Lebenslauf, ein 

Schriftenverzeichnis sowie eine Übersicht aller durchgeführten Lehrveranstaltungen 

beizufügen. 5Auf Anforderung der*des Dekanin*Dekans sind dem Antrag weitere 

Unterlagen beizufügen. 
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(2) 1Der*die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrags und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 

Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 2 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 2 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 4Soweit die Lehrtätigkeit 

gem. § 2 Abs. 2 an der Fakultät erbracht wurde, soll außerdem ein schriftliches Votum 

des studentischen Kommissionsmitglieds zur Lehrtätigkeit beigefügt werden. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufügen sind die 

eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 

Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 

 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gem. § 5 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig.  
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§ 4 Rechtsstellung einer*eines Honorarprofessorin*Honorarprofessors 

 

(1) 1Die Verleihung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den Anspruch auf 

Übertragung eines Amtes. 2Der*Die Honorarprofessor*in ist befugt, die Bezeichnung 

„Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 

 

(2) 1Durch die Verleihung wird der*die Honorarprofessor*in Mitglied der Universität 

gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG. 2Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied 

der Universität gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG ist, nimmt er*sie an Wahlen gemäß § 9 Abs. 1 

S. 4 HG nicht teil. 

 

(3) 1Die Bezeichnung wird in der Erwartung verliehen, dass der*die Honorarprofessor*in 

eine enge Bindung zur Universität pflegt und sich auf seinem*ihrem Fachgebiet an 

Forschung und Lehre beteiligt. 2Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz und 

Vergütung besteht nicht. 

 

§ 5 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder das Vertrauen kann insbesondere dadurch 

verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ohne wichtigen Grund die 

Lehrtätigkeit an der Universität mehr als drei Jahre nicht ausgeübt hat, ohne dass 

die*der Berechtigte in den Ruhestand eingetreten ist. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen ein*e Begünstigte*r  

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 

geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ 

 

§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 116 

     

Einstellungsvoraussetzungen einer*eines Professorin*Professors nach § 36 HG 

erfüllen und in Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen gemäß § 36 

HG voraus. 2Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 

2 Semesterwochenstunden umfassen. 3Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 

Leistungen abgekürzt werden. 

 

(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätigkeit 

zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus besonderes 

Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet oder 

Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben. 

 

(4) 1Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 

Anspruch auf Übertragung eines Amtes. 2Der*Die außerplanmäßige Professor*in ist 

befugt, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 3Durch die 

Verleihung der Bezeichnung wird er*sie Mitglied der Universität gemäß § 9 Abs. 1 

S. 1 HG. 4Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied der Universität ist, 

nimmt er*sie gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG nicht an Wahlen teil. 

 

(5) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten. 

 

§ 7 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen und in eigener Sache zudem die 

akademischen Mitarbeiter*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf der Schriftform und 

ist zu begründen. 4Dem Antrag sind ein aktueller Lebenslauf, ein Schriftenverzeichnis 

sowie eine Übersicht aller durchgeführten Lehrveranstaltungen beizufügen. 5Auf 

Anforderung der*des Dekanin*Dekans sind dem Antrag weitere Unterlagen 

beizufügen. 

 

(2) 1Der*Die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrages und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 
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Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 6 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 6 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 4Soweit die Lehrtätigkeit 

gem. § 6 Abs. 2 an der Fakultät erbracht wurde, soll außerdem ein schriftliches Votum 

des studentischen Kommissionsmitglieds zur Lehrtätigkeit beigefügt werden. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufügen sind die 

eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 

Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 

 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 9 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

 

§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 

 
1Durch die Verleihung der Bezeichnung ist der*die außerplanmäßige Professor*in 

berechtigt und bis zur Erreichung der Regelaltersgrenze gem. § 31 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, 

2 LBG NRW verpflichtet, auf ihrem*seinem Fachgebiet im Umfang von zwei 

Semesterwochenstunden zu lehren. 2Satz 1 gilt nicht, soweit für den*die 

außerplanmäßige*n Professor*in bereits aus einem anderen rechtlichen Grund eine 

Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität besteht. 3Auf Antrag 

des*der außerplanmäßigen Professors*Professorin kann der*die Dekan*in ihn*sie aus 

wichtigem Grund von der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. 4Die Befreiung soll auf 

ein Semester oder ein Studienjahr befristet werden. 5Eine unbefristete Befreiung ist zu 

widerrufen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. 6Ein Anspruch auf Ausstattung, 

Arbeitsplatz oder Vergütung besteht nicht.  
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§ 9 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder Vertrauen kann insbesondere dadurch verletzt 

werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ihrer*seiner Lehrverpflichtung an 

der Universität mehr als drei Jahre nicht nachkommt. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen ein*e Begünstigte*r  

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 

geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 

 

§ 10 Inkrafttreten 

 
1Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Zugleich 

tritt die Verfahrensordnung der Fakultät für Mathematik zur Verleihung der Bezeichnungen 

„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ vom 10. August 2015 (AM Nr. 20/2015, S. 3), außer Kraft. 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät für Mathematik 

der Technischen Universität Dortmund vom 25.10.2023. 
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG NRW) eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 

der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher 

beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des 

Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

 

Dortmund, den 1. Dezember 2023 

 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Universitätsprofessor 

Dr. Manfred Bayer 
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Verfahrensordnung 

der Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Bildungsforschung 

zur Verleihung der Bezeichnungen 

„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

vom 1. Dezember 2023 

 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hoch-

schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 

2014 (GV. NRW S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. August 2023 (GV. NRW. 

S. 1072), hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 

 

Abschnitt 1: Geltungsbereich 

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät durchgeführten Verfahren zur Verleihung der 

Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / “Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Pro-

fessorin“ / “außerplanmäßiger Professor“. 

Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 

§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 

Abs. 2 HG von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der 

Fakultät vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptbe-

rufliche Professor*innen hervorragende Leistungen 

1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-

cher Erkenntnisse und Methoden oder 

2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 

Kunstausübung 

erbringen. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtä-

tigkeit an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. 2Die Frist kann bei 

Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 

(3) 1Die Verleihung der Bezeichnung wird äußerst zurückhaltend und verantwor-

tungsvoll erfolgen. 2Bei der Verleihung wird auf eine ausgewogene, geschlechter-

gerechte Verteilung geachtet. 

§ 3 Verleihungsverfahren 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen der Fakultät. 3Der Antrag be-

darf der Schriftform und ist zu begründen. 
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(2) 1Der*die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrags und lei-

tet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich 

nicht vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Ver-

fahrens. 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-

tung der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-

sion. 2Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschulleh-

rer*innen, ein*e akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Student*in an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-

schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-

destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 

sein. 4Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberech-

tigten Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen 

Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter 

Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter 

den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in in-

tegrierter Wahl eine*n Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im 

Fall des vorzeitigen Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder 

des*der Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine*n entspre-

chende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission soll geschlechtsparitätisch besetzt 

sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein Mitglied zu laden 

und zu informieren. 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in 

dem sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung 

ausspricht. 2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 

Abs. 2 und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvo-

raussetzungen i.S.d. § 2 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen aus-

wärtige fachkompetente Professor*innen sein. 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission 

über die Verleihung der Bezeichnung. 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und 

den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufü-

gen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorge-

legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 

Erwägungen durchgeführt wurde. 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und 

dem*der Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Mög-

lichkeit der Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gem. 
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§ 5 hinzuweisen. 3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Ur-

kunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag be-

stimmt ist. 4Die Verleihung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

§ 4 Rechtsstellung einer*eines Honorarprofessorin*Honorarprofessors 

(1) 1Die Verleihung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den Anspruch auf 

Übertragung eines Amtes. 2Der*die Honorarprofessor*in ist befugt, die Bezeich-

nung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 

(2) 1Durch die Verleihung wird der*die Honorarprofessor*in Mitglied der Universität 

gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG. 2Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mit-

glied der Universität ist, nimmt er*sie an Wahlen gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG NRW 

nicht teil. 

(3) 1Die Bezeichnung wird in der Erwartung verliehen, dass der*die Honorarprofes-

sor*in eine enge Bindung zur Universität pflegt und sich auf seinem*ihrem Fach-

gebiet an Forschung und Lehre beteiligt. 2Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeits-

platz und Vergütung besteht nicht. 

§ 5 Rücknahme und Widerruf 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berech-

tigte durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine 

Stellung erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder das Vertrauen kann insbesondere 

dadurch verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei 

einer*einem Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die 

nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Be-

zeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ohne wich-

tigen Grund die Lehrtätigkeit an der Universität mehr als zwei Jahre nicht ausgeübt 

hat, ohne dass die*der Berechtigte in den Ruhestand eingetreten ist. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen ein*e Begünstigte*r  

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 

hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-

richtig oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 

nicht kannte. 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffe-

nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-

hör zu geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-

lehrung zu versehen. 
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Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplan- 

mäßiger Professor“ 

§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die Einstellungsvo-

raussetzungen einer*eines Professorin*Professors nach § 36 HG erfüllen und in 

Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-

keit von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen ge-

mäß § 36 HG voraus. 2Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 2 Semes-

terwochenstunden umfassen. 3Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 

Leistungen abgekürzt werden. 

(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-

keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-

deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet o-

der Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben. 

(4) 1Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 

Anspruch auf Übertragung eines Amtes. 2Der*die außerplanmäßige Professor*in 

ist befugt, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 3Durch die 

Verleihung der Bezeichnung wird er*sie Mitglied der Universität gemäß § 9 Abs. 1 

S. 1 HG. 4Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied der Universi-

tät ist, nimmt er*sie gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG nicht an Wahlen teil. 

(5) 1Die Verleihung der Bezeichnung wird äußerst zurückhaltend und verantwortungs-

voll erfolgen. 2Bei der Verleihung wird auf eine ausgewogene, geschlechterge-

rechte Verteilung geachtet. 

§ 7 Verleihungsverfahren 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen und in eigener Sache zudem 

die akademischen Mitarbeiter*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf der Schrift-

form und ist zu begründen. 

(2) 1Der*die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrages und lei-

tet diesen an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung des 

Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht vor-

liegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-

tung der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-

sion. 2Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschulleh-

rer*innen, ein*e akademische Mitarbeiter*in und ein*e Student*in an. 3Die Hoch-

schullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 
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Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten Vertre-

ter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere 

nicht stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmbe-

rechtigten Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl 

eine*n Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeiti-

gen Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden 

wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die 

Kommission soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauf-

tragte der Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in 

dem sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung 

ausspricht. 2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 

Abs. 2 und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraus-

setzungen i.S.d. § 6 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen auswärtige 

fachkompetente Professor*innen sein. 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über 

die Verleihung der Bezeichnung. 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und 

den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufü-

gen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorge-

legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 

Erwägungen durchgeführt wurde. 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und 

dem*der Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglich-

keit der Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 9 

hinzuweisen. 3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde 

wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 
4Die Verleihung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 

1Durch die Verleihung der Bezeichnung ist der*die außerplanmäßige Professor*in berech-

tigt und bis zur Erreichung der Regelaltersgrenze gem. § 31 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, 2 LBG 

NRW verpflichtet, auf ihrem*seinem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwochen-

stunden zu lehren. 2Satz 1 gilt nicht, soweit für den*die außerplanmäßige*n Professor*in 

bereits aus einem anderen rechtlichen Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens diesem 

Umfang an der Universität besteht. 3Auf Antrag des*der außerplanmäßigen Profes-

sors*Professorin kann der*die Dekan*in ihn*sie aus wichtigem Grund von der Lehrver-

pflichtung nach Satz 1 befreien. 4Die Befreiung soll auf ein Semester oder ein Studienjahr 
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befristet werden. 5Eine unbefristete Befreiung ist zu widerrufen, sobald der wichtige Grund 

entfallen ist. 6Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 

§ 9 Rücknahme und Widerruf 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berech-

tigte durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine 

Stellung erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder Vertrauen kann insbesondere 

dadurch verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei 

einer*einem Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die 

nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Be-

zeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ihrer*seiner 

Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jahre nicht nachkommt. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen die*der Begünstigte 

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 

hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-

richtig oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 

nicht kannte. 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffe-

nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-

hör zu geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-

lehrung zu versehen. 

Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 

§ 10 Inkrafttreten 

1Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Zugleich 

tritt die Verfahrensordnung der Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Sozio-

logie zur Verleihung der Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ vom 15. Januar 2015 (AM 

Nr. 2/2015, S. 11), außer Kraft. 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Erziehungswis-

senschaft, Psychologie und Bildungsforschung der Technischen Universität Dortmund 

vom 12. Juli 2023. 
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Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG NRW) eine Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der 

Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-

macht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher 

beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rü-

geausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

 

Dortmund, den 1. Dezember 2023 

 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Universitätsprofessor  

Dr. Manfred Bayer 
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Verfahrensordnung 

der Fakultät Rehabilitationswissenschaften der Technischen Universität Dortmund  

zur Verleihung der Bezeichnungen 

„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

vom 1. Dezember 2023 

 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hoch-

schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. Septem-

ber 2014 (GV. NRW S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. August 2023 (GV. NRW. 

S. 1072), hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 

 

Abschnitt 1: Geltungsbereich 

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät durchgeführten Verfahren zur Verleihung der 

Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Pro-

fessorin“ / „außerplanmäßiger Professor“. 

Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 

§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

(1) Die Fakultät Rehabilitationswissenschaften kann die Bezeichnung „Honorarpro-

fessorin“ / „Honorarprofessor“ gemäß § 41 Abs. 2 HG an Personen verleihen, die 

auf einem an der Fakultät vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderun-

gen für hauptberufliche Professor*innen hervorragende Leistungen 

1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-

cher Erkenntnisse und Methoden oder 

2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 

Kunstausübung 

erbringen. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtä-

tigkeit an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. 2Die Frist kann beim 

Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 

(3) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwor-

tungsvoll erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechter-

gerechte Verteilung zu achten. 

§ 3 Verleihungsverfahren 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Der Antrag ist in Schriftform zu stellen und zu begründen. 3Antragsberechtigt 

sind die Hochschullehrer*innen der Fakultät.  
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(2) 1Der*die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrags und lei-

tet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich 

nicht vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Ver-

fahrens. 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-

tung der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-

sion. 2Mit Stimmrecht gehören der Kommission drei Vertreter*innen aus der 

Gruppe der Hochschullehrer*innen sowie je ein*eine Vertreter*in aus der Gruppe 

der akademischen Mitarbeiter*innen und der Gruppe der Studierenden an. 3Die 

Kommissionsmitglieder müssen Mitglied der Fakultät sein. 4Der*die Kommissi-

onsvorsitzende wird unter den Mitgliedern der Kommission aus der Gruppe der 

Hochschullehrer*innen vom Fakultätsrat in integrierter Wahl gewählt. 5Im Fall 

des vorzeitigen Ausscheidens eines Mitglieds oder der*des Vorsitzenden wählt 

der Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 6Die Kom-

mission soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 7Die Gleichstellungsbeauf-

tragte der Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in 

dem sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung 

ausspricht. 2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 

Abs. 2 und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvo-

raussetzungen i.S.d. § 2 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen aus-

wärtige fachkompetente Professor*innen sein. 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission 

über die Verleihung der Bezeichnung. 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und 

den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufü-

gen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorge-

legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 

Erwägungen durchgeführt wurde. 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und 

dem*der Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Mög-

lichkeit der Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gem. 

§ 5 hinzuweisen. 3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Ur-

kunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag be-

stimmt ist. 4Die Verleihung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 
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§ 4 Rechtsstellung einer*eines Honorarprofessorin*Honorarprofessors 

(1) 1Die Verleihung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den Anspruch auf 

Übertragung eines Amtes. 2Der*die Honorarprofessor*in ist befugt, die Bezeich-

nung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 

(2) 1Durch die Verleihung wird der*die Honorarprofessor*in Mitglied der Universität 

gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG. 2Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mit-

glied der Universität ist, nimmt er*sie an Wahlen gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG NRW 

nicht teil. 

(3) 1Die Bezeichnung wird in der Erwartung verliehen, dass der*die Honorarprofes-

sor*in eine enge Bindung zur Universität pflegt und sich auf seinem*ihrem Fach-

gebiet an Forschung und Lehre beteiligt. 2Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeits-

platz und Vergütung besteht nicht. 

§ 5 Rücknahme und Widerruf 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berech-

tigte durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine 

Stellung erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder das Vertrauen kann insbesondere 

dadurch verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei 

einer*einem Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die 

nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Be-

zeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ohne wich-

tigen Grund die Lehrtätigkeit an der Universität mehr als zwei Jahre nicht ausgeübt 

hat, ohne dass die*der Berechtigte in den Ruhestand eingetreten ist. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen die*der Begünstigte 

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 

hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-

richtig oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 

nicht kannte. 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffe-

nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-

hör zu geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-

lehrung zu versehen. 
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Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger 

Professor“ 

§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die Einstellungsvo-

raussetzungen einer*eines Professorin*Professors nach § 36 HG erfüllen und in 

Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-

keit von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen ge-

mäß § 36 HG im Umfang von mindestens 2 Semesterwochenstunden voraus. 2Die 

Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 

(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-

keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-

deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet o-

der Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben. 

(4) 1Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 

Anspruch auf Übertragung eines Amtes. 2Der*die außerplanmäßige Professor*in 

ist befugt, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 3Durch die 

Verleihung der Bezeichnung wird er*sie Mitglied der Universität gemäß § 9 Abs. 1 

S. 1 HG. 4Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied der Universi-

tät ist, nimmt er*sie gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG nicht an Wahlen teil. 

(5) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungs-

voll erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten. 

§ 7 Verleihungsverfahren 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Der Antrag ist in Schriftform zu stellen und zu begründen. 3Antragsberechtigt sind 

die Hochschullehrer*innen und in eigener Sache zudem die akademischen Mitar-

beiter*innen der Fakultät.  

(2) 1Der*die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrages und lei-

tet diesen an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung des 

Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht vor-

liegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-

tung der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-

sion. 2Mit Stimmrecht gehören der Kommission drei Vertreter*innen aus der 

Gruppe der Hochschullehrer*innen sowie je ein*eine Vertreter*in aus der Gruppe 

der akademischen Mitarbeiter*innen und der Gruppe der Studierenden an. 3Die 

Kommissionsmitglieder müssen Mitglied der Fakultät sein. 4Der*die Kommissi-

onsvorsitzende wird unter den Mitgliedern der Kommission aus der Gruppe der 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 131 

     
 

Hochschullehrer*innen vom Fakultätsrat in integrierter Wahl gewählt. 5Im Fall des 

vorzeitigen Ausscheidens eines Mitglieds oder der*des Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 6Die Kommis-

sion soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 7Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in 

dem sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung 

ausspricht. 2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 

Abs. 2 und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraus-

setzungen i.S.d. § 6 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen auswärtige 

fachkompetente Professor*innen sein. 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über 

die Verleihung der Bezeichnung. 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und 

den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufü-

gen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorge-

legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 

Erwägungen durchgeführt wurde. 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und 

dem*der Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglich-

keit der Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 9 

hinzuweisen. 3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde 

wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 
4Die Verleihung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 

1Durch die Verleihung der Bezeichnung ist der*die außerplanmäßige Professor*in berech-

tigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres verpflichtet, auf ihrem*seinem Fachge-

biet im Umfang von zwei Semesterwochenstunden zu lehren. 2Satz 1 gilt nicht, soweit für 

den*die außerplanmäßige*n Professor*in bereits aus einem anderen rechtlichen Grund 

eine Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität besteht. 3Auf An-

trag des*der außerplanmäßigen Professors*Professorin kann der*die Dekan*in ihn*sie 

aus wichtigem Grund von der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. 4Die Befreiung soll 

auf ein Semester oder ein Studienjahr befristet werden. 5Eine unbefristete Befreiung ist zu 

widerrufen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. 6Ein Anspruch auf Ausstattung, Ar-

beitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 

§ 9 Rücknahme und Widerruf 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berech-

tigte durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine 
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Stellung erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder Vertrauen kann insbesondere 

dadurch verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei 

einer*einem Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die 

nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Be-

zeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ihrer*seiner 

Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jahre nicht nachkommt. 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen die*der Begünstigte 

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 

hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-

richtig oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 

nicht kannte. 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffe-

nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-

hör zu geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-

lehrung zu versehen. 

Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 

§ 10 Inkrafttreten 

1Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Zugleich 

tritt die Verfahrensordnung der Fakultät Rehabilitationswissenschaften der Technischen 

Universität Dortmund zur Verleihung der Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorar-

professor“ und „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ vom 

19. November 2014 (AM Nr. 19/2014, S. 96), außer Kraft. 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Rehabilitations-

wissenschaften der Technischen Universität Dortmund vom 12. Juli 2023. 

 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG NRW) eine Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts der 

Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-

macht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher 

beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 
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dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rü-

geausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

 

Dortmund, den 1. Dezember 2023 

 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Universitätsprofessor  

Dr. Manfred Bayer 

 

 

 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 134 

     

Verfahrensordnung der Fakultät Physik zur Verleihung der 

Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

vom 5. Dezember 2023 

 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die 

Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 

16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. August 2023 

(GV. NRW. S. 1072), hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 

erlassen: 

 

Abschnitt 1: Geltungsbereich 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät Physik durchgeführten Verfahren zur Verleihung 

der Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige 

Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“. 

 

Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 

 

§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 Abs. 2 

HG von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der Fakultät 

vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptberufliche 

Professor*innen hervorragende Leistungen 

1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und Methoden oder 

2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 

Kunstausübung 

erbringen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. 2Die Frist kann bei Vorliegen 

außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 

 

(3) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten.  
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§ 3 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf 

der Schriftform und ist zu begründen. 

 

(2) 1Der*Die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrags und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 

Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 2 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 2 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufügen sind die 

eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 
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Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 

Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 

 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gem. § 5 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

 

§ 4 Rechtsstellung einer*eines Honorarprofessorin*Honorarprofessors 

 

(1) 1Die Verleihung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den Anspruch auf 

Übertragung eines Amtes. 2Der*Die Honorarprofessor*in ist befugt, die Bezeichnung 

„Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 

 

(2) 1Durch die Verleihung wird der*die Honorarprofessor*in Mitglied der Universität 

gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG. 2Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied 

der Universität gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG ist, nimmt er*sie an Wahlen gemäß § 9 Abs. 1 

S. 4 HG nicht teil. 

 

(3) 1Die Bezeichnung wird in der Erwartung verliehen, dass der*die Honorarprofessor*in 

eine enge Bindung zur Universität pflegt und sich auf seinem*ihrem Fachgebiet an 

Forschung und Lehre beteiligt. 2Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz und 

Vergütung besteht nicht. 

 

§ 5 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder das Vertrauen kann insbesondere dadurch 

verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ohne wichtigen Grund die 

Lehrtätigkeit an der Universität mehr als drei Jahre nicht ausgeübt hat, ohne dass 

die*der Berechtigte in den Ruhestand eingetreten ist. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen ein*e Begünstigte*r  

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 
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2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*Dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 

geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ 

 

§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die 

Einstellungsvoraussetzungen einer*eines Professorin*Professors nach § 36 HG 

erfüllen und in Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen gemäß § 36 

HG voraus. 2Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 2 

Semesterwochenstunden umfassen. 3Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 

Leistungen abgekürzt werden. 

 

(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätigkeit 

zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus besonderes 

Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet oder 

Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben. 

 

(4) 1Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 

Anspruch auf Übertragung eines Amtes. 2Der*Die außerplanmäßige Professor*in ist 

befugt, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 3Durch die 

Verleihung der Bezeichnung wird er*sie Mitglied der Universität gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 

HG. 4Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied der Universität ist, 

nimmt er*sie gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG nicht an Wahlen teil. 

 

(5) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten.  
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§ 7 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen und in eigener Sache zudem die 

akademischen Mitarbeiter*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf der Schriftform und 

ist zu begründen. 

 

(2) 1Der*Die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrages und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 

Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 6 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 6 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufügen sind die 
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eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 

Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 

 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 9 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

 

§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 

 
1Durch die Verleihung der Bezeichnung ist der*die außerplanmäßige Professor*in 

berechtigt und bis zur Erreichung der Regelaltersgrenze gem. § 31 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, 

2 LBG NRW verpflichtet, auf ihrem*seinem Fachgebiet im Umfang von zwei 

Semesterwochenstunden zu lehren. 2Satz 1 gilt nicht, soweit für den*die 

außerplanmäßige*n Professor*in bereits aus einem anderen rechtlichen Grund eine 

Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität besteht. 3Auf Antrag 

des*der außerplanmäßigen Professors*Professorin kann der*die Dekan*in ihn*sie aus 

wichtigem Grund von der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. 4Die Befreiung soll auf 

ein Semester oder ein Studienjahr befristet werden. 5Eine unbefristete Befreiung ist zu 

widerrufen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. 6Ein Anspruch auf Ausstattung, 

Arbeitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 

 

§ 9 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder Vertrauen kann insbesondere dadurch verletzt 

werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ihrer*seiner Lehrverpflichtung an 

der Universität mehr als zwei Jahre nicht nachkommt. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen ein*e Begünstigte*r  

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 
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3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*Dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 

geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 

 

§ 10 Inkrafttreten 

 
1Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Zugleich 

tritt die Verfahrensordnung der Fakultät Physik zur Verleihung der Bezeichnungen 

„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ vom 10. Mai 2015 (AM Nr. 13/2015, S. 1), außer Kraft. 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Physik der 

Technischen Universität Dortmund vom 18.10.2023. 

 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 

der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher 

beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des 

Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

 

Dortmund, den 5. Dezember 2023 

 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Universitätsprofessor 

Dr. Manfred Bayer 
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Verfahrensordnung der Fakultät Raumplanung zur Verleihung der 

Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

vom 5. Dezember 2023 

 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die 

Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 

16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. August 2023 

(GV. NRW. S. 1072), hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 

erlassen: 

 

Abschnitt 1: Geltungsbereich 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät Raumplanung durchgeführten Verfahren zur 

Verleihung der Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“. 

 

Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 

 

§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 

Abs. 2 HG von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der 

Fakultät vertretenen Fachgebiet 

1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und Methoden oder 

2. in Forschung und Lehre 

hervorragende Leistungen erbringen, die den Anforderungen für hauptberufliche 

Professor*innen entsprechen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. 2Die Frist kann bei Vorliegen 

außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 

 

(3) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten. 

 

§ 3 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen der Fakultät. 3Der Antrag muss von 
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mindestens der Hälfte der Hochschullehrer*innen der Fakultät unterstützt werden, 

bedarf der Schriftform und ist zu begründen; er muss von den ihn unterstützenden 

Hochschullehrer*innen unterzeichnet werden. 

 

(2) 1Der*Die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrags und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 

Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 2 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 2 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegt. 2Der Begründung beizufügen sind die 

eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 
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Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 

 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 5 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

 

§ 4 Rechtsstellung einer*eines Honorarprofessorin*Honorarprofessors 

 

(1) 1Die Verleihung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den Anspruch auf 

Übertragung eines Amtes. 2Der*Die Honorarprofessor*in ist befugt, die Bezeichnung 

„Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 

 

(2) 1Durch die Verleihung wird der*die Honorarprofessor*in Mitglied der Universität 

gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG. 2Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied 

der Universität gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG ist, nimmt er*sie an Wahlen gemäß § 9 Abs. 1 

S. 4 HG nicht teil. 

 

(3) 1Die Bezeichnung wird in der Erwartung verliehen, dass der*die Honorarprofessor*in 

eine enge Bindung zur Universität pflegt und sich auf seinem*ihrem Fachgebiet an 

Forschung und Lehre beteiligt. 2Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz und 

Vergütung besteht nicht. 

 

§ 5 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder das Vertrauen kann insbesondere dadurch 

verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ohne wichtigen Grund die 

Lehrtätigkeit an der Universität mehr als zwei Jahre nicht ausgeübt hat, ohne dass 

die*der Berechtigte in den Ruhestand eingetreten ist. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen die*der Begünstigte 

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 
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3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 

geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ 

 

§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die 

Einstellungsvoraussetzungen einer*eines Professorin*Professors nach § 36 HG 

erfüllen und in Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen gemäß 

§ 36 HG voraus. 2Die Lehrtätigkeit muss mindestens 2 Semesterwochenstunden 

umfassen. 3Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt 

werden. 

 

(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätigkeit 

zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus besonderes 

Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet oder 

Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben. 

 

(4) 1Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 

Anspruch auf Übertragung eines Amtes. 2Der*Die außerplanmäßige Professor*in ist 

befugt, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 3Durch die 

Verleihung der Bezeichnung wird er*sie Mitglied der Universität gemäß § 9 Abs. 1 

S. 1 HG. 4Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied der Universität ist, 

nimmt er*sie gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG nicht an Wahlen teil. 

 

(5) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten. 

 

§ 7 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen und in eigener Sache zudem die 
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akademischen Mitarbeiter*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf der Schriftform und 

ist zu begründen. 

(2) 1Der*Die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrages und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 

Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 6 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 6 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufügen sind die 

eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 

Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 
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(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 9 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

 

§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 

 
1Durch die Verleihung der Bezeichnung ist der*die außerplanmäßige Professor*in 

berechtigt und bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze gem. § 31 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, 

2 LBG NRW verpflichtet, auf ihrem*seinem Fachgebiet im Umfang von zwei 

Semesterwochenstunden zu lehren. 2Satz 1 gilt nicht, soweit für den*die 

außerplanmäßige*n Professor*in bereits aus einem anderen rechtlichen Grund eine 

Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität besteht. 3Auf Antrag 

des*der außerplanmäßigen Professors*Professorin kann der*die Dekan*in ihn*sie aus 

wichtigem Grund von der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. 4Die Befreiung soll auf 

ein Semester oder ein Studienjahr befristet werden. 5Eine unbefristete Befreiung ist zu 

widerrufen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. 6Ein Anspruch auf Ausstattung, 

Arbeitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 

 

§ 9 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder Vertrauen kann insbesondere dadurch verletzt 

werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ihrer*seiner Lehrverpflichtung an 

der Universität mehr als zwei Jahre nicht nachkommt. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen die*der Begünstigte 

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 
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geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 

 

§ 10 Inkrafttreten 

 
1Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Zugleich 

tritt die Verfahrensordnung der Fakultät Raumplanung zur Verleihung der Bezeichnungen 

„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ vom 16. Oktober 2014 (AM Nr. 16/2014, S. 53), außer Kraft. 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Raumplanung der 

Technischen Universität Dortmund vom 25.10.2023. 

 

 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 

der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher 

beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des 

Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

 

Dortmund, den 5. Dezember 2023 

 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Universitätsprofessor 

Dr. Manfred Bayer 
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Verfahrensordnung der Fakultät Statistik zur Verleihung der 

Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

vom 11. Dezember 2023 

 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die 

Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 

16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. August 2023 

(GV. NRW. S. 1072), hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 

erlassen: 

 

Abschnitt 1: Geltungsbereich 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät Statistik durchgeführten Verfahren zur 

Verleihung der Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und 

„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“. 

 

Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 

 

§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 

Abs. 2 HG von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der 

Fakultät vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptberufliche 

Professor*innen hervorragende Leistungen 

1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und Methoden oder 

2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 

Kunstausübung 

erbringen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. 2Die Frist kann bei Vorliegen 

außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 

 

(3) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten.  
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§ 3 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf 

der Schriftform und ist zu begründen. 

 

(2) 1Der*Die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrags und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 

Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 2 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 2 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufügen sind die 
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eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 

Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 

 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 5 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

 

§ 4 Rechtsstellung einer*eines Honorarprofessorin*Honorarprofessors 

 

(1) 1Die Verleihung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den Anspruch auf 

Übertragung eines Amtes. 2Der*Die Honorarprofessor*in ist befugt, die Bezeichnung 

„Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 

 

(2) 1Durch die Verleihung wird der*die Honorarprofessor*in Mitglied der Universität 

gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG. 2Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied 

der Universität gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 HG ist, nimmt er*sie an Wahlen gemäß § 9 Abs. 1 

S. 4 HG nicht teil. 

 

(3) 1Die Bezeichnung wird in der Erwartung verliehen, dass der*die Honorarprofessor*in 

eine enge Bindung zur Universität pflegt und sich auf seinem*ihrem Fachgebiet an 

Forschung und Lehre beteiligt. 2Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz und 

Vergütung besteht nicht. 

 

§ 5 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder das Vertrauen kann insbesondere dadurch 

verletzt werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ohne wichtigen Grund die 

Lehrtätigkeit an der Universität mehr als zwei Jahre nicht ausgeübt hat, ohne dass 

die*der Berechtigte in den Ruhestand eingetreten ist. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen ein*e Begünstigte*r 
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1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*Dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 

geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ 

 

§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 

 

(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 

kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die 

Einstellungsvoraussetzungen einer*eines Professorin*Professors nach § 36 HG 

erfüllen und in Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätigkeit 

von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen gemäß 

§ 36 HG voraus. 2Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 

2 Semesterwochenstunden umfassen. 3Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 

Leistungen abgekürzt werden. 

 

(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätigkeit 

zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus besonderes 

Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet oder 

Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben. 

 

(4) 1Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 

Anspruch auf Übertragung eines Amtes. 2Der*Die außerplanmäßige Professor*in ist 

befugt, die Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen. 3Durch die 

Verleihung der Bezeichnung wird er*sie Mitglied der Universität gemäß § 9 Abs. 1 

S. 1 HG. 4Soweit er*sie nicht zugleich aus anderen Gründen Mitglied der Universität ist, 

nimmt er*sie gemäß § 9 Abs. 1 S. 4 HG nicht an Wahlen teil. 

 

(5) 1Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll 

erfolgen. 2Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 

Verteilung zu achten. 
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§ 7 Verleihungsverfahren 

 

(1) 1Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an den*die Dekan*in zu richten. 
2Antragsberechtigt sind die Hochschullehrer*innen und in eigener Sache zudem die 

akademischen Mitarbeiter*innen der Fakultät. 3Der Antrag bedarf der Schriftform und 

ist zu begründen. 

 

(2) 1Der*Die Dekan*in informiert das Rektorat über den Eingang des Antrages und leitet 

diesen im Anschluss an den Fakultätsrat weiter. 2Der Fakultätsrat lehnt die Eröffnung 

des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraussetzungen offensichtlich nicht 

vorliegen. 3Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die Eröffnung des Verfahrens. 

 

(3) 1Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorbereitung 

der Entscheidung über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommission. 2Mit 

Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehrer*innen, ein*e 

akademische*r Mitarbeiter*in und ein*e Studierende*r an. 3Die 

Hochschullehrer*innen müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hochschule, die 

übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; mindestens ein 

Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät sein. 4Die 

Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtigten 

Vertreter*innen der Gruppe der Hochschullehrer*innen mindestens einen Sitz mehr als 

die übrigen Mitglieder haben. 5Der Fakultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht 

stimmberechtigte Mitglieder der Kommission wählen. 6Unter den stimmberechtigten 

Mitgliedern der Kommission wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine*n 

Professor*in zum*zur Vorsitzenden der Kommission. 7Im Fall des vorzeitigen 

Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder des*der Vorsitzenden wählt der 

Fakultätsrat unverzüglich eine*n entsprechende*n Nachfolger*in. 8Die Kommission 

soll geschlechtsparitätisch besetzt sein. 9Die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universität ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 

 

(4) 1Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 

die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung ausspricht. 
2Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 2 und 

mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. 

§ 6 Abs. 1 beizufügen. 3Die Gutachter*innen müssen fachkompetente Professor*innen 

sein, die Gutachter*innen über die Verleihungsvoraussetzungen i.S.d. § 6 Abs. 1 

müssen darüber hinaus auswärtige Professor*innen sein. 

 

(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über die 

Verleihung der Bezeichnung. 

 

(6) 1Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 

der*die Dekan*in das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung der 

Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen und den 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 

Nr.26/2023          Seite 153 

 

Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. 2Der Begründung beizufügen sind die 

eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis der 

Veröffentlichungen der*des Betroffenen. 3Das Rektorat prüft anhand der vorgelegten 

Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden Erwägungen 

durchgeführt wurde. 

 

(7) 1Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von dem*der Rektor*in und dem*der 

Dekan*in eigenhändig unterzeichnet. 2In der Urkunde ist auf die Möglichkeit der 

Rücknahme und des Widerrufs der Verleihung der Bezeichnung gemäß § 9 hinzuweisen. 
3Die Verleihung wird mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht 

in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 4Die Verleihung auf einen 

zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig. 

 

§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 

 
1Durch die Verleihung der Bezeichnung ist der*die außerplanmäßige Professor*in 

berechtigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres verpflichtet, auf ihrem*seinem 

Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwochenstunden zu lehren. 2Satz 1 gilt nicht, 

soweit für den*die außerplanmäßige*n Professor*in bereits aus einem anderen 

rechtlichen Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität 

besteht. 3Auf Antrag des*der außerplanmäßigen Professors*Professorin kann der*die 

Dekan*in ihn*sie aus wichtigem Grund von der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. 
4Die Befreiung soll auf ein Semester oder ein Studienjahr befristet werden. 5Eine 

unbefristete Befreiung ist zu widerrufen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. 6Ein 

Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 

 

§ 9 Rücknahme und Widerruf 

 

(1) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte 

durch ihr*sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre*seine Stellung 

erfordert, verletzt. 2Das Ansehen oder Vertrauen kann insbesondere dadurch verletzt 

werden, dass die*der Berechtigte eine Handlung begeht, die bei einer*einem 

Beamtin*Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur Folge hätte, die nur in einem 

Disziplinarverfahren verhängt werden kann. 3Die Verleihung der Bezeichnung kann 

zudem widerrufen werden, wenn die*der Berechtigte ihrer*seiner Lehrverpflichtung an 

der Universität mehr als zwei Jahre nicht nachkommt. 

 

(2) 1Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 

vorliegt, der bei einer*einem Beamtin*Beamten die Rücknahme der Ernennung 

rechtfertigen würde. 2Die Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 

werden, in denen ein*e Begünstigte*r  

1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 

oder unvollständig waren oder 
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3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

kannte. 

(3) 1Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. 2Der*Dem Betroffenen 

ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 

geben. 3Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 

 

§ 10 Inkrafttreten 

 
1Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 

Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 2Zugleich 

tritt die Verfahrensordnung der Fakultät Statistik zur Verleihung der Bezeichnungen 

„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Professorin“ / 

„außerplanmäßiger Professor“ vom 27. Januar 2016 (AM Nr. 4/2016, S. 59), außer Kraft. 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Statistik der 

Technischen Universität Dortmund vom 25.10.2023. 

 

 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 

der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher 

beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des 

Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

Dortmund, den 11. Dezember 2023 

 

Der Rektor 

der Technischen Universität Dortmund 

 

Universitätsprofessor 

Dr. Manfred Bayer 
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